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PRÄSIDENT SA8SMANN (um 15 Uhr
6 Minuten): Ich eröffne die Sitzung. Das
Protokoll der letzten Sitzung ist geschäfts
ordnungsmäßig aufgelegen; es ist unbean
standet geblieben, demnach als genehmigt zu
betrachten.

Von der heutigen Sitzung haben sich ent
schuldigt die Herren Abgeordneten An der 1,
Pos pis chi 1 und Landesrat Gen n e r.

Ich ersuche um Mitteilung des Einlaufes.

SCHRIFTFÜHRER (liest): Auslieferungs
begehren des Bezirksgerichtes Tulln, Ab
teilung 2, Zahl U 1266/53, vom 18. Jänner 1954,
betreffend Landtagsabgeordneten Edmund
Hai ni s c h wegen Übertretung der §§ 431
und 312, Strafgesetz.

Vorlage der Landesregierullg, Landesamt
1I/2, betreffend Gemeindeverband und Bezirks
verwaltungsbehörde Amstetten, Bericht des
Rechnungshofes über Gebarungsprüfung 1951
und 1952.

PRÄSIDENT SASSMANN : Zu den z.wei
eingelangten Anfragen hat sich Herr Ab
geordneter End 1 zur Geschäftsordnung zum
Wort gemeldet.

Abg. ENDL: Ich ersuche den Präsidenten
des Hohen Hauses, die beiden Anfragen zur
Verlesung bringen zu lassen.

PRÄSIDENT SAS~MANN: Sie haben den
Antrag gehört. (Nach Abstimmung): A n
ge n 0 mme n.

Ich ersuche den Herrn Schriftführer, die
beiden Anfragen an den Herrn Landeshaupt
mann ZUr Verlesung zu bringen.

SCHRIFTFÜHRER (liest):

Anfrage der Abgeordneten Präsident Endl,
Hainisch, Ing. Hirmann, Hilgarth, Ernecker,
Etlinger und Genossen an den Herrn Landes
hauptmann, betreffend das Ausmaß der
Arbeitslosigkeit in Niederösterreich und Maß
nahmen zur Bekämpfung derselben.

Die Öffentlichkeit wurde durch die in den
letzten Wochen wiederholt erfolgten Presse
berichte und durch Beschlüsse von Körper
schaften, weIche die Arbeitslosigkeit in Nie
derösterreich zum Gegenstand hatten, beun
ruhigt und der Anschein erweckt, als wäre
seitens der Landesregierung keine entspre
chende Vorsorge getroffen worden, um diesem
Übel entgegenzuwirken. Die hierbei auf-.
gestellten Behauptungen gehen sogar so weit,
der Mehrheitspartei Niederösterreichs anZu
lasten, sie verhindere die Arbeitsbeschaffung
und bezwecke geradezu die Arbeitslosigkeit.
Diese Berichte widersprechen den Beschlüssen
des niederösterreichischen Landtages, betref
fend das Nachtragsbudgets 1953, das Budget
1954, und dem Beschluß über dasSonderbaupro
gramm für Flußregulierungen, die tatsäch
liche Maßnahmen zur Bekämpfung der Win
terarbeitslosigkeit treffen. Besonders deutlich
zeigt sich das bei der Behauptung, das Son
derbauprogramm für Flußregulierungen wäre
von ursprünglich 60 Millionen Schilling auf
16 Millionen Schilling gekürzt worden. Diese
Berichte und Beschlüs,s.e entbehren alle aber
einer seriösen Argumentation und gehen viel
fach von nicht zutreffenden Unterlagen, vor
allem Zahlen, aus.

Die Abgeordneten der öVP sehen sich da
her veranlaßt, an den Herrn Landeshaupt
mann durch die gefertigten Abgeordneten fol
gende Anfragen zu richten:
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1. Wie hoch ist den Aufzeichnungen der zu
ständigen Stellen zufolge der Stand der Be
schäftigten und der Arbeitslosen in Nieder
österreich ?

2. Ist es richtig, daß seitens der Landesregie
rung nichts unternommen wurde, um der
Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken?

3. Ist es wahr, daß das mit 60 Millionen Schil
ling dotierte Sonderbauprogramm für Fluß
regulierungen auf 16 Millionen Schilling
gekürzt wurde?

Anfrage der Abgeordneten Hilgarth, Stang
ler, Prof. Zach, Müllner, Reitzl, Marchsteiner
und Genossen an den Herrn Landeshaupt
mann, betreffend eine Presserneldung der
"Arbeiter-Zeitung" vom 27. Jänner 1954 unter
dem Titel "Keine Ausnahme für Herrn
Naderer!" Ein Strafverfahren gegen den öVP
Vizepräsidenten des niederösterreichischen
Landesschulrates.

In der "Arbeiter-Zeitung" vom 27. Jänner
1954 wurde in dem oben bezeichneten
Artikel behauptet, der geschäftsführende
zweite Präsident des Landesschulrates für Nie
derösterreich hätte sich des VeI1brechens des
Mißbrauches der Amtsgewalt schuldig ge
macht. Erklärend wurde beigefügt, daß die
Lehrerin Margarete Müller aus Ebersdorf,
Bezirk Melk, im Jahre 1949 gegen ihre Vor.
gesetzten, einen Oberlehrer und den zustän
digen Bezirksschulinspektor, eine Ehren
beleidigungsklage beim Bezirksgericht Melk
eingebracht hat, anderseits aber in Diszipli
naruntersuchung gezogen wurde. Vor Be
endigung des Ehrenbeleidigungs- und Diszi
plinarverfahrens verstarb sie im Kranken
haus St. Pölten am 19. März 1950. Der Gatte
der Verstorbenen, Heinrich Müller, steIlte
nun beim Landesschulrat fÜr Niedel'österreich
das Begehren um rasche Flüssigmachung des
Todesfallbeitrages und restlose Nachzahlung
von zu Unrecht vorbehaltenen Bezügen. An
läßlich einer Vorsprache bei Vizepräsident
Richard Naderer ,soll dieser ihm folgende Er
klärung abgegeben haben:

"Solange Sie gegen den Bezirksschul
inspektor die Klage führen, werde ich kein"
Weisung wegen der Nachzahlung geben.
Ebenso unterbleibt die Auszahlung des Todes
fallbeitrages."

An diese Schilderung knüpft dieser Bericht,
zumal tatsächlich die Auszahlung der gefor
derten Beträge erst elf Monate später nach
dem gesteIltenAnsuchen erfolgte, den zwingen
den Schluß, daß Vizepräsident RichardNaderer
sich des Mißbrauches der Amtsgewalt schul
dig gemacht hat. Weiter wurde unter dem
Motiv "Für Herrn NaJderer darf es keine Aus
nahme geben" die Forderung erhoben, Vize-

präsident Naderer sofort außer Dienst zu
stellen.

Da derartige Verdachtsmomente geeignet
sind, das Ansehen der Behörde schwer zu
schädigen und das Vertrauen der Bevöl
kerung zu untergraben, sehen sich die gefer
tigten Abgeordneten zwecks unverzüglicher
Aufklärung des Sachverhalts veranlaßt, an
den Herrn Landeshauptmann die Anfrage zu
richten:

Hat der Herr Landeshauptmann von einer
Anklage gegen Vizepräsident Richard
N3Iderer amtlich Kenntnis erlangt, von wem
wurde eine Anzeige erstattet und welches Er
gebnis hat das angebliche Verfahren ge
zeitigt?

PRÄSIDENT SASSMANN : Heide Anfragen
werden dem Herrn Landeshauptmann zu
gewiesen. Ich ersuche nun den Herrn Schrift
führer um Mitteilung der eingelangten An
träge.

SCHRIFTFüHRER (liest):

Antrag der AbgeoJ1dneten Dr. Haberzettl,
Kuchner, Bachinger, Mitterhauser, Prof. Zach,
Fehringer und Genossen, betreffend die Ver
hinderung des Verfalles des Althausbestandes.

Antrag der Abgeordneten Worr~drak, Doktor
Steingötter, Staffa, Wenger, Zettel, Tatzber
und Genossen, betreffend Schaffung der
gesetzlichen Grundlagen für die Durchführung
der Landtagswahlen 1954.

PRÄSIDENT SASSMANN (nach Zuwei
sung des Einlaufes an die Z1tständigen Aus
schüsse): Wir gelangen zur Beratung der
Tagesordnung. Ich ersuche den Herrn Ab
geordneten S t a f f a, die Verhandlung zur
Zahl 462 einzuleiten.

Berichterstatter Abg. STAFFA: Hoher
Lallidtag! Ich habe namens des Verfassungs
ausschusses über die Vorlag,e der Landes
regierung, betreffend die Erhebung der Orts
gemeinde Bad Vöslau, Verwaltungsbezirk
Baden, Zur Stadtgemeinde, zu berichten. Der
Ort 'vöslau ist bereits im 12. und 13. Jahr
hundert erstmalig in Archivaufzeichnungen
des Stiftes Heiligenkreuz nachgewiesen. Im
Verlauf seiner weiteren geschichtlichen Ent
wicklung war der Ort bis 1848 der Herrschaft
Vöslau untertan; erst im Jahre 1855 scheint
Vöslau als selbständige Ortsgemeindeauf.
Die wirtschaftliche Entwicklung des als
GassengruppendQrf anzusprechenden Ortes
geht Hand in Hand mit dieser geschichtlichen,
und erst die freie Gemeinde Vöslau zeigt vom
Jahre 1854 (79 Häuser mit 826 Einwohnern)
bis heute (zirka 1000 Häuser mit rund
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5400 Einwohnern) eine fast sprunghafte Ent
wicklung.

Während Vöslau bis in die erste Hälfte des
19. Jahrhunderts vorwiegend als Weinbau
gemeinde anzusprechen war, brachte der Bau
der Südbahn dem Ort auch eine bemerkens
werte industrielle Entwicklung durch drei
Fabrikbetriebe, worunter sich schon 1833 die
bekannte Vöslauer Kammgarnfabrik befand,
die heute fast 3000 Acbeiter beschäftigt und
das finanz,ielle Rückgrat der Gemeinde bildet.

Neben dieser erfreulichen industriellen Ent
wicklung genießen die Vöslauer Rotweine
Weltruf, Dazu kam noch, durch die Ver
besserung der Verkehrs,verhältnisse, daß
Vös},au bereits vor dem ersten Weltkrieg zu
einer der beliebtesten Sommerfrischen in der
Umgebung Wiens zählte, und daß seine Heil
quellen die Errichtung eines weit über den
Grenzen Österreichs hinaus bekannten war
men Strandbades sowie den VeI'kauf eines
medizinisch empfohlenen Medizinalwassers er
möglichten. Aber auch nach 1945 entwickelte
sich der Badekurort Vöslau trotz anfänglicher
Schwierigkeiten als bedeutender Fremdenver
kehrsort, und bereits im Jahre 1952 wies Bad
Vöslau wieder eine Nächtigungs~iffer von
8609 auf.

Der Kurort Vöslau stellt sohin eine glück
liche Verbindung zwischen einer Industrie
stadt, einer Weinbaugemeinde und einem Kur
ort dar. Die mustergültig arbeitende Ge
meindeverwaltung unter Leitung ihres ener·
gischen und zielbewußten Bürgermeisters
weiß die der Gemeinde zur Verfügung stehen
den Möglichkeiten entsprechend zu verwerten
und errichtete in den letzten drei Jahren eine
den ganzen Ort umfassende und mit allen
modernen Errungenschaften ausgestattete
Kanalisation. Vöslau besitzt bereits seit dem
Jahre 1929 eine moderne Wasserleitung und
ist seit einigen Jahren der Sitz des Wasser
leitungsverbandes der Triestingtal- und Süd
bahngemeinden, zu dessen Gründern es zählt.

Der Gemeinderat von Bad. Vöslau faßte
daher in seiner Sitzung am 12. Juni 1953 den
einstimmigen Beschluß, beim Landtag von
Niederösterreich den Antrag auf Erhebung
der Ortsgemeinde Bad Vöslau zur Stadt
gemeinde zu stellen.

Die Bezirkshauptmannschaft Baden sowie
alle anderen in Betracht kommenden Behör
den und Ämter erheben gegen die Stadt
erhebung keine Einwendungen.

Das Landesarchiv für Niederösterreich be
schreibt das seit dem 19. Jahrhundert in
Gebrauch stehende Gemeindewappen, das nun
mehr der neuen Stadt als Stadtwappen ver
liehen werden soll, wie folgt: "In einem

blauen Schild auf grünem Rasen eine natur
farbene Eiche (Stamm braun, Laubkrone
grün), aus ,iieren Stamm rechts ein Ast
stumpf hervorrragt ; links an den Baum
stamm gelehnt ein goldenes Faß mit sechs
schwarzen Reifen", und begrüßt gleichfalls
die Stadter1;lebung.

Ich erlaube mir daher im Namen des Ver
fassungsausschusses folgenden Antrag zu
stellen (liest).'

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

,,1. Die Erhebung der Ortsgemeinde Bad
Vöslau im Verwaltungsbezirk Baden zur Stadt
wird gemäß § 2 des Gesetzes vom 17. Juni
1926, LGBl. NI'. 145, genehmigt.

2. Die Landesregierung wird beauftragt,
wegen Durchführung dieses Landtagsbeschlus
ses das Erforderliche zu veranlassen."

Ich bitte um Annahme dieses Antrages.

PRÄSIDENT SASSMANN : Es liegt keine
Wortmeldung vor, wir kommen zur Abstim
mung. (Nach Abstimmung).' An gen 0 m
men.

Zum Wort hat sich der Herr L a n d e s
hau p t man n gemeldet. Ich erteile es ihm.

Landeshauptmann STEINBÖCK: Hohes
Haus! Zu der Anfrage der AJbgeordneten
Endl, Hainisch, Ing. Hirmann, Hilgarth, IDr
necker, EtIinger und Genossen, betreffend
das Ausmaß der Arbeitslosigkeit in Nieder
öster.reich und Maßnahmen zur Bekämpfung
derselben, gestatte ich mir dem Hohen Hause
folgendes mitzuteilen:

Zu Punkt 1 dieser Anfrage: Wie hoch ist
den Auf1zeichnungen der zuständigen Stellen
zufolge der Stand der Beschäftigten und der
Arbeitslosen in Niederösterreich ?

Auf Grund von Berichten der Arbeits
ämter kann ich hinsichtlich des Ausmaßes
der Beschäftigten und der Arbeitslosigkeit in
Niederösterreich folgendes sagen: Die Zahl
der Beschäftigten im Jahresdurchschnitt 1953
betrug 279.000. Im Dezember desselben Jahres
war jedoch der Beschäftigtenstand gegenüber
Dezember 1952 um 6800 gestiegen. Für Jänner
1954 steht jedoch die Zahl der Beschäftigten
noch nicht zur Verfügung. Demgegenüber
war die Zahl der Arbeitslosen im Verhältnis
zum Dezember 1952 nur um 1751 geringer, ob
wohl, wie bereits erwähnt, die Zahl der
Beschäftigten wesentlich gestiegen war. Mit
anderen Worten heißt dies, daß es möglich
war, eine beachtIiche Zahl von Menschen in
den Arbeitsprozeß neu einzugliedern. Die E,r
höhung des Beschäftigtenstandes um 6800 ist
demnach bei der Beurteilung der AI1beits-
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losigkeit, um sich ein objektives Bild zu ver
schaffen, unbedingt 'zu berücksichtigen. Die
Ursachen der Steigerung der Beschäftigten
zahl, die jährlich zirka 3000 bis 5000 beträgt,
ergibt sich aus dem Einschalten jugendlicher
Personen als auch Familienversorgter und
nicht zuletzt auch von Personen aus der Land
wirtschaft in den Arbeitspmzeß. Die Zahl der
vorgemerkten Arbeitsuchenden betrug am
31. Jänner 1954 52.700, dagegen am 31. Jän
ner 1953 48.200. Somit ist eine Steigerung
der Zahl der Arbeitslosen um 4500 zu ver
zeichnen. Wenn man nun dieser Zahl den
bereits erwähnten Zuwachs an Beschäftigten
von 6800 gegenüberstellt, so ergibt sich, daß
der Beschäftigtenstand nicht nur gleich
geblieben ist, sondern sich um einiges erhöht
hat.

Nicht mitberücksichtigt sind bei dieser
Arbeitslosenziffer die 6984 vorgemerkten
Arbeitsuchenden der Randgemeinden, da sie
der wirtschaftlichen Einfiußsphäre des Lan
des Niederösterreich nicht direkt unterstehen;
jedoch liegt uns ihr wirtschaftliches Wohl
sehr am Herzen. Zu berücksichtigen ist nun
auch, daß manche Wirtschaftsz,weige stark
konjunkturabhängig, z. B. Textil- und Metall
betriebe, hingegen Bauwirtschaft und Außen
arbeiten stark witterungsabhängig sind.

Zu Punkt 2 der Anfrage: Ist es richtig, daß
seitens der Landesregierung nichts unternom
men wurde, um der Arbeitslosigkeit entgegen
zuwirken?

Im Gegenteil, die niederösterreichische Lan
desregierung hat zur wirksamen Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit, insbeso'l1dere während
der Monate Jänner, Februar und März, ein
umfassendes Arbeitsbeschaffungsprogramm
entwickelt, welches drei Gruppen von Bauten
umfaßt:

1. Fortführung laufender, bereits im letzten
Quartal des Vorjahres begonnener Arbeiten.

2. gauten aus dem Nachtragskredit.
3. Zusätzliche Bauten, welche bei Eintritt

besserer Witterungsverhältnisse begonnen
werden können.

Die laufenden Bauvorhaben, aus dem
ordentlichen unld außerordentlichen Voran
schlag gedeckt, umfassen für den Hochbau,
einschließlich Gemeindehochbauten und Schu
len, 457 Baurvorhaben. Der Straßenbau weist
in diesem Rahmen für Landes- und Bundes·,
straßen sowie für Konkurrenzstraßen und für
den Brückenbau 88 Bauvorhaben auf. Der all
gemeine und kulturtechnische Wasserbau hat
120 Baustellen im Betrieb. Der Maschinenbau
und die Elektrotechnik melden, im Zusammen
hang mit größeren Hochbauten, 135 kleinere
Baustellen. An Güterwegbauten und an Bau
ten der Wildbachverbauung sind zusammen

54 gemeldet. Zusammenfassend daher 925 Bau
vorhaben mit 6060 beschäftigten Arbeits
kräften. Leider mußten verschiedene Bauvor
haben durch die Strenge des Mitte Jänner
einsetzenden Winters mit Rücksicht auf die
dort Beschäftigten eingestellt werden.

Die Bauten aus dem Nachtragskredit be
ziehungsweise aus den Mitteln der Über
schreitungsbewilligungen umfassen für den
Hochbau und die Elektrotechnik zusammen
zelm Bauvorhaben, für den Straßenbau
25 Bauvorhaben und für den kulturtech
nischen Was3erbau 52 Bauvorhaben; weiter
48 Baustellen der Güterwege und gemeinsame
Anlagen der Agrarbezirksbehörde. Die Sum
mierung dieses Arbeitskomplexes ergibt 135
Baustellen mit 1380 beschäftigten Arbeits
kräften. Wegen der Fortführung gewisser
Bauvorhaben während der strengen Kälte seit
Mitte Jänner 1954 gelten ähnliche über
legungen wie bei den laufenden Bauten. Die
laufenden Bauvorhaben und die Bauvorhaben
aus den Mitteln des Nachtragskredites be
ziehungsweise der Überschreitungsbewilligwn
gen ergeben 1000 Bauvorhaben mit 7000 be
schäfügten Arbeitskräften. Auf Grund der
eingelangten MeLdungen sind 433 Bauvor
haben mit 2556 Arbeitskräften im Laufen. In
finanzieller Hinsicht stehen bei dem für die
Beschäftigung von Arbeitskräften besonders
in die Waagschale fallenden Straßenbau aus
Voranschlagsansätzen des ordentlichen und
außerordentlichen Voranschlages zusammen
6,25 Millioruen Schilling zur Verfügung.
Außerdem bringt es der harte Winter mit
sich, daß aus dem normalen Budget für die
Ausgaben des Winterdienstes rund 2 Millionen
Schilling vorgesehen sind.

Außerdem wevden für Bundesstraßen aus
dem Nachtragskredit 1953 und aus dem nor
malen Budget 1954 unter der Annahme, daß
das Wetter eine Wiederaufnahme der Arbei
ten gestattet, 19 Baulose mit einem Gesamt
aufwand von rund 4 Millionen Schilling er
öffnet werden. Demgegenüber können aus
dem für Landesstraßen bewilligten Kredit
von 4,4 Millionen Schilling 32 Baulose er
öffnet werden. Jedenfalls ist beabsichtigt, im
ersten Vierteljahr 1954 die im Winter be
gonnenen Arbeiten weiterzuführen und auch
abzuschließen. Über diesen Rahmen hinaus
werden bereits 41 Baulose baureif gemacht
und ausgeschrieben werden. Die Vergebung
wird zeitgerecht erfolgen. Der für diese Bau
lose aufgewendete Betrag beläuft sich auf
2 Millionen Schilling.

Weiter ist zu erwähnen, daß die notwen
digen Vorbereitungen im Rahmen des 60-Mil
lionen-Programmes bereits eingeleitet und die
Projekterstellungen zum größten Teil fertig

.~
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sind. Im Wasserbau ist es möglich, nach Maß
gabe der WitterungsverhäItnisse gewisse Bau
arbeiten auch über den Winter durchzuziehen.
In diesem Rahmen wäre zu erwähnen: Die
Fischaregulierung in Wiener Neustadt, die
Gmoßbachregulierung in Wullersdorf, die
Gölsenregulierung in St. Veit, die Göttles
brunnergrabenregulierung in Göttlesbrunn,
die Nachdammarbeiten in Stillfried, die
Mauerbachregulierung in Mauerbach, die
Melkregulierung zweite Baustrecke, die
Michelbachregulierung in Böheimkirchen, die
Perschlingregulierung in Perersdorf-Fahra,
die Pielachmgulierung in Klangen und Kirch
berg, die Poysbachregulierung in Wal
terskirchen, die Pulkauregrulierung, die
Reisenbachregulierung in Reisenberg, die
Schmidaregulierung in Perzendorf-Absdorf,
die Schwechatregulierung in Baden, die
Schildbachregulierung in Schiltern, die Trie
stingregulierung in Leobersldorf, die Wiesen
bachregulierung in Wiesenfeld, die Ybbsregu
lierung in Euratsfeld-Truckenstetten und die
LewingbachregulierulIlg in Amstetten.

Für die kulturtechnischen Wasserbauten
stehen für Ent- und Bewässerungsanlagen aus
Sonderkrediten und aus verfügbaren Bundes
beiträgen an gesamten Förderungsmitteln bis
Ende März 1954 rund 7,5 Millionen Schilling
zur Verfügung. Dies entspricht einer Bau
kostensumme von 10 Millionen Schilling.

Bei voller Ausschöpfung des Restkredites
1953 können kulturtechnische Wasserbauten
bis Ende März 1954 mit einem Aufwand von
16 Millionen Schilling durchgeführt werden.

Die aus Landes- und Bundesmitteln be
deckten Hochbauarbeiten umfassen einen
finanziellen Aufwand von 2 Millionen Schilling.

Daraus ist eindeutig zu ersehen, daß· die
niederösterreichische Landesregierung und
die unterstellten technischen Referate durch
Planung und vorausschauende Tätigkeit hin
sichtlich der Finanzierung, Projektierung und
Ausschreibung der in Betracht kommenden
Arbeiten alles getan haben, um die Winter
arbeitslosigkeit im ersten Quartal 1954 ein
zuschränken.

Wenn auch durch den Eintritt der großen
Kälte gewisse Bauvorhaben eingestellt wer
den mußten, so steht fest, daß mit Eintritt
besserer Witterungsverhältnisse die Arbeit in
vollem Umfang wiederaufgenommen werden
kann.

Zusammenfassend stelle ich noch ab
schließend fest, daß für die Arbeitsbeschaf
fung durch das Nachtragsbudget 1953, den
Voranschlag für das Jahr 1954 und durch das
Sonderbauprogramm für Flußregulierungen
insgesamt 233 Millionen Schilling zum Ein
satz gebracht sind.

Zu Punkt 3 der Anfrage: Ist es wahr, daß
das mit 60 Millionen Schilling dotierte Son
derbauprogramm für Flußregulierungen auf
16 Millionen Schilling gekürzt wurde?

Es ist unwahr, wenn behauptet wird, das
mit 60 Millionen Schilling dotierte Sonder
bauprogramm für Flußregulierungen wäre
auf 16 Milliolnen Schilling gekürzt worden,
da der gesamte Betrag sichergestellt ist un::',
Kürzungen weder bisher vorgenommen noch
in Zukunft beabsichtigt sind. Der Landtag
hat vielmehr dieses Sonderbauprogramm in
seiner 4. Sitzung vom 12. November 1953 für
vier Jahre beschlossen. Demnach sind die als
gekürzter Betrag genannten 16 Millionen
Schilling die erste für 1954 flüssige Teilquote,
für die Jahre 1955 sind 18 Millionen SchilIing,
1956 16 Millionen Schilling und 1957/58
10 Millionen Schilling vorgesehen.

Hierzu wäre noch zu bemerken, daß teil
weise die Arbeiten begonnen haben, jedoch
auch zu einem Teil wieder der wngünstigen
Witterung wegen eingestellt werden mußten.
So z. B. hat die Firma Industrie-Bau-AG.
Baden bei der Schmidaregulierung Perzen
dorf-Absdorf die Arbeit eingestellt, weil zW3i
Bagger durch den strengen Frost Schäden
erlitten haben. Alle übrigen ausgearbeiteten
Projekte können ehestens, vor allem nach
Aufhören der übermäßigen Kälte, in Angriff
genommen werden. Die hierfür notwendigen
Vorarbeiten sind zur Gänze beendigt. (Bei
fall bei der ÖVP.)

PRÄSIDENT SASSMANN : Zur Geschäfts
ordnung liegen zwei Wortmeldungen vor, Wild
zwar von den Herren Abg. Endl und Staffa.
Ich erteile zuerst Herrn Abg. End I das
Wort.

Abg. ENDL: Ich ersuche den Herrn Prä
sidente'n des Hohen Hauses, über die Ant
wort unseres verehrten Herrn Landeshaupt
mannes die Debatte zu eröffnen.

PRÄSIDENT SASSMANN : Sie haben den
Antrag des Abg. Endl gehört. Ich bringe den
selben zur Abstimmung. (Nach Abstimmung):
A ng e n 0 m m e n.

Ich erteile nun Herrn Abg. S t a f f a das
Wort.

Abg. STAFFA: Ich verzichte.

PRÄSIDENT SASSMANN : Ich eröffne die
Debatte und erteile Herrn Abg. End 1 das
Wort.

Abg. ENDL: Hohes Haus! Wir haben von
unserem verehrten Herrn Landeshauptmann
soeben einen objektiven und tiefschürfenden
Bericht gehört. Ich glaube, alle, die hier an-



Metallarbeiter: Bei den Metallarbeitern
haben wir eine Steigerung um 473 zu ver
zeichnen. Der Stand der Beschäftigten ist
hier etwas geringer, jedoch kaum merklich.

Holzarbeiter : Bei den Holzarbeitern ist
eine Steigerung um 233 zu verzeichnen. Der
Beschäftigtenstand im Dezember 1953 ist
höher als im Vorjahr, trotz dem Stand an
Arbeitslosen per 31. Jänner 19.54 von 2704.

Textilberufe : Darauf möchte ich ganz be
sonders hinweisen. In der Textilindustrie
haben wir verschiedene Schwankungen fest
zustellen gehabt. Und nun sehen wir, daß so
;gar eine Verminderung um 82 zu verzeichnen
ist. Der Stand der Beschäftigten im Jänner
1954 ist gegenüber dem Vorjahre um 163
höher.

Hilfsarbeiter: Bei den Hilfsarbeitern haben
wir eine Steigerung um 296 festzustellen.

Man kann natürlich die Arbeitslosenziffern
demagogisch in verschiedenen Formen aus
werten. Aber das ist die Tatsache, das ist die
Wirklichkeit, wie sie aus dem Bericht des
Herrn Larndeshauptmannes hervorgeht.

Ich möchte aber auch dem Hohen Hause
und darüber hinaus der niederösterreichischen
Bevölkerung kundgeben, welche Maßnahmen
von unseren verantwortlichen Herren der
Landesregierung gesetzt wurden:

1. Im Nachtragsbudget des Landes Nieder
österreich für das Jahr 1953 enthaltene Kre
dite, in Millionen Schilling, welche der Ar
beitsbeschaffung dienen: Hochbau 5,1, Stra
ßenbau 17,5, Wasserbau 1,7, Wasserversor
gungen 0,3, Kanalisationen 0,3, Meliorationen
4,5, Wohnungsbau 15, Elektroversorgung
1,4, Güterwege 3,4, Sonsüges 0,5.

Zum Wohnungsibau möchte ich bemerken,
daß dieser Betrag allein nur im Nachtrags
budget enthalten ist. Sie wissen ja, daß wir
im ordentlichen Budget 35 Millionen Schilling
festgelegt hatten, und es gibt in ganz Öster
reich kein Bundesland, das für die Wohnbau
förderung so hohe Summen bereitrgestellt hat
wie Niederösterreich. Wir wissen, daß das
eine arbeitsintensive Tätigkeit ist, und wir
wissen, daß hier sehr viele Härnde am Werk
sein können, und daß die große Wohnungsnot
für den kleinen Mann von Jahr zu Jahr ver
bessert wird. Auch heuer haben wir im ordent
lichen Voranschlag 30 Millionen Schilling da
für vorgesehen.

Im Nachtragsbudget des Landes Nieder
österreich für das Jahr 1953 sind somit
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wesend sind, sind von den Zahlen der Arbeits- budgets, insbesondere von 1953, wirken sich I

losigkeit in unserem Heimatlande beeindruckt. hier aus, so daß trotz der Zunahme der
Wir müssen aber trotzdem, wenn wir diese Arbeitslosen mehr Beschäftigte zu verzeich-
Ziffern ganz genau zergliedern, feststellen, nen waren.
daß durch verschiedene Maßnahmen der Mehr
heitspartei, und, wie in den soz,ialistischelfl
Blättern verzeichnet· war, der "vier Paschas"
der niederösterreichischen Landesregierung,
seit dem Jahre 1952/53 bis zum Jahre 195,1
eine vorausschauende und planende Arbeit
geleistet wurde, daß aber auch, was so viele
nicht hören wollen, für diese Arbeiten, die
geplant wurden, auch rechtzeitig die Mittel
bereitgestellt waren.

Der Herr Landeshauptmann führte aus, daß
der Beschäftigtenstand im Jahresdurchschnitt
1953 279.000 ergab. Im Dezember 1953 war
die Beschäftigtenzahl daher gegenüber dem
Jahre 1952 um 6800 gestiegen. Das ist die
Wahrheit. Aus verschiedenen Umständen 
es wÜl'de zu weit führen, sie alle aufzuzeigen
- ist dies eben eingetreten. Leider hatten der
Frost und der strenge Winter viele Arbeits
händezur Ruhe gezwungen, die sonst auf
Grund der vorausschauenden Planung doch
in Arbeit stehen könnten. Ich will dem Land
tag nicht verhehlen, wie sich diese oibjektiven
Ziffern aus'wirken. Man liest nämlich in ver
schiedenen Blättern Zahlen über die Arbeits
losigkeit in Niederösterreich, die überhaupt
nicht stichhaltig sind. Es sind Zahlen einmal
mit den Randgebieten, einmal ohne Rand
gebiete. Wir wollen uns hier ganz aufrichtig
aussprechen und alles genau aufzeigen. Ich
las in der "Arbeiter-Zeitulflg" sogar einmal
eine Ziffer von 65.000; ich nehme allerdings
an, daß sie verdruckt war, es sollte 56.000
heißen. An einem anderen Tag waren es
56.000. Tatsache ist, daß wir in Niederöster
reich ohne Randgebiete derzeit nach den
offiziellen Meldungen 52.724 Arbeitslose
haben. Die Wie'ner Randgebiete respektive
die niederösterreichischen Randgebiete ver
zeichnen 6984 Arbeitslose, zusammen also
59.708.

Ich möchte nun diese Ziffern nach den
Berufsgruppen aufschlüsseln, weil das hoch
interessant ist.

Bauberufe : Sie wissen, daß das ganz beson
ders Saisonarbeiter sind, bei denen alljähr
lich - das ist nicht erst jetzt im Jahre 1953
auf 1954 der Fall - die Arbeitslosenziffern
anschwellen. Gegenüber dem 31. Jänner 1953,
wo 20.394 Arbeitsuchende zu verzeichnen
waren, ist die Zahl auf 21.961 gestiegen, also
eine Steigerung um 1567. Der Stand der
Beschäftigten aber war im Dezember 1952
16.421, demnach um 1339 günstiger als im
Vor.iahr. Also die Maßnahmen vom Budget
1952 und 1953 als auch noch des Nachtrags-
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negieren. Was würden Sie sagen, wenn Sie
hier im Hohen Landtag einen Antrag stellen
und der Präsident des Hauses würde ihn
negieren? Der Landeshauptmannstellvertreter
Popp würde sofort die Geschäftsordnung zur
Hand nehmen und würde sagen: Herr Prä
sident, da steht das und das. Nun, die Ge
pflogenheiten der Demokratie sind derart, daß
eben auch die Minderheit zu Wort kommen
soll. Ich weiß nicht, ob das auch in der
Geschäftsordnung der Arbeiterkammer oder
bei der Gewerkschaft.exekutive verankert ist.
Ich möchte aber dem Hohen Hause die Reso
lution, die wir damals überreichten, und die
nicht zur Abstimmung kam, nicht vorent
halten. Sie lautet (liest):

"Punkt 1: Die zum Aushau des großen
Donaukraftwerkes Ybbs-Persenbeug erfol'der
lichen Kapitalien sind ehestens sicherzu
stellen. In diesem Zusammenhang weist die
Kammer auf die Notwendigkeit einer 50pro
zentigen Beteiligung seitens des Landes Nie
derösterreich hin, um die Sicherstellung der
erforderlichen Gelder eher zu gewährleisten."

Es wird noch ein Kollege über die An
gelegenheit Ybbs-Persenbeug sprechen.

"Punkt 2: Der für die Aufteilung der
Mittel des Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds
festgesetzte Prozentsatz zur Förderung des
Wohnbaues in Niederösterreich wäre seitens
des Bundesministeriums für soziale Verwal
tung zu erhöhen. Diese geforderte Maßnahme
ist in Anbetracht der Bedürftigkeit des Lan
des vollauf gerechtfertigt,"

Auch hier kündige ich Ihnen an, daß ein
Kollege noch darüber sprechen wird.

"Punkt 3: Bei der Verteilung der Ertrags
anteile für die niederösterreichischen Gemein
den ist in Hinkunft gerechterweise die ge
samte Landbevölkerungs,zahl zu berücksich
tigen. Nach dem bisher angewandten Schlüs
sel ist für das Land Niederösterreich ein Min
derertrag von zirka 60 Millionen Schilling zu
verzeichnen. Weiter wäre das Land Nieder
österreich unter Bedachtnahme der beson
deren Umstände - Fehlen der Landeshaupt
stadt, Folgen der Kriegs- und Nachkriegs
ereignisse - bei den künftigen Finanzaus
g1eichsverhandlungen besonders bevorzugt zu
berücksichtigen. "

Es wäre notwendig, daß sich unsere Kol
legen in der Landesregierung, hier insbeson
dere der Herr Landesrat Stika, bei der Städte
verwaltung einschalten und das Land Nieder
österreich entsprechend verteidigen.

"Punkt 4: Die Produktion der verstaatlich
ten Betriebe wäre zu einem Teil in die in
Niederösterreich seßhaften Betriebe zu ver
legen, um so eine Schädigung dieser zu ver-

49,7 Millionen Schilling enthalten, welche der
Arbeitsbeschaffung dienen.

2. Im Voranschlag des Landes Niederöster
reich für das Jahr 1954 enthaltene Kredite,
die der AI'Ibeitsbeschaffunlg dienen: Hochbau
26,6 und Straßenbau 68,9 Millionen Schilling.

Es soll in der Landesgeschichte Nieder
österreichs zurückgeblättert werden, ob je
mals solche Summen für den Straßenbau vom
Lande zur Verfügung gestellt wurden.

Wasserbau 11,1, Wasserversorgungen 6,3,
Kanalisationen 2,7, Meliorationen 9,3, Woh
nungsbau 30,5, Elektroversorgung 5,8, Güter
wege 2,5 und SonsUges 3,9 Millionen Schil
ling, zusammen daher 167,6 Millionen Schil
ling.

3. Kredite aus dem Sonderbauprogramm
für Flußregulierungen: Erste Teilquote für
1954 16 Millionen Schilling.

Die Endsumme ergibt also 233,3 Millionen
Schilling.

Niemals wurden solche Summen bereit
gestellt, dabei kann das Programm noch er
weitert werden. Unsere Sprecher werden
auch heute hier noch das Wort nehmen, um
der niederösterreichischen Bevölkerung auf
zuzeigen, wo die Wahrheit liegt. Wir möch
ten ganz entschieden allen anderen demago
gischen Vorwürfen uns gegenüber entgegen
treten. Ich habe hier die "Arbeiter-Zeitung"
mit dem Artikel "Protest der niederösterrei
chischen Arbeiterkammer". Es ist richtig, die
niederösterreichische Arbeiterkammer ist eine
Institution der arbeitenden Menschen in
unserem Lande, und ebenso wie der Gewerk
schaftsbund eine überparteiliche Organi
sation. Diese heiden berufenen Interessen
vertretungen haben sich an einem Donners
tag zu einer ge)lleinsamen Sitzung zusammen
gefunden, um über die Arbeitslosigkeit in
Niederösterreich zu beraten. Wir haben im
Vorstand der Arbeiterkammer unseren Kol
legen Cipin aus Wiener Neustadt sitzen. Bei
diesE'l' Sitzung wurde von der Sozialistischen
Fraktion eine Resolution verhandelt und
auch beschlossen. Auch unsere Fraktion hat
diesem Forum, also dem Vorstand der Ar
beiterkammer Niederösterreichs und dem
Vorstand der Landesexekutive der Gewerk
schaft Niederösterreichs eine Resolution über
reicht. Man hat sich diese Resolution wirklich
zu Gemüte geführt, das möchte ich nicht ab
streiten, man hat aber diese Resolution der
Minderheit nicht zur Abstimmung gebracht.
Wir haben schon öfter feststellen müssen,
daß Sie (zur Seite der Sozialisten gewendet)
darauf aus sind, wenn von uns irgendwo, wo
wir in der Minderheit sind, Anträge ein
gereicht werden, diese Anträge einfach zu
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hindern. In diesem Zusammenhang wird fest
gestellt, daß insbesondere bei der Firma
Schoeller & Bleckmann nicht mehr die Auf
träge so einlangen, wie es früher der F'all
war. Es sei daher von geplanten Verlagerun
gen von Betrieben oder Teilwerkstätten von
Niederösterreich in andere Bundesländer Ab
stand zu nehmen."

Das ist unsel'e ResoluFon gewesen. Die hat
man nicht zur Abstimmung gehracht, man
hat sie negiert. Was hat nun dies,es Negieren
unserer Resolution, die vom Kollegen Cipin
vorgebracht wurde, ausgelöst? Daß wir unter
Führung unseres KoLlegen DengIer, der der
Vorsitzende unserer christlichen Gewerk
schaftsfraktion in Niederösterreich und der
AI'beiterkammerfraktion ist, zum Bundes
kanzler gingen und ihm diese.s Forderungs
programm überreichten. Daraufhin war in
den sozialistischen Blättern eine große Auf
regung, weil wir uns erlaubten,zum Kanzler
zu gehen. Nun, meine lieben Freunde, nicht
Sie allein haben die Vertretung der Arbeiter
schaft Niederösterreichs gepachtet, und glau
ben Sie mir, die christlichen Gewerkschaften
und ihre Vertreter werden Sie nicht zur Seite
schieben können, ,sondern arbeiten wir in die
sen überparteilichen Institutionen zum Wohle
der gesamten niederösterreichischen Arbei
terschaft ohne Demagogie zusammen. Ich
habe durch langjährige Tätigkeit in der
Sozialversicherung bewiesen, daß ich auch
mit den Sozialisten verständnisvoll zusam
mengearbeitet habe, wenn sie keine Demagogie
betrieben haben und wenn es für die All
gemeinheit galt. Auch Kollege Dengier und
viele andere Vertreter unserer Organisationen
haben diese EinsteLlung bewiesen. Wir können
es daher nicht hinnehmen, daß wir hier in
irgendeiner Form niedergetreten werden. Wir
stellen aber auch in den Bezirksorganisationen
der Exekutive des Gewerkschaftsbundes fest,
daß unsere Vertreter dort nicht zu ihrem
Recht kommen, weil sie in der Minderheit
sind.

Es hat dann noch eine weitere Angelegenheit
gegeben. Mir wurde da in den letzten Tagen ein
Brief zugesandt, in welchem Kollege Horr als
Gewerkschaftssekretär der Bau- und Holzarbei
ter Niederösterreichs sich bemÜßigt gefühlt
hat, einen Betrieb zu bezkhtigen, daß er Ver
lagerungen nach dem Westen durchgeführt
hätte. Da dieser Betrieb gerade in meinet'
Heimatstadt, in meiner Geburtsstadt, liegt,
möchte ich diesen Brlief hier verlesen. Er ent
hält eine Niederschrift über eine Versamm
lung des Betriebsrates des SperrhoIzwerkes
August Sachsenedel' in Langenlois. Unter
zeichnet ist diese Niederschrift von unserem
Betriebsratsobmann von der öVP namens

Jordan, von einem parteilosen Betriebsrats
obmannstellvertreter, vom Betriebsrat Franz
Weingartner von der SPö und von den
Betriebsräten. In dieser Niederschrift heißt
es nun (liest):

"Horr wandte sich auch gegen die Ver
lagerung von Betrieben aus Niederösterreich
in andere Bundesländer. Die ÖVP sollte an
ihre Wirtschafttreibenden appellieren, mehr
Verantwortungsbewußtsein zu zeigen. Lan
genlois z. B. ist ein günstiges Gehiet für die
Holzindustrie. Langenlots ist auch die Hei
mat des öVP-Landeshauptmannstellvertreters
Karg!. Trotzdem sind aus Langenlois wert
volle Maschinen der Holzindustrie verlagert
worden. Die Betriebs:räte des Sperrholzwerkes
August Sachsenedel', Langenlois, denn nur
auf diese kömnen sich die Äußerungen be
ziehen,stellen fest, daß diese Äußerungen des
Herrn Horr in keiner Weise den Tatsachen
entsprechen. Es ist vollkommen unrichtig,
daß vom Langenloiser Betrieb wertvolle
Maschinen v:erlagert wurden, richtig ist viel
mehr, daß das Werk Langenlois mit allen zur
Verfügung stehenden Mitteln ausgebaut und
mit modernen Maschinen eingerichtet wird,
um die Konkurrenzfähigkeit zu gewährleisten
und damit die Voraussetzung zu schaffen, die
Arheitsplätze trotz des Nachlassens der Kon
junktur auf dem Holzindustriesektor zu
sichern. Es wird kaum einen Betrieb in dieser
Branche gehen, der trot:z aller Schwierig
keiten die Beschäftigtenzahl auf der gleichen
Höhe hält, wie es beim Sperrholzwerk August
Sachsenedel' der Fall ist. Würden, wie Herr
Horr ausführt, die wertvollen Maschinen ver
lagert werden, dann müßte gerade das Gegen
teil eintreten und Massenentlassurngen sich
zwangsIäufig ergehen. Die zitierten Worte des
Herrn Horr erscheinen daher dem gesamten
Betriebsrat der Firma August Sachsenedel',
Langenlois, als eline ohne jedes Verantwor
tungsbewußtsein und 'Uur zum Zwecke der
Erzielung eines rednerischen Effektes ge
machte Äußerung, die man im allgemeinen
nur einem Unmündigen zutraut. Völlig un
verständlich aber blelibt es überdies, daß Herr
Horr nicht wenigstens sich be,i den Betriebs
rätein der Firma vorher über die tatsächIichen
Verhältnisse in der Firma erkundigt hat, da
er ja von vornherein damit rechnen mußte,
daß seine Angaben nur als propagandistische
Unwahrheiten erkannt und als solche verur
teilt werden. Er hat damit inshesondere dem
Ansehen seiner Partei einen schlechten Dienst
erwiesen."

Dieser Brief ist original unterschrieben von
allen Betriebsräten, die mir ihn zugesendet
haben. Ich dürfte dem, glaube ich, nichts
mehr hinlZumgen, denn sonst würden Sie (zu
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den Sozialisten gewendet) sagen, du, als Lan
genloiser, streichst den Sachseneder hinaus.
Tatsache ist, daß er im verflossenen Jahr die
Maschinenhalle erweitert und viele neue
Maschinen eingestellt hat.

Ich möchte rubel' noch, zum Schluß kom
mend, auf eine Tagung des sogenannten
Arbeitsausschusses hinweisen, die bei der
Landesregierung einberufen war. Die Arbeli
terkammer hat seinerzeit an den Herrn Lan
deshauptmann das Ansuchen gestellt, er möge
ihre Vertreter wegen der Arbeitsbeschaffung
in Niederösterreich empfarngen. Zu dieser Zeit
war der Herr Landeshauptmann krank und
hat seinen Finanzreferenten, Landesrat Müll
ner, beauftragt, diese Deputation von der
Arbeiterkammer und der Gewerkschafts
exekutive des Landes zu empfangen. Darauf
hin kam ein Absagebrief, denn die Herren
wollten nicht mit dem Landesfinanzreferenten
darüber verhandeln. Es war dies eine aus
gesprochene Brüskierung, daß die Herren es
ablehnten, mit dem Beauftragten des Landes
hauptmannes, noch dazu mit dem Finanz
referenten, der sOl'.:usagen das Budget zu er
stellen hat und über das Arbeitsbeschaffungs
programm am besten unterrichtet ist, zu ver
handeln. Gerade mit ihm hätte man Rück
sprache halten müssen, was im Lande zu
geschehen hat. Wo liegt nun die Brüskierung,
auf welcher Seite? In der weiteren Folge gebe
ich Ihnen bekannt, daß vom Sozialministerium
allen Ländern empfohlen wurde - oder viel
leicht ist es eine Verol'dnung -, daß ein
Arbeitsausschuß geblildet werden soll, um die
Frage der Arbeitsbeschaffung in jedem Lande
zu besprechem und in irg1endeiner Form die
Steigerung der Allbeitslosenziffer hintanzu
halten. Es wurde auch hier in Niederöster
reich der Vorsitzende dieses Arbeitsausschus
ses, Herr Landesrat Müllner, beauftragt, die
Herren vom Vorstand der Arbeiterkammer
und auch die Vertreter der Gewerkschafts
exekutive zu empfangen. Dies fand im Mar
morsaal statt. Es war auch Herr Landes
hauptmannstellvertreter Popp zugegen. Nun
hat es' die Mehrheit in der Allbeiterkammer
u'nd in der Exekutive des Gewerkschaftsbun
des nicht für nötig befunden, auch die Mehr
heitspartei dazu einzuladen. Dagegen haben
wir natürlich protestiert, und wir verlangten,
daß unser Kammerrat Cipin auch an dieser
Sitzung teilnehmen soll, nachdem. wir schon
einmal in diesem Forum mit unserer Reso
lution unter den Tisch gefallen sind und von
Ihnen in Ihl'en Zeitungen Rüffler bekommen
haben, weil wir uns erlaubten, mit einer
Deputation zum Herrn Bundeskanzler zu
gehen, um die Belange des Landes zu be
sprechen. Nun, liebe Freunde, ich frage Sie,

was wird hier gespielt, geht es hier um die
Arbeitsbeschaffung, um den Abbau der Ar
beitslosigkeit oder geht es hier nur mehr um
parteipolitische oder demagogische Macht
habereien? Wir hruben uns sonst überall gut
verstanden, alber es kann einen doch wirklich
in die Rage bringen, wenn mit solchen Prak
tiken gearbeitet wird. Wir waren immer die
jenigen, die Ihnen hier im Hohen Landtag,
wo wir die Mehrheitspartei sind, nachgegeben
haben, ja, die Ihnen viel zuviel zugestanden
habem. Das sei einmal ausgesprochen. Diese
Sitzung des Arbeitsausschusses wurde zu
fällig auf ein Tonband aufgenommen. (Ruf
l'inks: Zufällig?) Es wurde die Apparatur
aufgestellt, weil man ausprobieren wollte, ob
man nicht bei Sitzungen von wirklich weit
tra1gender Bedeutung Tonbandaufnahmen
machen körnnte, und man war natürlich der
Meinung, daß es bei dieser Sitzung ernstlich
zu einer Verhandlung kommt. Aber da möchte
ich Ihnen, Herr Landeshauptmannstellvertre
tel' Popp, sagen, ich harbe Sie damals nicht
mehr erkannt, Sie waren derart in der Rage
und haben derart gebrüllt, daß Ihre Worte
kaum zu verstehen warern. Es wurde gegen
Cipin, der als Minderheitsvertreter auch an
wesend war, weil er zu all diesen Problemen,
die uns beeindrucken, mitsprechen wollte,
Stellung genQmmen, und es wurde verlangt,
Cipin muß hinaus. Er ist nur so klein (Ab
geordneter Staffa: Der Adabei.) und trotzdem,
der große Horr und alle anderen fürchteten
slich vor ihm. Cipin hat gesagt, in dieser ver
antwortungslvollen Stunde wolle er kein
Störenfried sein, und er erklärte dem Landes
rat Müllner in einer Aussprache, daß er bereit
ist, den Sit1zungssaal zu verlassen. Weil aber
nun Landesrat Müllner sagte, er solle sich
weiterhin im Hause aufhalten, um nötigen
falls greif!bar zu sein, entstand ein neuerlicher
Tumult und eine Riesenaufregung. Liebe
Freunde, was geht hier vor? (Zwischenrufe
links.) Da fehlt gar kein Stüc.kerl, wir haben
es auf Tonband aufgenommen, es ist draußen,
wir führen es Ihnen vor. Landesrat Müllner
mußte die Sitzung schließen, weil es nicht
möglich war, in dieser Tumultstimmung
ernstliiche Verhandlungen zu führen. So,
meine liehen Freunde, steht es um Ihre
Lösung des Arbeitsibeschaffungsproblems Nie
derösterreichs ! Seien Sie versichert, daß
unsere Partei, die Mehrheitspartei, alle ihre
Programme für die Arbeitsibeschaffung durch
führen wird. Und wir sind nicht programm
los, wie Sie immer behaupten, wir bauen nicht
in das Wilde hinein, sondern unsere verant
wortlichen Herren in der Regierumg haben
mit ihren zuständig'en Referaten und mit
ihren bra"en Technikern und Beamten Tag
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und Nacht gearbeitet, um dieses Problem zu
lösen. Ich möchte Sie einmal in das Straßen
und Brückenbaureferat und in das Wasser
baureferat hineinsehen lassen. Fragen Sie die
Beamtenschaft, wie sie sich dort schuften una
rackern muß, um ein Projekt nach dem
anderen raschestens fertigzustellen. Wenn
dann das Projekt fertig ist, dann ist es der
Landesrat Müllner, der Finanzreferent, der
die Gelder bereitzustellen hat. Weil es ihm
nun gelungen ist, sie immer bereitzustellen,
darum ist er auch der Mann, der am meisten
angefetzt wird. Nehmen Sie zur Kenntnis, daß
wir wie ein Mann hier für die Arbeitsbeschaf
fung in Niederösterreich einstehen! (Beifall
rechts.) Nehmen Sie aber auch zur Kenntnis, daß
Slie, wenn Sie gewillt sind, mit uns zusammen
zuarbeiten, auch dementsprechend Ihren An
teil an der Verant!wortung tragen müssen.
Nehmen Sie aber auch weiter zur Kenntnis,
daß wir noch kein Wahlfieber in unseren
Adern haben. (Lebhafter Beifall bei der
ÖVP.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge
langt Herr Abg. Wen ger.

Abg. WENGER : Hohes Haus! Die Sozia
listische Fraktion des Landtages hat vor kur
zem in Anbetracht der bedenklichen Entwick
lung auf dem Arbeitsmarkt verlangt, daß
endlich der gemeins,ame Finanz- und Wirt
schaftsausschuß eimberufen werde, um unse
ren Antrag auf dringliche Arbeitsbeschaffung
,in Niederösterreich, den wir bereits im Okto
ber dies vorigen Jahres eingebracht haben, zu
verhandeln. Sie slind uns nun zuvorgekommen
und haben einen Tag vor der Einberufung
dieses Ausschusses, der morgen seine Sit'zung
abhält, für heute eine außerordentliche
Sitzung des Landtages einberufen. Wir waren
alle zusammen der Meinung, daß heute bei
dieser Sitzung entscheidende Fragen der
Arbeitsbeschaffung in Niederösterreich be
sprochen werden. Statt dessen hören wir, wie
Herr Präs1ident Endl sich ausgedrückt hat,
"tJiefschürfende" Feststellungen des Herrn
Landeshauptmannes und noch tiefer schür
fende Feststellungen des Herrn Vizepräsiden
ten Endl, die letzten Endes nichts anderes
sind als propagandistische Deklarationen, die
uns in keiner Welise über die Tatsache der
hohen Arbeit,slosigkeit in Niederösterreich
hinweghelfen werden. Wir können Ihnen,
trotz Ihrer tiefschürfenden Erklärungen, den
Vorwurf nicht ersparen, daß Sie dieser Ent
wicklung, die in Niederösterreich auf dem
Arbeitsmarkt zu verzeichnen ist, untätig zu
gesehen haben. Es wäre heute leicht, wenn
man sagen wollte, daß man durch diese Ent-

wicklung vielleicht überrascht wäre. Wir er
innern noch einmal daran, daß sowohl die
Arbeiterkammer als auch der Österreichische
Gewerkschaftsbund, die heute schon so viel
genannt wurden, der n'iederösterreichischen
Landesregierung bzw. dem Herrn Landes
hauptmann vor nahezu JahresfI'ist ihre Be
sorgnis mitgeteilt hruben, und daß s,ie kon
krete Vors.chläge untenbreitet haben, wie man
der zweifellos in den Herbstmonaten 1953
stark in Erscheinung tretenden Arbeitslosig
keit entgeg:enwirken könnte. (Ruf rechts: Bei
20 Grad Kälte.) Bereits im Sommer 1953
haben Arbeiterkammer und Österreichischer
Gewerks.chaftS!bund an den Herrn Landes
hauptmann ein Schreiben gerichtet, in dem
er gebeten wurde, es zu ermöglichen, daß die
befugten Vertreter der Arbeiterkammer und
des Gewerkschaftsbundes von der gesamten
Landesreg1ierung empfangen werden, um ihre
Besorgnisse zum Ausdruck zu bringen be
ziehungsweis.e gemeinsame Beratungen ab·
halten zu können. Ich muß ausdrücklich, ent
gegen der Erklärung des Herrn Vizepräsiden
tren Endl, feststellen, daß zunächst der Herr
Landeshauptmann darauf überhaupt nicht
geantwortet hat, sondern daß erst ein neuer
liches Schreiben der Arbeiterkammer Nieder
österreich den Erfolg gezeitigt hat, daß uns
Herr Landesrat MüIlner, aber nicht im Namen
der Landesregierung, sondern im Namen der
ÖVP-Fraktion in der hiederösterreichischen
Landesregierung, mitgeteilt hat, wir sollen
auch Leute unserer Frakbion namhaft machen,
womit er die ganze A!rigelegenheit auf das
parteipolitische Geleise gedrängt hat. Es ist
uns absolut ferne gelegen, daß sozialistische
Gewerkschafter ihre Besorgnisse den ÖVP
Landesregierungsmitgliedern gegenüber zum
Ausdruck bring'en sollen. W~r waren der
Meinung, daß die berechtigte Besorgnis an
gesichts der ganzen Larndesregierung zum
Ausdruck gebracht werden sollte, und dazu
gehören, wie das der Mehrheitsifraktion be
kannt sein dürfte, auch die Herren Landes
hauptmannstellvertreter Popp, Landesrat
Stika und Landesrat Brachmann, und nicht
'nur, wie sie in einer Bilderzeitung der öVP
genannt wurden, "Die großen Vier der nie
derösterreichischen Landesregierung", die
Herren Landesräte von Ihrer Fraktion. Wir
hahen es also mit Recht abgelehnt, daß diese
Frage auf parteipolitischem Geleise behandelt
wird. Ich erinnere noch einmal daran, daß wir,
als Sozialistische Landtagsfraktion, am
15. Oktober vorigen Jahres einen Antrag ein
gebracht haben, daß es in Anbetracht der
bedrohlichen Entwicklung notwendig wäre,
daß die Lande,sregierung Vorkehrungen trifft,
um mit einem Winterarbeitsprogramm der
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überhöhten Zahl der Arbeitslosen, die zweifel
los in Erscheinung tritt, begegnen zu können.
Inzwischen ist die Arbeitslosigkeit gewachsen,
und am 15. Jä-nner dieses Jahres mußten wir
alle zusammen feststellen, daß die Arbeits
losigkeit in Niederösterreich die Zahl von
56.000 - ich sage ausdrücklich 56.000 -
überschritten hat. Es kann uns in keiner
Weise befriedigen, wenn uns der Herr Lan
deshauptmann in einem Zahlenspiel zu be
weisen versucht, daß die Zahl micht 56.000,
sondGn nur 52.000 wäre (Abg. Stangler: Sie
ist nur 52.000!) und daß dabei die Rand
gemeinden nicht mitgezählt sind. Ich glaube,
daß ihm auch die Einwohner der Rand
gemeinden dafür nicht besonders zu Dank
verpflichtet sind, und es wird für sie eine sehr
wenig schmerzstillende Wirkung haben, wenn
er sagt, daß sie wohl auch in unsere Sorge
einbezogen, aber bei der Arbeitsbeschaffung
nicht mitgezählt sind. Die Zahl von 56.000 ist
am 15. Jänner in einem Gebiet in Erscheinung
getreten, das gleich groß ist jenem Gebiet,
in dem auch früher die Arbeitslosen gezählt
worden sind, und das--- darüber kommen
wir nicht hinweg - unter der Obhut des Lan
des Niederösterreich ist.

Nun hat auf Grund dieser Entwicklung die
Landesexekutive Niederösterreich des Öster
reichischen Gewerkschaftslbundes eine Ent
schließung gefaßt. Die" ÖVP-Vertreter be
ziehungsweise die öAAB-Vertreter waren da
gegen, obwohl die Tatsache dieser hohen
Arbeitslosenziffer unbestritten ist, und obwohl
es eine Tatsache ist, daß in Niederösterreich
dieses rapide Ansteigen der Arbeitslosigkeit im
wesentlichen darauf zurückzuführen ist, daß es
die Landesregierung Niederösterreich versäumt
hat, rechtzeitig die notwendigen Vorkehrungen
zu treffen. (Widerspruch rechts.) Wer es
nicht glaubt, Hohes Haus, möge nach Nieder
österreich gehen, er kann dort unschwer fest
stellen, daß auf allen jenen Stellen, an denen
öffentliche Baustellen funktionieren sollen,
völlige Ruhe herrscht. (Ruf rechts: Bei
20 Grad gehst du hinaus!) Er wird fest
stellen, daß diese Ruhe nicht erst jetzt in Er
scheinung tritt, wo es 15 und 20 Grad Kälte
hat, sondern daß diese Ruhe unu-nterbrochen
herrscht, seit Beginn dieses Jahres, also zu
einer Zeit, wo die Kälte noch keineswegs
arbeitsbehindernd gewirkt hätte. Jeder kann
sich davon überzeugen, und wenn er die Ein
wohner dieser Gebiete fragt, werden sie ihm
nichts anderes zu slagem haben.

Darauffolgend wurde in der Arbeiterkam
fiel' Niederösterreich eine Entschließung ge
faßt, die sich mit dieser Frage beschäftigt
hat und in der der Beschluß gefaßt wurde,
diese Entschließung sowohl der niederöster-

reichischen Landesregierung als auch dem
Herrn Bundeskanzler zur Kenntlnis zu brin
gen. Auch dagegen waren Ihre Vertreter.
Wenn Sie nun der Meinung wären, daß in der
Entschließung der niederösterreichischen Ar
beiterkammer irgendwelche hochverräterische
oder la,ndesverräterische Tendenzen enthalten
gewesen sind oder eine Hetze gegen die ÖVP
Mehrheit im niederösterreichischen Landtag,
dann werden Sie schwer enttäuscht sein, wenn
ich Ihnen den Inhalt dieser Entschließung
kurz zur Kenntnis bringe. Ich kann mir das
gestatten, weil auch Präsident Endl die
Essenz aus der Entschlief3ung der ÖAAB
Vertreter zur Kenntnis gebracht hat. Der
Inhalt ist kurz und bündig der, daß dort be
schlossen wurde (liest):

,,1. Der fast zur Gänze eingestellte Straßen
bau ist, soweit es die Witterung erlaubt, so
fort wieder aufzunehmen. Die im Bundes- und
Landesbudget dafür vorgesehenen Mittel sind
freizugeben.

2. Der für den Flußregulierungsbau vor
gesehene Landeskredit von 60 Millionen Schil
ling ist anteilmäßig für das Jahr 1954 ehe
ste'ns flüssigmachen, damit die Arbeiten, die
auch im Winter durchführbar sind, sofort
aufgenommen werden können.

3. Bereitstellung von Mitteln, um die drin
gend notwendigen Wasserversorgungsbauten,
welche bereits projektreif vorliegen, in An
griff nehmen zu können."

Das ist der Inhalt der Entschließung, die
die Arbeiterwammer gefaßt hat, der sich aber
die ÖVP-Vertreter nicht angeschlossen haben,
sondern die es für gut fanden, eine Sonder
entschließung zu fassen, die letzten Endes 
ich sage ausdrücklich, der Vizepräsident Endl
hat nur einen Teil dieser Sonderentschließung
bekanntgegeben -- ausklingt in ein Loblied
auf die niederösterreichische Landesregierung,
und zwar dafür, daß sie weise alles vorgekehrt
hat, um die Arbeitslos,igkeit wirksam zu be
kämpfen. Wenn wir uns also in der Arbeiter
kammer u'nd im Gewerkschaftsbund hätten
lächerlich machen wollen, dann hätten wir
dieser Entschließung, aber auch dem Passus
zustimmen können, der es als etwas vordring
lich Arbeitsbeschaffendes betrachtet, wenn
wir dafür eintreten, daß das Land Nieder
österreich zu mehr als 22 Prozent, nämlich zu
50 Prozent, am Bau des Donaukraftwerkes
Ybbs-Persenbeug beteiligt wird. Das ist ein
Politikum, hat aber mit Arbeitsbeschaffung
so wenig zu tun, als Schwarzes unter dem
Nagel ist.

Ihre Fraktion hat es auch für gut befunden,
im Eilschritt diese von Ihnen gefaßte Ent
schließung zum Herrn Bundeskanzler Raab
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zu tragen, damit man dann dort sagen kann,
Sie waren schon vorher dagewesen. Solcher
maßen konnte dJeses "D'ankschreiben" an die
niederösterreichische Landesregierung
etwas anderes war es ja nicht -- bereits am
nächsten Tag in der Zeitumg publiziert
werden.

Arbeiterkammer und Gewerkschaftsbund
haben auch dringend die Einberufung des
ständigen Ausschusses bei der Landesregie
rung für Arbeitsbeschaffung verlangt. Unse
rem Drängen wurde stattgegeben, und die
Sitzung wurde für 27. Jänner dieses Jahres
anberaumt. Ihnen allen ist bekannt, daß diese
Sitzung ein sehr schnelles Ende gefunden hat.
Vielleicht ist Ihnen aber nicht ganz bekannt,
daß dieses Ende herbeigerufen wurde durch
die unerhörte Provokation des Herrn Finanz
referenten, eine unerhörte Provokation, wie
es sich normalerweise ein Vorsitzender, der
mit seinen Pflichten vertraut ist, niemals
leisten würde, ganz gleich, welcher Partei
richtung er angehört. Er hat geglaubt, den
Vertretern der Arbeiterkammer und der Ge
werkschaft einen Delegierten, einen Ver
treter, ganz einfach aufoktroyieren zu kön
nen, während gleichzeitig bei dieser Sitzung
sowohl die Vertreter der Handelskammer
und der Landwirtschaftskammer als auch der
Landarbeiterk&mmer erklärt haben, daß die
Delegierung in ihre eigene Hoheitskompetenz
gehört, und daß sie sich also nichts drei'n
reden lassen, wen sie delegieren wollen. Da
hat der Landesrat Müllner zum Ausdruck
gebracht, er würde uns vorschreiben können,
wen die Arbeiterkammer zu dieser Sitzung
zu delegieren hätte, notabene, wo sie bereits
seit zwei Jahren die Dekrete für die von ihr
namhaft gemachtem Delegierten in der Hand
gehabt hat. Landesrat Müllner hat nichts
anderes sagen können als daß er kapituliere
und den Vertreter der öVP von der Sitzung
entferne, daß er sich aber vorbehalte, daß
dieser Vertreter draußen zu seiner Verfügung
bleibe, damit allenfalls unrichtige Behaupt
tungem der offiziellen Arbeiterkammer- und
Gewerkschaftsbundvertreter richtiggestellt
werden können. Also eine Provokation, über
deren Ausmaß sich wahrscheinlich Landesrat
Müllner überhaupt nicht klar war. Ich glaube,
es fehlt ihm das Begriffsvermögen dafür.
(Abg. Ernecker : Wir werden etwas richtig
stellen!) Nachdem von Ihrer Seite also alles
getan wurde, um nichts zu tun, ist es nicht
verwunderlich, daß nunmehr per 31. Jänner
1954 die Arbeitslosigkeit auf die Zahl von
59.700 gestiegen ist. 59.700, also fast 60.000
Arbeitslose, ob wir sie nun teilen in Bewohner
der Randg,emeinden und Bewohner des übri
gen Niederösterreichs, ist mehr oder weniger

gegenstandslos. Tatsächlich sind 59.700 Ar
beitslose vorhanden, also eine weit höhere
Zahl als im Vorjahr, wo wir ohnehi'n schon
angespannte Verhältnisse hatten, und die
höchste Zahl seit dem Jahre 1945. Darüber
hinaus, wenn wir jene Gebiete dazuzählen, die
im Jahre 1934/35 noch bei Niederösterreich
waren, stellen wir mit sehr großer Besorgnis
fest, daß die Arbeitslosigkeit in Niederöster
reich heuer knapp an jene Zahl heranreicht,
die wir in den Jahren gehabt haben, in denen
Österreich seine schwersten wirtschaftlichen
Erschütterungen erlebt hat. Daß wir uns mit
dieser Tatsache nicht ruhig abfinden können,
muß Ihnen begreiflich sein. Über diese Tat
sache hilft uns auch nicht ein Jonglieren mit
den Beschäftiguugslzahlen hinweg.

Ich möchte die Erklärungen des Herrn Lan
deshauptmannes nicht bezweifeln, im Gegen
teil, ich möchte sie noch in positivem Sinne
ergänzen und ihm sagen, daß nach unseren
Berechnungen die Beschäftigtenzahl höher ist,
vor allem höher ist als in der Zeit vor 1937.
Aber, Hohes Haus, diese höhere Beschäftig
tenzahl kann uns doch nicht über die 'J1at
sache hinweghelfen, daß nahezu 60.000 Men
schen mit ihren Familien mehr oder weniger
der Not preisgegeben sind. Wir können nicht
befriedigt nach Hause gehe'n in der Erkennt
nis, daß wir mehr Beschäftigte haben, wenn
wir gleichzeitig feststellen müssen, daß die
ungeheure Zahl von 60.000 Menschen arbeits
los ist, und daß diese Menschen und ihre
Familien wirtschaftlich aufs härteste betrof
fen sind. Diese Tatsache duldet keine Ent
schuldigung, mag sie auch darin bestehen,
daß wir erklären, es sind mehr Beschäftigte
vorhanden, oder mag sie auch in irgel1deiner
anderen plausiblen oder weniger plausiblen
Erklärung bestehen. Wir können auch nicht
zur Kenntnis nehmen, meine Herren von der
Mehrheit, daß Sie, wie es den Anschein hat,
die Absicht haben, die Arbeitsbeschaffungs
maßnahmen hinaus,zuschieben, damit Sie eine,
wirksamere Wahlpropaganda haben. Das ist
moralisch nicht zu rechtfertigen. Ich glaube
also, daß man wohl Wahlpropaganda be
treiben soll und karnn - ich billige jeder
Partei dieses Recht zu -, aber ich glaube,
mit der Not von so vielen Menschen kann und
darf man keine Wahlpropaganda betreiben.
Die Taktik, den Menschen großzügig dann ein
Stück Brot zu gelben, wenn man ihnen vorher
einen ganzen Laib weggenommen hat, glaube
ich, sollte man besser den Diktaturen über
lassen, wo dies,e Taktik sehr häufig und stark
praktiz,iert wird. Die Arbeitslosigkeit ist eine
unibestreitJbare Tatsache, ebenso wie auch ihr
Ausmaß eine unbestreitbare Tatsache ist. Und
ebenso ist es Tatsache, daß die Landesregie-
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rung von Niederösterreich nicht rechtzeitig
die erforderlichen Maßnahmen getroffen hat,
um dieser Entwicklung Einhalt zu gebieten.
Wir wissen schon, daß die Landesregierung
von Niederösterreich nicht imstande ist, die
gesamte Arbeitslosigkeit zu beseitigen. Es ist
uns sehr wohl bekannt, daf~ sie zum Teil
struktureller Natur ist, und daß die struk
turelle Arbeitslosigkeit ganz andere Maß
nahmen erfordert, die bei weitem über den
Machtbereich der niederösterreichischen Lan
desregierung hinausgehen. Sie erfordert näm
lich Maßnahmen, zu denen der Bund beizu
tragen hat und mit denen sich auch die Wirt
schaftskörperschaften in stärkstem Maße zu
befassen haben. Zu diesen Maßnahmen gehört
unter anderem auch, um es nur kurz zu er
wähnen, die Sicherung der Kosten für In
vestitionskredite, weil die Industrien auf
Grund dieser hohen Kosten nicht imsta'nde
sind, mit der nötigen Intensität zu investieren.
Ich glaube, in den Rahmen dieser Maßnahmen
gehört auch die Frage, ob man im Zeitalter
der technischen Entwicklung auf allen Gebie
tern, wie wir sie heute haben, nicht feststellen
muß, daß die Arbeitszeit von acht Stunden
bereits zu lang ist, und daß man sie ver
kürzen wird müssen. Aber diese Frage gehört
nicht hierher, ich habe sie nur am Rande ver
merkt. Wir sind hier in der niederösterrei
chischen Landesregierung, und die Entwick
lung in Niederösterreich fordert gebie
terisch von uns, daß unverzüglich etwas
unternommen wird, um in unserem Bereicb
die Arbeitslosigkeit zu reduzieren. Dazu ge
hört vor allem, daß die ·arbeitsbesehaffenden
Mittel, die im Voranschlag 1954 eingesetzt
sind, unverzüglich flüssiggemacht und sofort
arbeitsbeschaffend eingesetzt werden. Wenn
wir also s:xgen, daß bisher auf diesem Gebiete
nichts geschehen ist, so ist das keine Dem
agogie. Ich wiederhole noch einmal, Sie
können sich selbst überzeugen, wenn Sie zu
allen Arbeitsstellen draußen gehen, wo ge
arbeitet werden soll, daß dort bisher nichts
geschehen ist.

Wir sind auch der Meinung, daß das Wasser
bauprogramm mit dem Erforder'nis von
60 Millionen Schilling sofort in Angriff ge
nommen werden muß. Ich meine natürlich
nur mit dem Teil, der im Jahre 1954 verbaut
werden soll. Aber es müßte eben schon jetzt
begonnen werden, und schon begi'nnen heißt,
die Arbeitslosigkeit entscheidend und auch im
günstigen Sinne zu beeinflussen. Diese not
wendigen Sofortmaßnahmen genügen bei dem
Stand der heutigen Entwicklung natürlich bei
weitem nicht, und es ist unserer Meinung
nach absolut notwendig, ein zusätzliches
Sofortprogramm aUszuarbeiten. Die dazu not-

wendigen Mittel. können ohne weiteres auf
gebracht werden, und z'war im Rahmen der
Kreditermächtigung, die der niederösterrei
chische Landtag dem Herrn Finanzrcferenten
bereits gegeben hat.

Wir sind aber auch der Meinung, daß die
verantwortlichen Funktionäre der 'Ilieder
österreichischen Landesregierung unverzüg
lich an die Bundesregierung heranzutreten
haben, damit in Anbetracht der bedrohlichen
Lage in Niederösterreich zusätzliche Mittel
zur Bekämpfung des Notstandes zur Ver
fügung gestel.lt werden. Schließlich und end
lich sind wir der Meinung, daß die im Bun
desbudget vorgesehenen Mittel, die in Nieder
österreich im arbeitsbeschaffenden Sinne ein
gesetzt werden können, ebenfalls sofort ein
gesetzt werden müßten.

Das sind lmnkrete Vorschläge, die natür
lich einen großen Unterschied aufweisen zu
der Anfrage und ihrer Beantwortung, die wir
heute zu hören bekommen haben. Diese An
frage und ihre Beantwortung, das möchte ich
ausdrücklich feststellen, sind keineswegs ge
eignet, die Arbeitslosc'nziffer auch nur um
eine einzige Person herunterzusetzen. 60.000
Menschen in Niederösterreich und ihre An
gehörigen erwarten von der niederösterrei
chischen Landesregierung zweifellos mehr als
einen Disput darüber, ob da und dort irgend
etwas gesagt oder getan worden ist, was der
öVP, als der Mehrheit im Hause, vielleicht in
ihrem Ansehen abträglich wäre.

Immer wieder müssen wir es mit aller
Deutlichkeit zum Ausdruck bringen, daß es
einmal eine Zeit gegeben hat, in der die Men
schen in Elendsquartieren gewohnt haben. Es
ist auch -noch nicht so lange her, daß der
Mensch, wenn er arbeitslos gewesen ist,
schutzlos der Not preisgegeben war, und daß
man ihm damals einreden konnte, daß dieser
Zustand unabänderlich, ja daß er vielleicht
sogar gottgewollt wäre. Es ist dies in der
Zeit der seinerzeitigen christlichsozialen Ära
seligen Angedenkens gewesen, in der gleichen
Zeit, in der die Arbeitszeit 12 und 14 Stunden
betragen hat. Wir leben aber heute im
20. Jahrhundert, und wir machen mit allem
Nachdruck darauf aufmerksam, daß wir nicht
gewillt sind, heute die Not von 60.000 Men
schen - zusammen mit ihren Familien wahr
scheinlich mehr als 100.000 - ruhig hinzu
'nehmen. Wir wollen Ihnen aber auch gleich
zeitig erklären, daß wir mit der heute ge
stellten Anfrage und mit ihrer Beantwortung
durchaus nicht zufrieden sind. Sie (zur Seite
der ÖVP gewendet) mögen zufrieden sein da
mit und vielleicht auch glücklich sein in dem
Bewußtsein, daß wieder irgendeine kompli-
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zierte Angelegenheit aufgeklärt worden wäre.
Wir sind nicht befriedigt, wir sind vielmehr
der Meinung, daß unsere ganze Aufmerksam
keit der Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt
im Land Niederösterreich zu widmen ist, und
daß der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit mit
aller Kraft geführt werden muß. Wir sind
aber auch der Meinung, daß dieser Kampf,
wenn er von allem Anfang an geführt worden
wäre, zweifellos schon große Erfolge gezeitigt
hätte.

Sie haben sich nun einmal entschlossen,
ihren eigenen Weg 'zu gehen. Das lädt Ihnen
selbstverständlich auch die volle Verantwor
tung für diese Entwicklung auf, u'nd darauf
möchten wir ebenfalls aufmerksam machen.
Die niederösterreichischen Arbeitslos,en und
wir als ihre Vertreter, die wir uns berufen
fühlen, Ihnen da,s zu sagen, machen Sie auf
die Schwere dieser Verantwortung mit allem
Nachdruck aufmerksam. Für die Beseitigung
der Arbeitslos,igkeit im Lande lohnt es sich,
einen Kampf zu führen. Wir werden aber auch
mit aller Schärfe einen Kampf gegen alle
führen, die unserer Meinung nach die Schuld
daran tragen, daß diese Entwicklung zu
stande gekommen ist. Und daß Sie, meine
Herren von der Mehrheit, oder Ihre Funk
tionäre in der Landesregierung einen großen
Teil an dieser Schuld tragen, und zwar da
durch, daß Sie alles versäumt haben, um
rechtzeitig die notwendigen Mittel für die
arbeitsbeschaffenden Maßnahmen in Nieder
österreich flüssigzumachen, um diese Tat
sache kommen Sie nicht herum. Um den Titel
"Die großen Vier von Niederösterreich" den
eine Bilderzeitung den Landesregierung~mit
gliedern Ihrer Partei gegeben hat, zu ver
dienen, dazu, glaube ich, gehört mehr als die
bloße Lobhudelei einer Zeitung, dazu gehört
ein Verantwortungsbewußtsein, das darin
seinen Ausdruck zu finden hat, daß diese
Funktionäre alle ihre Kraft einsetzen, um die
Arbeitslosigkeit in Niederösterreich einzu
dämmen. In Anbetracht des Umstandes, daß
Sie aber nichts getan haben, um die Arbeits
losigkeit einzudämmen oder zum Stillstand zu
bringen, ja in Anbetracht des Umstandes, daß
sie noch weiter gestiegen ist und voraussicht
lich noch weiter die Tendenz zum Steigen
zeigt, werden wir den Kampf mit der notwen
digen Härte, die einen Erfolg verbürgen wird,
fortsetzen. (Lebhafter Beifall bei der SPö.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge
langt Herr Abg. Du b 0 v s k y.

Abg. DUBOVSKY: Hohes Haus! Am
rn. Jänner wurden in Österreich rund 300.000
Arbeitslose gezählt. 300.000 Menschen, die

arbeiten wollen und keine Arbeit finden.
300.000 Menschen ohne Arbeit, sie stellen eine
Anklage gegen jen~ dar, die an dieser Arbeits
losigkeit mitschuldig sind. Wir sehen, daß in
den letzten Wochen und Tagen in der Presse
der beiden Regierungsparteien, in deren Hän
den es ja gelegen wäre, durch rechtzeitige
Maßnahmen den wirksamen Kampf gegen die
Arbeitslosigkeit zu führen, sozusagen ein
edler Wettstreit darüber ausgebrochen ist,
welche von den beiden Parteien an der Stei
gerung der Arbeitslosigkeit die Schuld trägt
und welche hierfür verantwortlich ist. Um
das Maß der Demagogie bei der Behandlung
der Arbeitslosenfrage richtig einschätzen zu
können, ist es notwendig, sich daran zu er
innern, daß vor sechs Wochen in der Presse
der beiden Regierungsparteien eine andere
Auseinandersetzung stattgefunden hat, näm
lich die Auseinandersetzung darüber, wer das
Hauptverdienst an dem angeblichen Wirt
schaftswunder in Österreich hat. Ich erinnere
mich, im Zusammenhang der Budgetberatung
im Parlament, an die Artikel in der "Neuen
Wiener Tageszeitung" und in der "Arheiter
Zeitung". Beide haben damals geschrieben: Es
ist uns,er Erfolg, daß mehr Mittel für Inve
stitionen zur Verfügung gestellt werden.
Wenn das ihr Erfolg war, dann müssen sie
auch gemeinsam den Erfolg auf sich nehmen,
daß 300.000 Menschen arbeitslos sind. Wenn
der Herr Kollege W,enger hier erklärt hat, er
wird Anklage erheben und den Kampf gegen
alle führen, die an der Arbeitslosigkeit
Schuld. tragen, dann fürchte ich, wird das
ein Harakiri werden. Hier kann man keine der
beiden Parteien von der Schuld freisprechen.
Jede Partei hat fast gleich viele Minister in
der Bundesregierung, sie sind bei den letzten
Wahlen fast gleich stark hervorgegangen, es
kann daher keine Partei sagen, daß sie keine
Schuld. tragen soll. Ich muß da an einige Vor
gänge des vergangenen Jahres erinnern.

Bei der Beratung des Budgets des Jahres
1953 am 24. April 1953 wurde von uns bean
tragt, daß das von der niederösterreichischen
Arbeiterkammer beschlossene Arbeitsbeschaf
fungsprogramm innerhalb von drei Monaten
zu einem Arbeitsbeschaffungsprogramm der
Landesregierung ausgearbeitet werden soll,
weil man ja eine bestimmte Zeit braucht, um
ein Arbeitsbeschaffungsprogramm, wenn es
nicht am Papier stehen, sondern wirksam
werde'n soll, rechtzeitig in Kraft setzen zu
können. Nun, die Abgeordneten der öVP
haben diesen Antrag abgelehnt. Leider __
das muß ich hinzufügen - waren es auch die
Abgeordneten der Sozialistischen Partei,
unter ihnen auch der Kollege Wenger, der
Landessekretär von Niederösterreich des
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Österreichischen Gewerkschaftsbundes, die
diesen Antrag abgelehnt haben. Es ist nicht
schwer, dann, we'nn die Arbeitslosigkeit ihrem
Höhepunkt zustrebt, zu schreien, man muß
ein Arbeitsibeschaffungsprogramm erBteilen.
Wenn ein Arbeitsbeschaffungsprogramm wirk
sam werden soll, dann muß man rechtzeitig
die Maßnahmen dazu treffen, man muß recht
zeitig die Mittel bereitstelle'n, um hier wirk
lich durchzukommen.

Von den 300.000 Arbeitslosen in ganz Öster
reich entfallen nach dem Stand vom 31. Jän
ner 1954 auf Niederösterreich rund - um
einiges weniger - 60.000. Ich möchte mich hier
nicht auseinandersetzen darüber, ob mit oder
ohne Randgemeill1den, weil das im großen und
ganzen unwesentlich ist. Das Wesentliche an
dieser Tatsache ist, daß wir von Jahr zu Jahr
eine höhere Zahl von Arbeitslosen erreichen.
Wenn wir damit die Zahl der Beschäftigten
in Niederösterreich vergleichen, so sehen wir,
daß seit dem Jahre 1951 bis 1953 -- man
darf nicht einzelne Monate herausgreifen, weil
das ein vollkommen unrichtiges Bild gibt,
sondern hier kann man nur den Jahresdurch
schnitt nehmen - die Zahl der Beschäftigten
in Niederösterreich um mehr als 10.000 ab
genommen hat. Diese sinkende Zahl der
Beschäftigten und die steigende Zahl der
Arbeitslosen findet auch ihren Niederschlag
in den Feststellungen des Instituts für Wirt
schaftsforschung, dahingehend, daß in der
industriellen Produktion eine Stagnation ein
getreten ist, und daß weder im Verlaufe des
Jahres 1952 noch 1953 mehr als der Stand
der Produktion des Jahres 1951 erzielt wurde.
Um nun hier wirklich Hilfe bringen und die
Arbeitslosigkeit wirksam bekämpfen zu kön
nen, ist es notwendig, daß man die Ursachen
der Arbeitslosigkeit untersucht. Die letzte
Steigerung der Zahl der Arbeitslosen in Öster
reich bis zum jetzigen Monatsende um 14.000
zeigt, daß hier bereits sehr stark eine struk
turelle Arbeitslosigkeit wirksam wird, das
heißt, daß sie nicht mehr saisonbedingt ist,
wie es vielfach in früherem Jahren der Fall
war. Von der Zahl von 14.000 entfallen nur
mehr schwache 4000 auf die Bauarbeiter, die
restlichen 10.000 im ganzen Bundesgebiet
stammen nicht aus den Bauberufen. Eine ähn
liche Entwicklung können wir auch in Nie
derösterreich feststellen.

Wo liegen nun die Ursachen? Es ist kein
Geheimnis, daß noch im Jahre 1949 die durch
schnittliche Zahl der Arbeitslosen in Öster
reich 55.000 betragen und sich im vergan
genen Jahr bereits auf das Dreifache erhöht
hat; nunmehr ist sie auf 300.000 angestiegen.
Die Ursachen dafür sind vor allem in der Tat
sache zu suchen, daß im Verlaufe unserer

ganzen Wirtschaftsentwicklung ein ständig
größer werdendes Auseinanderklaffen zwi
schen den Preisen und Löhnen und Gehältern
stattgefunden hat. Während die Löhne und
Gehälter bei den Staatsangestellten auf das
Viereinhalbfache valorisiert wurden, die Löhne
sich auf das Sechseinhalbfache steigerten,
sehen wir bei den Industriewaren eine Er
höhung auf das Elf- bis Fünfzehnfache und
bei den Lebensmitteln auf das 6,8fache.
Was bedeutet das? Das bedeutet, daß die
Lohn- und Gehaltsempfänger im Zuge der
Entwicklung seit dem Jahre 1948 sich immer
weniger leisten, sich immer weniger kaufen
konnten. Die Statistik der Wiener Arbe~ter

kammer, die zweifellos aufzeigt, was sich hier
abgespielt hat, bestätigt das. Leider g;ibt es
diese Statistik nur für die Lebensmittel, nicht
aber auch für die Industriegüter. Bei den
Lebensmitteln sehen wir, daß beispielsweise
der Fleischkonsum eines 20jährigen Mannes
auf 61 Prozent des Jahres 1929 abgesunken
ist, der Milchkc'nsum auf 82 Prozent, der
Bierkonsum - man sagt immer, die Leute
trinken jetzt mehr Bier - sogar auf 48 Pro
zent. Auch beim Konsum von Gemüse und
Erdäfeln findet kein Ausgleich gegenüber
dem gesunkenen Fleischkonsum statt, son
dern an Gemüse wird nur 67 Prozent dessen
verbraucht, was 1929 verbraucht wurde. Hier
sehen Sie, wie die Herabdrückung der Löhne
unter anderem auch zu einer Krisenerschei
nung in der Landwirtschaft geführt hat, so
daß heute von einer Absatzkrise schon ge
sprochen wird, die aber in Wirklichkeit nicht
vorhanden wäre, würden nur die gleichen
Möglichkeiten des Konsums für die Ver
braucher vorhanden sein, wie sie im Jahre
1929 bestanden haben. Wir sehen, daß im
Zuge dieser ganzen Entwicklung die Löhne
immer weiter herabgesetzt wurden, und daß
das geringer gewordene Realeinkommen zu
einer Einengung des ganzen Konsums geführt
hat. Das ist die eine Seite, die hinter dem
"Wirtschaftswunder" steht. Auf der anderen
Seite stellten die Monatsberichte des Instituts
für Wirtschaftsforschung fest, daß es Ende
1953 in Österreich 1100 Menschen gegeben
hat, die ein Einkommen von mehr als 1 Mil
lion Schilling gehabt haben. Das ist also die
a'ndere Seite, mit der unerhörten Anhäufung
von Reichtum, wie sie auch in Niederöster
reich ihren Niederschlag in den Bilanzen der
Aktiengesellschaften findet, und in dem stän
digen Steigen der Aktienkurse um mehr als
100 Prozent innerhalb von z,wei Jahren. Auf
der einen Seite rafft ein kleiner Teil der
Bevölkerung immer mehr an sich, während
der Großteil der Verbraucher immer schlech
ter lebt und die Wirkungen auch auf die Er-
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zeuger landwirtschaftlicher Produkte, auf die
Bauern, übergreifen.

Die Frage, wie können wir die Arbeits
losigkeit bekämpfen, ist auch eine Frage der
Erhöhung des Realeinkommens, eine Frage,
auf die auch das Institut für Wirtschaftsfor
schung hi'ngewiesen hat. Es ist festzustellen,
daß dieses "Wirtschaftswunder" des Export
überschusses, der in Wirklichkeit nur durch
die Angleichung des Dollarkurses, das heißt,
durch die Änderung des Umrechnungskurses
von 21 auf 26, zustande gekommen ist, wie
das Wirtschaftsinstitut feststellt, nur eine
vorübergehende Erscheinung ist, daß sich
weiter die Einfuhr teilweise unerhört ver
teuert hat und es daher auch zu einer Drosse
lung der gesamten ,Einfuhr gekommen ist.
Dieses Institut verweist auch auf die Not
wendigkeit der Stärkung des Inlandsmarktei'.
und der Hebung der Kaufkraft der Bevöl
kerung. Nun ,ist über die Hebung der Kauf
kraft der Bevölkerung in der letzten Zeit sehr
viel in den beiden Organen der Regierungs
parteien geschrieben worden. Das dicke Ende
des Marshall-Planes, das wir jetzt zu s.püren
bekommen, heißt auf der einen Seite Pro
duktionssteigerung, auf der anderen Seite
Liberalisierung. Beides sind Maßnahme'n, die
ich Ihnen an Hand von Beispielen aus Nieder
österreich zeigen will, die mit dazu geführt
haben, daß die strukturelle Arbeitslosigkeit
sich weiterhin vergrößert hat. So haben wir
z. B. heute beschlossen, Vöslau zur Stadt zu
erheben. Dort ist die Vöslauer Kammgarn
fabrik. Diese Fabrik hat im Verlaufe des ver
gangenen Jahres und schon vorher rund
1700 Arbeiteri'nnen und Arbeiter abgebaut.
Das Produktionsquantum dieses Betriebes ist
heute genau das gleiche geblieben, wie es vor
dem Abbau gewesen ist. Die Löhne wurden
nur ganz unbedeutend erhöht, die Preise für
die Stoffe aber nicht gesenkt. In der Bilanz
der Vöslauer Kammgarnfabrik können Sie
lesen, wohi'n das gekommen ist, was aus den
Menschen herausgeschunden wurde, die nun
mehr auch die Arbeit von den 1700 im Zuge
der Produktivitätssteigerung Abgebauten lei
sten müssen. So schaut es überall aus. Man
macht jetzt den umgekehrten Weg. Man geht
jetzt dazu über, zuerst abzubauen, um unter
dem Druck der drohenden Entlassung aus den
Arbeitern herauszuholen, was nur geht. Von
dieSoer Art der Produktionssteigerung hat aber
nur ei'ne Handvoll von Aktionären den Profit,
nämlich die 1100 Menschen in österreich, die
ein höheres Einkommen beziehen als 1 Million
Schilling im Jahr.

Liberalisierung, das hört sich so wunder
bar an, so freiheiUich, es stammt noch aus
der Zeit des aufstrebenden Bürgertums, wo

man liberal gewesen ist, wo man freiheitlich
gewesen ist. Aber heute sieht man, und man
beginnt es bereits zu spüren, was sich hinter
der Liberalisierung verbirgt. Nun, die Leitung
der Semperitwerke führt einen verzweifelten
Kampf gegen die Aufnahme der Gummipro
duktion in die Liste der Liberalisierung, weil,
v/enn diese Waren aufgenommen werden _.
so wird von der Direktion erklärt -, bis zu
40 Prozent der Produktion sofort eingestellt
werden müßten und. ein entsprechender Abbau
die Folge davc'n wäre. Aber schon heute be
ginnt man im Betrieb Wimpasslng, sozusagen
unter Berufung auf die L'iberalisierung, aus
den Arbeitern höhere Produktivität herauszu
holen, und man geht dazu üher, den Minuten
faktor, der für die Akkordberechnung ent
scheidend. ist, ganz gewaltig herabzusetzen,
bei manchen sogar um mehr als die Hälfte.
Das bedeutet, daß durch erhöhte Produk
tivität ein Abbau der ~rbeiter durchgeführt
werden muß. Das sind Maßnahmen, die zu
clner weiteren Steigerung der Arbeitslosigkeit
in Niederösterreich beitragen. Ich glaube, daß
es daher notwend,ig ist, um hier wirklich kon
krete Maßnahmen durchzuführen, auf die ich
noch zurückkommen werde, daß hier vor
allem der Hohe La'ndtag sich dazu ent
schließen muß, durch die Forderung nach
einem allgemeinen Abbau- und Entlassungs
stop, wie er voriges Jahr vor den Wahlen
zwischen den beiden Parteien mit den Unter
nehmern vereinbart gewesen ist, ein weiteres
Anwachsen der Arbeitslosigkeit vorläufig zu
verhindern. Ich erlaube mir daher, dem
Hohen Landtag den Antrag zu stellen (liest):

"Um ein weiteres Ansteigen der Arbeits
losigkeit in Niederösterreich zu unterbinden,
wird die Landesregierung aufgeford€ft, un
verzüglich bei der Bundesregierung Schr,itte
zu unternehmen, um einen allgemeinen Ab
bau- und Entlassungsstop herbeizuführen."

Die Lage Niederösterreichs und damit auch
die Lage der Arbeitslosen wird noch weiter
dadurch erschwert, daß seit Jahren eine Poli
tik der Benachteiligung von seiten der Bun
desregierung gegenüber dem Bundesland Nie
derösterreich betrieben wird. So hat das Land
Niederösterreich aus dem Wohnhaus-Wieder
aufbaufonds in den wenigen Jahren seit
seinem Bestehen um rund 370 Millionen Schil
ling weniger erhalten, als es auf Grund seiner
Kriegsschäden Anspruch hätte. Es wäre gut,
wenn die Abgeordneten der Volkspartei beim
Handelsminister intervenieren würden - auch
eine wirksame Maßnahme zur Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit --, daß der Umrech
nungsschlüssel den tatsächlichen Verhält
-nissen angepaßt wird, und daß diese 370 Mil
lionen Schilling nachbezahlt werden. Hier
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wäre für die Bauarbeiter auf lange Sicht in
Niederösterreich Vollbeschäftigung vorhan
den. Es wäre aber auch eine dankbare Auf
gabe für uns-eren Landesrat Stika, der in dem
Ausschuß sitzt, der die Mittel des Wohnhaus
Wiederaufbaufonds vergibt, im stillen Käm
merlein dieses Ausschusses wirksam für die
Jonteressen des Landes Niederösterreich ein
zutreten und entschieden die gerechte Ver
teilung der Mittel für Niederösterreich zu ver
langen. Damit wäre wirklich den Arbeitslosen
gedient, und es wäre damit mehr getan als
mit langen Deklarationen.

Wir sehen die Benachteiligung Niederöster
reichs auch bei dem Bundes-Wohn- und Sied
lungsfonds, der vom SPÖ-Minister Maisei ver
waltet wird, und wo die Benachteiligung jähr
lich einige Millionen Schilling ausmacht. Ich
habe bisher nichts davon vernommen, daß
Abgeordnete der SPÖ in Wahrung der nieder
österreichischen Interessen bei ihrem Minister
interveniert hätten, daß die Verteilung der
Mittel aus diesem Fonds so vorgenommen
wird, wie es den niederösterreichischen 1<'01'
derungen entspIlechen würde, um die Arbeits
losigkeit bekämpfen zu können. Allei'n an
Rückvergütungen für die von Niederöster
reich selbst geleistete Behelbung von Kriegs
schäden müßte es 800 Millionen SchiUing
vom Bunde erhalten. Man hat uns Zusagen
gemacht, aber das Geld ist nicht gekommen.
Hier muß man betreiben, daß endlich dem
Land die 800 Millionen Schilling zur Ver
fügung gestellt werden, die es zur Behebung
der Kriegsschäden, für die die Bundesregie
rung verantwortlich gewesen wäre, bevor
schußt hat.

Man müßte gleichfalls beim Handelsmini
ster vorsprechep, damit endlich die 1600 Kilo
meter Landesstraßen von der Bundesregie
rung übernommen werden, weil dadurch bei
der gleichen Höhe der Mittel für die Straßen
erhaltung im Land Niederösterreich rund
1000 Menschen mehr beim Straßenbau und
bei der Erhaltung der Straßen beschäftigt
werden könnten.

Eine der empörendsten Benachteiligungen
Niederösterreichs ist darin gelegen, daß es
von seiten der Bundesregierung keine nennens
werte Investitionstätigkeit in Niederöster
reich gibt. Noch vor einem Jahr haben wir
hier über Ybbs-Persenbeug debattiert. Seit
Jahre'l1 hat es immer wieder geheißen, man
könne nichts machen, die Russen seien schuld
daran. Als man dann unter dem Druck der
Tatsachen zu verhandeln begonnen hat, hat
es sich herausgestellt, daß das eingetreten
ist, was wir seit Jahren gesagt haben, näm
lich, daß, wie bei den Kamptalwerken, auch bei,

Ybbs-Persenbeug innerhalb weniger Tage eine
volle .b;Illlgung erzIelt worden 1st. Aber nun
ist fastem Janr WIeaer vergangen und. es ist
WIeGer sehr stIll geworden um ~ obs-l-'ersen
beug. Als man niCht mehr die Russen verant
wortlich machen konnte, d.a waren auf einmal
keine Pläne fur das Kraftwerk vorhanden.
Man hat d.och acht Jahre Zelt gehabt, die
Pläne zu erstellen! Nun smd die .t'läne nach
einem Jahr end.lich fertig, jetzt sagt man
aber, im Juli wu'd man mit den Wasserrechts
verhandlungen beginnen; das hei13t, im Jahre
1954 wird dort noch immer nicht viel ge
schehen. Gleichzeitig gibt niemand Auskunft
daruber - zuständ.lg wäre der lVlIlllster Wald
brunner -, wIevIel Geldmittel oer Bund fUr
den Bau dieses Kraftwerkes zur Vertügung
stellt, des Kraftlwerkes, dessen Bau der ent.
scheidendste Investitionsbeitrag in Nieder
österreich sein könnte, und mit dem man
wirklich wirksam auf grol~züglgste Art und
Weise die Arbeitslosigkeit bekampfen könnte.
Nichts wird aber darüber gesprochen. Man
könnte doch jetzt schon - jeder Baufach
mann wird das bestätigen -, ohne die
V\iasserrechtsverhandlungen abzuwarten, mit
der Aufschüttung der Dämme längs der
Donau beginnen, man könnte dort durch
gro13e Eretbewegungsarbeiteneinige hundert,
ja einige tausend Arbeitslose beschä!tigen,
wenn das Geld vom Minister Waldbrunner
zur Verfügung gesteIlt wÜl'de. Ich glaube, es
wäre doch die Aufgabe der SPÖ-Abgeord
neten von Niederösterreich, bei ihrem Mini
ster dafür zu ,sorgen, daß er diese Geldmittel
zur Verfügung stellt, um dieses entscheidende
Kraftwerk für Niederösterreich zu bauen.
Fast muß man der ÖVP Glauben schenken,
die in mehrerenMitteiIungen, ,a.uch von sleiten,
des Bundeskanzlers, immer wieder erklärt,
daß für das Nichtzustandekommen des Baues
von Ybbs-Persenbeug andere Ursachen vor.
hamden slind. Der Bundeskanzler Raab hat
offen gesagt, daß dafür strategische Ursachen
vorhanden sind. Ich glaube aber, daß wir als
Niederösterreicher uns nicht damit abfinden
können, daß man uns hinsichtlich des Bau
beginnes von Ybbs-Persenbeug von Monat zu
Monat, von Vierteljahr zu V'ierteljahr ver
tröstet. Ich bin der Meinung, daß, wenn der
Minister Waldbrunner nicht bereit ist, dieses
Kraftwerk zu bauen, das zweite Verstaat
lichungsgesetz zu keinem Hemmnis für den
Bau von Ybbs-Persenbeug werden darf. Wenn
die Verbundgesellschaft hierzu nicht bereit
ist, müssen skh meiner Meinung nach Wien und
Niederösterreich zusammenschließen, um ge
meinsam dieses entscheidende Werk zu er
richten. Ich erlaube mir, dazu auch den ent
sprechenden Antrag zu stellen (liest):
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"Um eine rasche Bekämpfung der Arbeits
losigkeit in Niederösterreich zu ermöglichen,
wird die Landesregierung aufgefordert, vom
Bund die sofortige Ina'ngriffnahme der Bau
arbeiten beim Donauwerk Ybbs-Persenbeug
zu verlangen und im Falle des Unvermögens
des Bundes, diese Forderung zu erfüllen, die
Errichtung einer Interessengemeinschaft mit
der Gemeinde Wien zur Weiterführu'ng des
Baues anzustreben."

Damit können wir einen wirksamen Beitrag
zur Arbeitsbeschaffung und zur Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit in Niederösterreich
leisten.

Wenn wir von Ybbs-Persenbeug sprechen,
dann will ich auch ei'nige Worte zu den
Kamptalwerken sagen, die von der NEWAG er
richtet werden. Wir, die Opposition, haben
uns s'eit eh und je für alle positiven Vor
schläge zur Schaffung von Arbeitsplätzen und
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit aus
gesprochen und diesen Vorschlägen zu
gestimmt. Wir habEn deshalb von allen An
beginn an die Errichtung der Kamptalwerke in
Niederösterreich unterstützt, die heute das
größte Bauvorhaben in Niederösterreich dar
stellen. W'ir haben aus den Erwägungen der
Arbeitsbeschaffung und sonst aus keinem
anderen Grunde auch dem zugestimmt, daß
das Larnd die Haftung für einen von der
NEWAG aufzunehmenden Kredit von 300 Mil
lionen Schilling übernimmt. Wir haben dabei
ganz dezidiert erklärt, daß uns an der
Geschäftsführung der NEWAG eine Reihe
von Dingen nicht paßt. Aber heute wird
gerade VOn sozialistischer Seite es so darzu
stellen versucht, als ob sie die Kämpfer gegen
die Geschäftsmethodm der NEWAG wären
und wir so eine stille Koalition mit der Volks
partei eingegangen wären. (Landesrat Brach
mann: Es scheint so.) Frag einmal den Popp,
wie es war, als ich in der NEWAG gegen
deren GeschäftsmethodetJ., ganz gleich, ob es
sich um das Amstettner Werk oder um die
Strompreiserhöhung oder um Finanzierungs
fragen gehandelt hat, aufgetreten bin, und
wer mir dort entgegengetreten ist! Sowohl
der Landesrat Müllner als auch Landeshaupt
mannstellvertreter Popp sind die Verteidiger
der Geschäftsmethoden der NEWAG ge
wesen, letzterer unterstützt von seinem
Adlatus, dem Vizepräsidenten Schneidmadl,
der auch in der NEWAG sitzt! Man sieht, daß
die tatsächlichen Dinge einfach verdreht, auf
den Kopf gestellt werden,' um durch die Ver
drehung der Tatsachen die Menschen hinters
Licht zu führen und um politisches Kapital
daraus zu schlagen. Ich habe das deswegen
gesagt, weil die Haltung der SPö im Landtag
in der Frage der Landeshaftung für den 300-

Millionen-Schilling-Kredit der NEWAG, bei der
es unter anderem auch um die Sicherung von
Arbeitsplätzen gegangen ist, nicht verständ
lich war, denn man kann die Sicherung von
Arbeitsplätzen und die Sicherung der Beschäf
tigung nicht Von anderen Bedingungen ab
hängig machen. Das sind hier zwei durchaus
voneinander getrennte Teile. Im Vordergrund
steht der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit,
das andere muß dort durchgekämpft werden,
wo dafür der Platz ist, nämlich im Aufskhts
rat der NEWAG. Ich habe das alles auch des
wegen gesagt, weil es ein Beispiel dafür ist,
wie man leichtfertig Politik macht und die
Zeche dann die Arbeiter bezahlen läßt.

Nun zur Frage der USIA-Betriebe. Die
USIA-Betriebe, das steht eindeutig fest, sind
eine Frage des Staatsvertrages. Ob man sie
will oder rnicht, das ist vollkommen unabhän
gig davon. In diesen Betrieben arbeiten öster
reichische Arbeiter, sie haben dort ihre Be
schäftigung. Nun war es gerade die SPÖ -
ich empfinde das geradezu als beschämend --',
die Partei, die sich Arbeiterpartei nennt, ob
wohl schon Bürgerliche bei ihr einen Einfluß
haben, die die Hetze gegen die USIA-Betriebe
eing~leitet und verlangt hat: Boykott der
USIA-Betriebe, Zugrunderichten der USIA
Betriebe! Ja, wen hätten Sie denn damit ge
troffen, wenn der Boykott eingetreten wäre?
Die Sowjetunion, glaube ich, hält ihn aus,
getroffen hätten Sie nur dieösterreichischen
Arbeiter, die in den USIA-Betrieben beschäf
tigt sind, denn Sie haben gleichzeitig mit
Ihrer Aufforderung zum Boykott überhaupt
nichts unternommen, um durch die Schaffung
neuer Arbeitsplätze wenigstens Ausweichmög
lichkeiten zu schaffen.

Heute ist in der "Arbeiter-Zeitung" -
wahrscheinlich angepaßt für die heutige
Larndtagssitzung -- eine Nachricht erschienen,
daß die Krupp-Werke Berndorf über Vor
schlag des Ministers Waldbrunner verstaat
licht werden sollen. Wir sind dafür, aber nicht
so, wie es Waldbrunner vorschlägt, daß näm
lich nur 500 Arbeiter dort beschäftigt wer
den, wo doch heute dort 850 Arbeiter beschäf
tigt sind. Das würde bedeuten, daß um
350 Arbeiter weniger beschäftigt würden. Zu
den 850 kommen aber noch 450, die in der
Autoreparaturwerkstätte beschäftigt sind.
(Zwischenrufe links.) Das ,stimmt, das sind
die Zahlen von heute, wenn auch der Bürger
meister von Berndorf das nicht weiß. Damit
der Landtag sich ein Bild über diesen Betrieb
der heute insgesamt 1300 Leute beschäftigt',
machen kann, will ich die Vergleichszahlen
nennen: 1929 bis 1933 waren dort 700 Leute
beschäftigt, 1937 800, heute sind es 1300. Wir
sind dafür und werden alles unterstützen, daß
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dort zusätzlich zur jetzigen Produktion eine
Produktion kommt, die für weitere 500 Arbei
ter Beschäftigungsmöglichkeiten bietet. Aber
wir haben so das Gefühl beim Waldbrunner,
daß es sich ihm nicht um die Arbeitsbeschaf
fung handelt, so'ndern um ein Manöver, denn
bei Ybbs-Persenbeug hätte er uns zeigen
können, wieviel Arbeitskräfte er dort be
schäftigen will.

Wenn man in der "Arbeiter-Zeitung" von
abge,wirtschafteten 'Betrieben schreibt, dann
denke ich immer an Ternitz. Ich habe das
Gefühl, wenn der Waldbrunner seine Politik
weiter betreibt, werden wir in Ternitz bald
so weit sein, daß wir abbauen, abbauen und
wieder abbauen, weil der Waldbrunner mit
seiner Politik, die dort betrieben wird, keine
Ge,währ für die Sicherung der Arbeitsplätze
gibt. Ich will in diesem Zusammenhang noch
darauf hinweisen, daß gerade in der Bern
dorfer Metallwarenfabrik -im Triestingtal die
Situation deswegen unterschiedlich VOll allen
anderen Betrieben ist - man soll hier nicht
mit falschen Zahlen operieren -, weil es sich
hier zu einem Großteil um einen Rüstungs
betrieb schon vor dem Kriege gehandelt hat,
der in normalen Wirtschaftszeiten immer nur
einen Bruchteil der Arbeiter hatte, die er zu
Kriegszeiten beschäftigte. Ich erwähne das
nur, weil hier schon einige Male vom Bürger
meister Nimete; darauf hingewiesen worden
ist wie viele Tausende Menschen dort be
schäftigt waren. Das war aber nur während
des Krieges, da hat man die ganzen Fremd
arbeiter, die Sklaven, die hergebracht worden
sind, miteinbezogen. Die Zahl aber, die ich
Ihnen gesagt habe, zeigt Ihnen, wie es dort
wirklich ausschaut. Von österreichiseher Seite
aus ist alles unternommen wordeln, um die
Produktion, die in Berndorf vorhanden war,
nämlich die Besteckproduktion, umzubringen
und damit österreichische Arbeiter um ihren
Arbeitsplatz zu bringen. Ich habe einen Brief
vo'n einem Importeur aus Oslo vor mir, der
früher aus Berndorf Bestecke bezogen hat.
Er schreibt an die Berndorfer Metallwerke
neben anderen allgemeinen Feststellungen
(liest): "Man teilt mit, daß im ersten Halb
jahr 1952 eine Importquote von 200.000 nor
wegischen Kronen zum Import vorn Eßbestek
ken aus Österreich freigestellt ist. Die Hälfte
des Betrages, der freigegeben ist, soll das
Reliefkreditabkommen mit Österreich be
lasten. Von österreichischer Seite (Behörden)
ist der Wunsch ausgesprochen worden, daß
die Waren über das Reliefkreditabkommen
möglichst unter folgenden Lieferanten mit
jedem Viertel vereinbart werden: Hackwerke,
Steyr; Pils & Söhne, Stei'l1bach; Neuzeug
hammer, Neuzeug-Steyr; Schütz & Patry,

Wien. Die österreichischen Behördenhaben sich
indes dazu willig gezeigt, auch zu erwägen,
anderem Exporteuren Exportlizenzen zu über
geben, falls dies rücksichtlich alter Verbin
dungen oder preismäßig wünschenswert ist.

"Dieses Rundschreiben", so schreibt dieser
Norweger, "ist eine prima Reklame für die
genannten Firmen, denn ohne Zweifel wird
doch die andere Hälfte des Einkaufes auch
den genannten Firmen übergeben werden."

Man hat hier also den "Wunsch aus
gesprochen", Berndorf ,soll nichts bekommen,
man hat hier alles getan, um zu verhindern,
daß niederösterreichische Arbeiter Beschäf
tigung finden.

Wir sind hier beisammen, um über die
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu beraten.
Ich glaube aber, die Bekämpfung der Ar
beitslosigkeit muß aus mehr bestehen, als aus
dem gegenseitigen Bezichtigen der beiden .
Regierungsparteien über deren Schuld an der
Arbeitslosigkeit. Es muß vielmehr so weit
kommen, daß im Interes,se Niederösterreichs,
im Interes'Se der niederösterreichischen Ar
beitslosen von beiden Regierungsparteien bei
ihren Ministern, die sie zu gleichen Teilen
haben, alles daranges,etzt wird, damit die
Benachteiligung Niederösterreichs beseitigt
wird. Darüber hinaus muß eine gründliche
Überlegung angestellt werden, wie man den
Inlandsmarkt stärken kann. Beginnen wir
also mit dem Kampf gegen die Benachteili
gung u,nseres Bundeslandes und beginnen wir,
eine Politik zu führen, die uns allen heute
naheliegt, eine Politik der wirksamen Be
kämpfung der Arbeitslosigkeit!

Ich erlaube mir, zum SchLuß noch folgenden
Antrag zu stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Um die entsprechenden Mittel für die Be
kämpfung der Arbeitslosigkeit in Niederöster
reich freizumachen: wird die Landesregierung
aufgefordert, bei der Bundesregierung unver
züglich alle möglichen Schritte zu unter
nehmen, die die Benachteiligung Niederöster
reichs bei der Verteilung der Mittel aus dem
Wohnhaus-Wiederaufbaufonds und dem Bun
des-Wohn- und Siedlungsfonds, bei der Über
nahme von Lamdesstraßen in die Bundesverwal
tung, bei der Bemessung -des Beitrages zum
Aktivitätsaufwand für die Lehrer und auf
zahlreichen anderen Gebieten beenden."

PRÄSIDENT SASSMANN : Herr Abgeord
neter, ich muß Ihnen ZiUr Kenntnis bringen,
daß nach § 27, letzter Absatz der Geschäfts
ordnung, bei der Beratung über die Beant
wortung einer Anfrage nur die Möglichkeit
besteht, den Antrag zu IsteHen, die Beantwor-
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tung zur Kenntnis zu nehmen oder nicht zur
Kenntnis zu nehmen. ljhre drei Resolutions
anträge sind daher für die heutige Sitzung
tillusorisch.

Als nächsten Redner erteile ich Herrn
Abg. Hainisch das Wort.

Abg. HAINISCH: Hoher L1Emdtag! E,s ist
vielleicht nicht allgemein bekannt, daß im
Baugewerbe dann, wenn der Boden tiefer als
10 cm gefroren ist, die sogenannte FelslZulage
bezahlt werden muß, das heißt, daß die Ar
l::elten so entlohnt werden müssen, als ob sie
im gewachsenen Fels, im Gestein durch
geführt würden. Ich glaube, es steht außer
Streit, und das braucht von mir nicht sonder
lich unter Beweis gestellt zu werden, daß Ar
beiten im gewachs·enen Fels viel langsamer
vorwärtsschreiten als Erdarbeiten unter nor
malen Bedingungen.

Es bestehen, glaube ich, auch keine
Mdnungsverschiedenheiten darüber, daß die
Mittel, die vom Bund und von den Ländern
bisher für die Bekämpfung der Arbeitslosig
keit zur Verfügung g'(cstellt werden konnten,
cbwohl E3 sich dabei um Millionenbeträge
handelt, immer viel zu klein und viel zu ge
ring waren, um alle Wünsche, die auf diesem
Ge,biet offen sind, zu erfüllen. Es wäre daher
von rein wirtschaftlichem Standpunkt aus
nicht zu verantworten, diese Mittel, die schon
unter normalen Bedingungen zu gering sind,
um alles das durchführen zu können, was
notwendig ist, dann einzusetzen, wenn infolge
der Witterungsverhältnisse eine normale
Arbeitsmöglichkeit nicht gegeben ist.

Die Zusammenfa.ssung der beiden Kom
ponenten - Felszulage auf der einen Seite
und auf der anderen Seite die Tatsache, daß
die Arbeit viel langsamer vorwärtsschreitet
-- bedingt, daß mit denseIhen Mitteln unter
den jetzigen ungünstigen Witterungsverhält
nissen nur ein V,iertel der Arbeit geleistet
werden könnte, die unter normalen Verhält
nissen durchführbar ist, die Arbeit also pmk
tisch viermal so teuer wäre. Das wäre nicht
nur vom wirtschafUichen Standpunkt aus
nicht zu vertreten, sondern es ist meiner An
sicht nach auch vom sozialen Standpunkt,
vom rein menschlichen Standpunkt aus ge
sehen, unverantwortlich, die Menschen bei
dieser Kälte, bei dieser Temperatur ins Freie
hinauszujagen und sie' zu zwingen, dort
stundenlang auszuharren und ihre Gesund
heit aufs Spü>l zu setzen. (Lebhafte Zustim
mung bei der ÖVP.) Das, meine sehr ver
ehrten Herren, wäre zweifellos kein Akt der
Menschenfreundlichkeit, sondern das wäre
eine Menschenschinderei. ('Neuerliche Zu-

stimmung bei der ÖVP.) Ich bin überzeugt,
wenn der Herr OS"kar Pollak, der Chefredak
teur der "Arbeiter-Zeitung", einmal acht
T'age lang dmußen auf der Straße bei solchen
Temperaturen seIher arbeiten müßte, würde
er ganz andere Artikel in der "Arbeiter
Zeitung" schreiben, als er das jetzt tut. (Rufe
bei der ÖVP: Sehr richtig!) Im übrigen kann
ich feststellen, daß die Arbeitkrselber es ab
lehnen, bei diesen Witterun~siVerhältnissen
draußen zu arbeiten. Es ist mir die Mitteilung
eines großen Bauunternehmers in Nieder
österreich zugekommen, der wegen dieser
schlechten Witterungsverhältnisse einige
seiner Baustellen stillegen mußte und infoIge
dessen gezwungen war, einen Teil seiner Ar
beiter zu entla,sEen. Er hat mir gesagt, daß
er sich tagelang den Kopf darüber zerbrochen
hat, wen von seinen Arbeitern er entlas8en
soll, weil sie ihm alle lieb und wert sind und
weil er keinem Unrecht tun und keinen hart
treffen wollte. Er hat infolgedessen in seinem
Betrieb eine Rundfrage vemnstaltet und die
Arbeiter gefragt, wer sich freiwillig meldet,
um jetzt auf einige Wochen aus dem Arbeits
prozeß aus,zusche,iden, bis sich wieder bessere
Witterungsverhältnisse ergeben. Und er war
ganz überrascht, daß sich nicht nur so viele
gemeldet haben, als er entlassen mußte, son
dern daß sich der -ganze Betr'ieb bereit er
klärt hat, jetzt zu pausieren; die Arbeiter er
klärten, daß sie gar kein Interesse daran
hätten, ihre Gesundheit bei solchen Witte
rungsverhältnissen aufs Spiel zu setzen.

Meine Herren, in diesem Zusammenhang
muJ3 auch einmal ganz offen darüber ge
sprochen werden, was der Abg. Wenger ge
sagt hat, der wieder mit der Not der jetzt
arrbeitslos gewordenen Bauarbeiter - ich muß
schon sagen - ein wenig Schindluder ge
trieben hat. Die Bauarbeiter - das ist Ihnen
bekannt - s,ind als Saisonarbeiter seit jeher
besser bezahlt gewesen als die Arbeiter vieler
anderer Berufssparten. Das war auch richtig
und in Ordnung, und zwar deshalb, weil die
Bauarbeiter bis vor kurzem nicht im BelZug
der Arbeitslosenunter8tützung gestanden
sind, sie daher während der Zeit ihrer Saison
arbeit soviel verdienen mußten, um sich etwas
ersparen zu können, damit sie die arbeitslosen
Wintermonate überstehen konnten. Nun sind
die Bauarbeiter seit kurzer Zeit ruber auch in
den Bezug der Arbeitslosenunterstützung ein
getreten, und kein Bauarbeiter braucht des
halb wirklich in Sorge zu sein, daß er die
wenigen Wochen einer witterungshedingten
Ar'beitslnsigkeit in Not gerät.

Meine sehr verehrten Herren, ich habe
Verständnis dafür, daß eine politische Partei,
speziell in einem Wahljahr, wie wir es heuer
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wi~der haben, alle Chancen, die sich ihr
bieten, ergreift, um die öffentliche Meinung
in ihrem Sinn zu beeinflussen, um dadurch
dann am Wahltag einen möglichst großen
Erfolg zu erreichen. Ich habe aber kein Ver
Etändnis dafür und muß es gerade als un
verantwortlich bezeichnen, daß... (Lande s
hauptmannsteZlvertreter Papp: Fröhliche
Weihnachten!) Sie sind erst bei Weih
nachten? Wir sind schon im neuen Jahr, Sie
sind etwas zurückgeblieben, glaube ich. Ich
habe Verständnis dafür, habe ich gesagt,
daß eine politische Partei Wahlpropaganda
betreibt, aber ich hahe kein Verständnis da
für, daß sie gerade mit der Arbeitslosigkeit
Ein demagogisches, politisches Spiel betreibt
und effektiv unwahre Ziffern in die öffent
ldchkeit hinausposaunt, nur zu dem einz.igen
Zweck, um die öffentliche Meinung in ihrem
Sinn umzufärben.

Es hat schon mein Vorredner, der Abgeord
nete Dubovsky, davon gesprochen, daß es
dort, wo (zu den Sozialisten gewendet) Ihre
Parteifreunde die Möglichkeit haben, die
Arbeitslosigkeit entscheidend zu beeinflussen

so im Königreich des Herrn Wald
brunner -, Arbeitsmöglichkeiten gibt, die
nicht ausgenützt sind. Ich will nicht das
wiederholen, was der Abg. Dubovsky von
Ternitz und Ybbs··Persenbeug usw. gesagt
hat, ich darf Sie aber fragen, warum z. B. Ihr
Präsident Wondrak in seiner Eigenschaft als
Bürgermeister von Stockerau den Bau eines
Gemeindewohnhauses sofort eingestellt hat,
als es jetzt kalt geworden ist. Ich darf die
selbe Frage an Sie richten, warum der Bürger
meister in Wr. Neustadt, Werndl, das gleiche
getan hat. Ich darf Sie weiter fragen, warum
die Stadt Wien die Erdarbeiten in der Watt
gass,e, als es zu frieren begonnen hat, sofort
unter'broehen hat. Dies alles deswegen, weil
eben auch Ihre Funktionäre dort, wo sie als
Unternehmer auftreten, wissen, daß die
Mittel, die ihnen zur Verfügung stehen, sehr
beschränkt sind, und weil sie wissen, daß sie
mit diesen beschränkten Mitteln die weitaus
größte Arbeitsleistung herausholen müssen,
um ihren Verpflichtungen wirklich nach
kommen zu können. Die Bereitstellung der
233 Millionen Schilling, von denen Ihnen der
Herr Landeshauptmann gesagt hat, daß sie
sofort eingesetzt werden, wenn die Witte
rungsverhältnisse besser werden und die
Kältewelle nachläßt, wird es ermöglichen, die
Arbeiten an vielen hunderten Baustellen
gleichzeitig beginnen zu können. Dadurch
wird auch die Arbeitslosigkeit rapid herah
sinken, so daß man wohl voraussagen kann,
daß es schon im zeitlichen Frühjahr des
heurigen Jahres in Niederö,sterreich kaum

mehr einen Arheitslosen- bis auf einige
wenige -- geben wird, der dann keine Arbeit
bckommen könnte, wenn er wirklich arbeits
willig ist. Die Bereitstellung dieser 233 Mil
lionen Schilling war wirklich I eine Tat! Diese
Tat war zweifellos mehr wert, als die vielen
Worte, Resolutionen und Dringlichkeits
anträge, die von Ihrer Seite gekommen sind,
die aber bisher noch keinem Arbeitslosen auch
nur einen Schilling eingetragen hahen. Diese
Tat, meine Herren, hat nicht die SPÖ, sondern
die Österreichische Volkspartei gesetzt! (Bei
fall rechts.) Das soll auch wieder einmal mit
aller Deutlichkeit und in aller Öffentlichkeit
festgestellt werden. (Neuerlicher Beifall bei
der ÖVP.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge
langt Herr .A!bg. Nimetz.

Abg. NIM.ETZ: Hoher Landtag! Trotz oder
vielleicht wegen der rosenroten Schilderung
der Lage auf dem Arbeitsmarkt in Nieder
österreich durch den Herrn Landeshauptmann
EOwie durch den Herrn Vizepräsidenten Endl
sehe ich mich veranlaßt, die Aufmerksamkeit
des Hohen Landtages auf die Arbeitslosigkeit
im Bezir'k Baden und speziell im Triestingtal
zu lenken. Beim Arbeitsamt Baden waren
Ende Dezember 1953 5221 Arbeitslose ge
meldet, Ende Jänner 1954 waren es 6120
Arbeitslose, davon sind allein im Triestingtal
2114 Unterstützungshezieher. Im Dezember
1953 waren es 4472, im Jänner 1954 aber
5440, also in diesem Monat ein Mehr von
968 Arbeitslosen oder 22 Prozent.

Ich glaube nicht, daß jemand behaupten
kann, daß die Lage auf dem Arbeitsmarkt in
Baden so rosig ist, wie sie uns für ganz
Niederösterreich geschildert wurde. Zu den
genannten vielen Arbeitslosen .kommen noch
zirka 3000 Kurzarbeiter. Ich glaube, es ist
nicht notwendig, daß ich die Lage der Kurz
arbeiter näher schildere, sondern ich will nur
sagen, daß der Kurzarbeiter eigentlich für
sich nicht mehr an Lohn bekommt, als die
Arbeitslosen an Unterstützung. Der Umstand,
daß im Bezirk Baden 3000 Kurzarbeiter vor
handen sind, trägt selbstverständlich zur
Verschärfung der Arbeitslosenfrage in diesem
Bezirk wesentlich beL Es ist daher unver
ständlich, daß Arbeiten, welche von Beiten des
Landes in Angriff genommen wurden, ein
gestellt worden sind. Diese Arbeiten wurden
aber nicht etwa wegen des Eintrittes der
kalten Witterungsperiode eingestellt, sondern
schon lange vorher. Ich möchte den Herren
Abgeordneten der Mehrheitspartei versichern,
daß auch wir dafür Verständnis haben, daß

, man bei 15 oder 20 Grad Kälte im Freien



356 Landtag von Niederösterreich. V. Session der V. Wahlperiode. 10. Sitzung am 3. Februar 1954.

nicht arbeiten kann. Auch wir haben also da
für Verständnis, wir haben aber kein Ver
ständnis dafür, daß man schon im November
und Dezemb'::r Straßenarbeiten, Regulierungs
arbeiten, Wassel'1eitungsarbeiten usw. ein
gesteilt hat. In einem Fall, wo schon die Ge
meinden ihren auf sie entfallenden Anteil für
Wasserleitungsarbciten gelEistet haben und
nur noch die Landes- und Bundes'Zuschüsse
ausständig waren, wurden auch diese Wasser
leitungsarbeiten eingestellt. Man kann sich
"dso jetzt nicht immer mit der Kälte aus
reden, denn die Kälte ist ja erst um den
15. Jänner herum eingetreten, während die
Arbeiten, wie ich schon gesagt habe, bereits
im Oktober und November vorigen Jahres ein
gestellt wurden.

Ich glaube, Sie müssen zugeben, daß die
Lage auf dem Arbeitsmarkt im Bezirke
Baden, hauptsächlich im Triestingtal, kata
strophal ist, im Triestingtal hauptsächlich
deswegen, weil dort viele Arbeiter nicht erst
seit heuer oder seit vorigem .Tahr oder seit
einigen Jahren arbeitslos sind, sondern weil
die Arbeitslosigkeit 1m Triestingtal schon
auf das Jahr 1945 zurückdatiert. Man muß
daher verstehen, daß Menschen, die schon
neun Jahre diese große Not mitmachen, ver
zweifelt sind, und ich kann gar nicht ver
stehen, daß die Abgeordneten der Mehrheits
partei dafür nicht mehr Verständnis auf
bringen. Ich glaube, Sie können sich in die
Verfassung dieser Menschen einfach nicht
hineinleben. Ich möchte daher bitten, daß bei
Arbeitsvergebungen, bei der Arbeitsbeschaf
fung das Triestingtal ganz besonders berück
sichtigt wird.

Warum ist das Triestingtal gar so schlecht
bestellt? Im Triestingtal war die Berndorfer
Metallwarenfabrik die Arbeitgeberin, nicht
nur der Arbeiter von Berndorf, sondern auch
der Arbeiter vieler umliegender Gemeinden.
Seit dem Jahre 1945 arbeitet nur noch zirka
ein Viertel von dem früheren Arbeiterstand.
Heute müssen 900 Menschen von Berndorf
wegfahren und sich auswärts ihr Brot ver
dienen. Wir müssen froh sein, daß die
Arbeiterschaft von Berndorf so hoch quali
fiziert ist, daß sie auch in Wien ohne weiteres
Arbeit gefunden hat. Es müssen aber alle
auch dafür Verständnis haben, daß mit dieser
Arbeit dem Arbeiter eigentlich sehr wenig
geholfen ist, denn er muß um 5.15 Uhr von
zu Hause wegfahren und kommt erst wieder
um 18.45 Uhr oder um 19.30 Uhr nach Hause
zurück. Bei bezahlten acht Arbeitsstunden ist
er 12, 13, ja sogar 14 Stunden unterwegs, in
der Arbeit und auf der Bahn.

Daher haben wir Trie,stingtaler und haupt
sächlich die Berndorfer, trotz der pessimi-

sUschen Stellungnahme des Herrn Abgeord
neten Dubovsky, eine Freude darüber gehabt,
daß sich der Ministerrat mit der Lage in
Bemdorf und im Triestingtal befaßt hat.
Wir freuen uns darüber, daß es zu Verhand
lungen darüber kommen soll, so ähnlich wie
über das Projekt Ybbs-Persenbeug, daß die
Berndorfer Metallwarenfabrik zum Teil oder
zur Gänze vom Bund übernommen wird. Wir
sind überzeugt, daß bei dem Arbeitspro
gramm, das anläßlich der Mitteilung über die
angeblichen Verhandlungen angegerben wurde,
in Berndorf in kürzester Zeit ein Al'beiter
Etand, wie er früher war, erreicht werden
kann, ja daß darüber hinaus in den nächsten
Jahren eine entsprechende Erhöhung des
Arbe'iterstandes eintreten wird.

Ich glaube schon, daß ich im Interesse der
Berndorfer und der TriesUngtaler spreche,
wenn ich erkläre, daß wir froh darüber sind,
daß sich der Ministerrat mit dieser Sache be
schäftigt, und wir harben nur den einen
\Vunsch, daß dieses Projekt im Interesse der
so schwer leidenden Bevölkerung dieser Stadt
und dieses Tales Wirklichkeit wird.

Ich bitte daher, zur Kenntnis zu nehmen,
daß wir, die Sozialistische Fraktion, uns vor
behalten, einen damit in Zusammenhang
stehenden Antrag einzubringen. (Lebhafter
Beifall bei der SPö.)

PRÄSIDENT SASSMANN : Ich erteile
Abg. Ern eck e I' das Wort.

Abg. ERNECKER : Hohes Haus! Bevor ich
einige sachliche I-{ichtigstellungen vornehme,
mochte ich auf einen Zwischenruf zurück
kommen, den der Abg. Staffa anläßlich der
Rede des Herrn Präsidenten Endl gemacht
hat. Er hat einen unserer führenden christ
lichen Gewerkschafter, unseren Kollegen
Cipin, auf das ärgste beleidigt, als er ihn in
diesem Zwischenruf als den "Herrn Adahei"
bezeichnete. (Heiterkeit bei den Sozialisten.)
Lacht nur, liebe Freunde von der Sozialisti
schen Fraktion! Wenn man 25 Jahre Gewerk
schaftler ist und treu zur Gewerkschaft
steht, muß man sich so etwas gefallen la,ssen?
Das hat so richtig gezeigt, wie ihr innerlich
denkt. Ich weise das zurück, das war eine
Beleidigung nicht nur des Kollegen Cipin,
sondern eine Beleidigung unserer christlichen
Gewerkschaftsfraktion ! (Ruf bei der SPÖ:
Das hat ja der Präsident selber gesagt) das
'oom "Adabei"!)

Hohes Haus! Sie werden mir wohl ge
statten, daß' ich, wenn schon vom Herrn
Präsidenten Wondrak so ironisiert wurde:
"Auf deine Rede wartet man schon!", hierzu
sage: Jawohl, Herr Präsident Wondrak, wenn

I

r,
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man 30 Jahre in der sozialen Bewegung steht
und Leiter eines Arbeitsamtes ist, dann wer
den Sie es mir auch zumuten, daß ich einige
Sachen vorbringe. (Landeshauptmannstell
vertreter Papp: Zubilligen!) Ob Sie nun neu
gierig sind auf meine Rede oder nicht, das
interessiert mich gar nicht!

In der letzten Zeit war es schon sehr
intereEsant, was alles gesprochen wurde und
was man alles in der "Arbeiter-Zeitung" lesen
konnte. So viel Unsinn auf einmal ist wirklich
zuviel: "Bagatellisierung der Arbeitslosigkeit
durch die öVP", "Die öVP bleibt blind
gegenüber der Arbeitslosigkeit", "Mutwillige
Einstellung der Arbeiten durch die nieder
öEterreichische Landesregierung", "Verlage
rung der Betriebe aus Niederosterreich, 'die
öVP 1st schuld", ,,65.000 Arbeitslose" - bitte,
das kann ein Irrtum sein, es waren tatsäch
lich nur 56.000 - "Aus wahlpropagandisti
schen Gründen wird jetzt nichts gemacht,
das Geld wird zurückbehalten und erst vor
den Wahlen ausgegeben", "Die ÖVP treibt ein
frivoles Spiel mit den Arbeitslosen". Man hat
sich von einem Tag auf den anderen selbst
übertroffen. Ist diese Schreibweise nicht zum
Lachen, Herr Landeshauptmannstellvertreter
Popp, nach all dem, was wir aus der Rede
unseres Landeshauptmannes gehört haben,
daß sich unsere Partei wirklich bemüht hat,
der Arbeitslosigkeit zu steuern?

Und dann, Hohes Haus, hat die "Arbeiter
Zeitung" am 27. Jänner einen AusIZug aus
einer Rede des Herrn Horr gebracht, die er
bei einer Sitzung gehalten hat. Da hat Herr
GewerkschaftssekI1etär Horr, jetzt National
rat, erklärt, daß Flußre.gulierungsarbeiten
nicht vom Wetter abhängen, im Gegenteil, die
meisten Regulierungsarbeiten würden im
Winter durchgeführt. Ich werde darüber noch
sprechen. Die Landesregierung habe aber viele
dieser Arbeiten mutwillig eingestellt, die Ver
antwortlichen für die Arbeitslos.igkeit in Nie
derösterreich seien einzig und allein in der
Landesregierung zu suchen. Horr hat also
gesagt, diese Flußregulierungsarbeiten hätten
jetzt alle durchgeführt werden können.

Der Präsident der niederösterreichischen
Arbeiterkammer, Herr Fuchs, sagte, wie es in
der "Arbeiter-Zeitung" weiter heißt: Der
Winter des Vorjahres war für den nieder
österreichischen Arbeiter ein Katastrophen
winter - und heuer sind noch mehr Arbeits
lose bei den Bauarbeitern.

Über diese Äußerungen werde ich Ihnen
ge.genteilige Beweise bringen.

Interessant, Hohes Haus, ist noch eine
Notiz vom selben Tag: "Wien schafft Arbeit
auch im Winter." Da wird geschrieben:

"Natürlich kann das bel Außenarbeiten nur
in solchen Fällen erfolgen, bei denen die
Witterung die sofortige Ausführung zuläßt."
Also so bei der Gemeinde Wien.

Darf ich nun auf das Baugewerbe selbst zu
sprechen kommen. Wie war die Situation im
.Dezember 1952, Jänner H)53 und wie ist sie
heuer? Ich will darüber berichten, wie sie in
meinem Bezirk, im Schwechater Bezirk, war.
Wir haben im Vorjahr gegenüber dem heu
rigen Jahr einen milden Winter gehaht. Auf
die Beschäftigung in der Industrie will ich
mich nicht näher einlassen, Wir haben eine
gutbeschäftigte Industrie, sei es die Brau
industrie oder die Textilindustrie, zum Teil
auch die Metallindustrie. Ich will nur von den
saisonbedingten Berufsgruppen, wie es eben
das Baugewerbe und das Baunebengewerbe
ist, sprechen. Wir hatten in meinem Bezirk
große Arbeiten der Gemeinde Wien für die
Schwechatregulierung. Die Schwechatregulie
rung wurde im Vorjahr den ganzen Winter
hindurch weitergeführt, Von Schwechat gegen
Rannersdorf hinaus. Den ganzen vorigen
Winter hat man arbeiten können, weil es nie
12 Grad Kälte gehabt hat. Und heuer? Heuer
sind die Arbeiter zu uns gekommen und haben
gefragt, ob sie die Unterstützung bekommen,
wenn sie die Arlbeit stehenlassen. Ich hrube

I ruusdrücklich gesagt ja, denn bei dieser Kälte
ist es unmöglich, zu arbeiten. Die Firma
Kauf, die die Arbeit durchführt, ist auch zu
uns gekommen und hat ges.agt, es ist aus~

I geschlosEen, daß sie bei dieser Kälte auf die
Dauer weiterarbeiten kann. Mir haben diese
Arbeiter leid getan, deren Füße in den
Gummistiefeln gefroren waren. (Zwischenruf
bei der SPÖ.) Das kann man den Leuten nicht
zumuten. (Landesrat Stika: Wann war das?)
Vor zirka 14 Tagen. Die Firma Kauf ist ge
kommen und hat gesagt: Herr Amtsrat,
schauen Sie sich das an, der Steinwurf hat
sich gehoben, die ganze RasenpIatte auch.
Das ist doch mein Geld; die Gemeinde Wien
verlangt von mir, daß ich alles das wieder in
Ordnung bringe. - Dasselbe war a.uch der
Fall bei der Liesingbachregulierung in
Rannersdorf. Man hat voriges Jahr bei
Kältegraden das Erdreich angeschüttet, und
dann hat sich das ganze gefrorene Erdreich
am Damm gehoben, und die Baufirma Wöhrl,
die das durchgeführt hat, mußte heuer auf
eigene Kosten das noch einmal durchführen.
Wir sehen, daß sich der Schaden nicht nur
auf die Arbeiterschaft aus,wirkt wie schon
der Abg. Hainisch gesa,gt hat, s~ndern au~h
auf die Firmen. Es fehlt den Arbeitern
draußen an entsprechender Bekleidung und
Schuhwerk. Ja, wenn die Arbeiter bei den
FIußregulierungen das alles hätten, was die
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Arbeiter bei der Gemeinde Wien bei der
Straßenbahn haben, wo jeder Straßenbahn
schienenritzenkratzer, wie es einmal hieß,
seinen Pelzmantel, Pelzstiefeln, Pelzhaube und
Fäustlinge hat, dann könnten sie auch bei
15 Grad Kälte draußen sein, a;ber solange
wir ihnen das nicht geben können, geht es
nicht. Es ist daher ein Unsinn, wenn man
schreibt: Flußregulierungen können jetzt im
Winter auf jeden Fall durchgeführt werden.
Es ist unrichtig, was Herr Harr gesagt hat.
Wissen Sie, was die Arbeiter draußen gesagt
haben: Ja, die sollen selber kommen, die
Gewerkschaftssekretäre, wie sie alle sind, und
sollen bei dieser Kälte arbeiten. (Heiterkeit
bei der ÖVP.) Und das sagen uns die Leute
nicht zu Unrecht. Vom ,grünen Tisch und von
der warmen Stube aus schauen die Dinge
ganz anders aus. Innerlich werden Sie sich
denken, ja der Ernecker hat recht. Man muß
aber offen sein und eingestehen, wenn man
Einen Fehler gemacht hat. (Landeshaupt
mannstellvertreter Popp: Bis zum neuen
Jahr hat es, weder Schnee noch Kälte noch
andere Ursachen zur Einstellung der Arbeit
gegeben; davon ist hier die Rede!) Wollen Sie
die Zahl der Arbeitslesen im Baugewerbe
wissen? Im Dezember und Jänner vorigen
Jahres war bei uns ein Höchststand von 1644
Personen, die in Unterstützung standen! Das
war am 31. Dezember! Heuer, am 31. Dezem
ber, war bei uns der Höchststand 1552 Per
sonen, es waren also weniger. Im Jänner des
vorigen Jahres hatten wir beim Aribeitsamt
Schwechat im Baugewerbe einen Zugang von
305 unterstützten Personen und heuer haben
wir einen solchen von 560 Personen! Sie
sehen daraus, daß heuer, als die Kälte nach
den Heiligen Drei Köni.gen eingesetzt hat,
alle Arbeiten ._- auch alle Hochbauten der
Gemeinde Wien - rapid eingestellt werden
mußten. In der "Arbeiter-Zeitung" steht aber,
daß die Gemeinde Wien noch 13.000 Leute im
Baugewerbe beschäftigt. Ja, wenn die Groß
bauten einmal eingeglast und halbwegs fertig
sind, dann läßt sich in diesen Bauten ja noch
zur Not arbeiten. Ob sie aber auch heute noch
diese 13.000 Arbeiter eingestellt hat, will ich
bezweifeln. Gegenüber dem Vorjahre ist im
Bezirk Schwechat die Zahl der Arheitslosen
nur um 124 Personen höher als im Vorjahre.
Dafür ist das Baugewerbe ~usschlaggebend.

Wir haben auch eine große Frauenarheits
losigkeit. Bei uns in Sehwechat stehen 1218
arbeitslosen Männern 894 arbeitslose Frauen
gegenüber. Ich will nicht weiter darüber
reden, wie es bei den Frauen zu diesem großen
Arbeitslosenstand gekommen ist, inwieweit er
echt und inwieweit er unecht ist. Sie wissen
es ja aus Ihrem eigenen Bezirk. Die Leute

gehen zum Betriebsleiter und bitten, daß sie
wenigstens 20 Wochen beschäftigt werden,
und der Betriebsleiter sagt ja. Dadurch er
höht sich natürlich der Stand der unteT
stützungsberechtigten Arbeitslosen. Schauen
Sie, Herr Kollege Wenger, war die Gewerk
schaftsunterstützung nicht immer von der
Vormerkung im Arbeitsamt abhängig?
Selbstverständlich haben die GewerIDschaften
recht gehabt, um so eine Kontrolle zu halben.
Da kommt einer einmal im Monat stempeln,
der gar kein Interes!se an einer Arbeit hat.
Das ist besonders bei den jungen Arbeitern
oder bei den Frauen der F,all, sie kommen ein
fach stempeln, um der Arbeitslosenunter
stützung nicht verlustig zu werden. Die
zweite Sache betrifft den Steuerausgleich. Das
Finanzamt verlangt, wenn jemand um den
Steuerausgleich kommt, daß er die Meldung
vom Arl'Jeitsamt mitbringt. Das wi,ssen die
Leute, und es gibt da auch wieder viele, die
sich einmal im Monat im Arbeitisamt ein
finden, um dem !<'inanzamt die Meldung vor
weisen zu können. Wie ist es aber bei den
Jugendlichen über 14 Jahre? Der Vater be
kommt die Kinderbeihilfe nur dann für ,seine
Kinder, wenn er für sie zu sorgen hat; wenn
ein Kind aber über 14 Jahre alt ist, bekommt
er die Beihilfe nur dann, wenn das Kind nicht
selbst einer Beschäftigung nachgeht. Jetzt
kommen also die Kinder über 14 Jahre zum
Ar>heitsamt und melden sich dort, weil ja nur
dann der Vater die Kind8rbeihilfe bekommen
kann. Hier haben Sie also auch wieder einen
Aibeitslosenkreis. Dazu kommt dann noch
der Kreis der Landarbeiter. Sie werden sagen,
die Landarbeiter sind noch nicht dabei. Die
Landarbeiter werden aber im nächsten Winter
anfallen. Es heißt ja im Arbeitslosengesetz,
daß jeder, der schon einmal eine Unter
stützung bezogen hat, dar'aJUf Anspruch hat.
Diese Bestimmung greift auf das Jahr 1919
zurück. In Wien besteht ein Zentmlamt, wo
man feststellen kann, wer seit 1919 jemals
eine Unterstützung bezogen hat. Darunter
befinden slch aber schon viele Landarbeiter.
Ich sage, Gott sei Dank sind schon viele
Landarbeiter dabei, damit auch sie über den
Win't8r hinwegkommen können. Das ergibt
eben dieses Plus von der Unterstützung zur
Vermittlung.

Ich möchte nun zum Schluß kommen und
Sie bitten, zu diesen Dingen die un
geschminkte Wahrheit zu sagen. Man muß
mit den Gegebenheiten rechnen, und nach
diesen war es im Baugewerbe einfach nicht
möglich, weiterzuarbeiten. Man kmm ja bei
der jetzigen starken Kälte doch niemand zur
Arbeit hinaustreiben. Die ganze Schreib
weise in Ihren Zeitungen war so, als ob man
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jetzt die Arbeitslosigkeit bannen soll. Bei
Eintritt einer günstigeren Witterung wird
natürlich alles zusammenstehen müssen, um
Abhilfe zu schaffen. Das ist ja selbstver
ständlich. Aus dieEem Grunde möchte ich an
die SPÖ die Bitte richten: Arbeiten wir zu-,
sammen, arbeiten wir miteinander und nicht
gegeneinander, dann wird es uns auch mög
lich sein, daß wir bei Eintritt der besseren
Jahreszeit wieder vielen unserer arbeitslosen
Mitbürger Arbeit und Brot geben können.
(Beifall bei der ÖVP.)

PRÄSIDENT SASSMANN : Zum Worte
gelangt Herr Abg. Stangler.

Abg. STANGLER: Hohes Haus! Wir de
battieren nun schon einige Stunden über eine
Frage, die in den Zeitungen der SPÖ im Laufe
der letzten Woche mit einer Gleichförmigkeit
an Demagogie immer wieder gebracht wurde.
Ich muß feststellen, daß ich nach diesem
langen Lamentabel in Ihrer Presse kon
struktive Vorschläge zu hören vermisse.
('Abg. GERHARTL: Seit 13. Oktober liegen
sie vor!) 'Vir haben sehr wenig davon gehört,
was Sie hier wirklich an praktischen Vor
schlägen aufzuweisen haben. (Landeshaupt
mannstellvertreter Popp: Dafür ist morgen
der Finanz- und Wirtschaftsausschuß ein
berufen worden.) Ich wäre sehr froh, wenn
das Hohe Forum, einschließlich der Zuhörer,
konstrUktive Vorschläge gehört hätten.
(Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Ich werde jetzt vor allem auf die Aus
führungen des Herrn Abgeordneten Wenger
eingehen. Der Herr Abgeordnete Wenger hat
sich anscheinend darauf verlegt, eine Un
richtigkeit so oft zu behaupten, bis sie viel
leicht doch jemand glaubt, und zwar den
Vorwurf gegen uns, wir hätten nichts ge
macht. Wenn Sie aber auch z,ehnmaI sagen,
wir hätten nichts gemacht, so können Sie da
mit die Ausführungen des Herrn Landes
hauptmannes Steinböck nicht entkräften.
Eine Lüge blei:bt eine Lüge, Herr Kollege
Wenger, eine Unrichtigkeit bleibt eine Un
richtigkeit! Herr Kollege Wenger, Sie haben
weiter, als Abg. Ernecker auf 'die günstige
Arheitsla.ge im Bezirk Schwechat hingewiesen
hat, gesagt, ja das ist Wiener Arbeitsgebiet!
Ja, ja, Herr Abg. Wenger, wenn es gut geht,
wird immer schnell Wien angeführt, weil es
sozialistisch ist, wenn es aber schlecht geht,
wird Niederösterreich gesagt, weil hier die
ÖVP in der Mehrheit ist und man dann
leichter kritisieren kann. Als wir vorhin er
klärt haben, wir sind a.uch an der Arbeits
lage der Randgemeindengebiete interessiert, da
haben Sie gesagt, das ist eine niederöster-

reichiEche Angelegenheit, daher haben wir
uns auch darum zu kümmern. Herr Abgeord
neter ""enger, in Wirtschaftsfra,gen muß man
'klar, nüchtern und sachlich diskutieren und
darf nicht immer Demagogie betreiben.

Ich werde noch ein Beispiel bringen. Drei
mal Wenger, da kann man sagen ist dreimal
Demagogie. Aber darauf komme ich noch zu
eprechen. Wir von der öVP·Fraktion, haben
mit unseren konstruktiven Vorschlägen
immer bewiesen, daß wir auch für die Mög
lichkeit der Bereitstellung von Mitteln vor
sorgen, um die Pläne zur Eindämmung der
Arbeitslosigkeit verwirklichen zu kG!nnen.
Denn das Debattieren nützt keinem Ar
beitslosen, sondern es nützen ihm nur
die Taten, die wir setzen und auf die
wir auch hinweisen können. Ich ver
weise diesbezüglich auf eine Frage, die
für Niederösterreich und vor allem a:uch für
die Ar!beitnehmer des Viertels ober dem
Wienerwald von ganz entscheidender Be
deutung ist, nämlich auf die Frage des
Donaukraftwerkes Ybbs-Perscnbeug. Ich be
tone das deshatb - Präsident Endl hat be
reits auf die in dieEcr Frage gestellten Reso
lution der christlichen Gewerkschaftler inner
halb der Arbeiterkammer Niederösterreich
schon hingewiesen -, weil wir gerade hier
eine Möglichkeit sehen, um für Niederöster
reich große Vorteile 'zu erreichen. Das Land
Niederösterreich ist an dem Bau dieses Kraft
werkes deEhalb enorm interessiert, weil wir
in um:erem Land den dort zu gewinnenden
Strom sehr gut verwerten können. Wir sind
uns ater auch klar darüber, daß mit unserer
Forderung, nämlich am Erfolg mitbeteiligt zu
Eein, auch unsere Mitverantwortung für die
Mitfinanzierung verbunden ist.

Warum gibt es bis jetzt noch keinen
größeren Arbeitseinsatz in Ybbs,-Persenbeug?
Weil noch Eehr vIele Fragen ungeklärt sind!
Für die Klärung dieser Fragen wäre aber
ressortmäßig in erster Linie der Herr Mini
ster Waldbrunnerzuständig. Ich möchte -auch
hier im Hohen Haus betonen, daß es bisher
gerade der Herr Minister Waldbrunner ver
missen hat laEsen, die Verhandlungen mit
dem daran am meisten interessierten Land
Niederösterreich aufrwnehmen! (Landes
hau.ptmannstellvertl'eter Popp: Welche Ver
handlungen?) Die Verhandlungen beim Herrn
Bundeskanzler! Ich komme noch darauf zu
rück, Herr Landeshauptmannstellvertreter.
(Landeshauptmannstellvel'treter Popp: Sie
haben ja keine Ahnung von de,n Grundlagen!)
Der Herr Landeshauptmann Steinböck hat
namens des Landes Niederösterreich dem
Herrn Bundeskanzler Raab offiziell die For
derung überbracht, daß es ein großes Inter-
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esse an Ybbs-Persenbeug hat, daß es an die
sem großen Kraftwerkbau zur Hälfte betei
ligt werde. (Landeshauptmannstellvertreter
Papp: Z1t wessen Lasten?) Selbstverständlich
muß das dann entsprechend aufgeteilt werden,
Herr Landeshauptmannstellvertreter. Das
ist ia Sache des Herrn Ministers Waldbrunner,
er "hat die Voraussetzungen mitzuschaffen,
daß wir zu einer Klärung kommen. (iLandes
hauptmannstellvertreter Papp: Sie haben ja
keine blasse Ahnung!) Und da ist es inter
essant, daß der Herr Abg. Wenger festgestellt
hat, daß dieEe geforderte 50prozentige Betei
ligung des Landes Niederösterreich ein Politi
kum und keine Arbeitsbeschaffung darstelle.
(Lebhafte Zustimmung bei der ÖVP.) Sehr
geehrte Herren Abgeordnete, so spricht ein
l1iederösterreichischer Abgeordneter! Wir wer
den durch unsere Zeitungen der niederöster
reichischen Bevölkerung mitteilen, wie hier
die Arbeitervertreter im niederösterreichi
schen Landtag schon zum zweiten Male nieder
österreichische Arbeitsinteressen verraten!
(Lebhafter Widerspruch bei den Sozialisten.
- Landeshauptmannstellvertreter Papp: Das
ist wirklich unerhört! Ein Skandal sonder
gleichen! - Weitere lebhafte Zwischenrufe
und Gegenrnfe. ~- Ruf bf?i der SPÖ: Da muß
man Nerven haben!)

PRÄSIDENT SASSMANN (das Glocken

.zeichen gebend): Ich bitte um Ruhe!

Abg. STANGLER (fortsetzend): Jawohl,
da gehören Nerven dazu' Es ist sehr merk
würdig, daß Sie jetzt die Nerven verlieren,
weil ich Ihnen anscheinend an den Nerv ge
fühlt habe! (IRuf bei der SPö: Wir verlieren
die Nervet) nicht!) Diese 50prozentige Betei
ligung des Landes Niederösterreich an dem
Kraftwerkbau Ybbs-Persenbeug wird der
niederösterreichischen Arbeiterschaft durch
Vermehrung der Arbeitsplätze zugute kommen.
(Lebhafter Beifall bei der ÖVP.) Und wir
werden auch den Weg finden, um die Mittel
für diese Beteiligung aufzutreiben, darauf
können Sie sich verlassen! Das ist für uns
kein Politikum, auch nicht nur eine wirt
schaftliche Frage, sondern auch eine Fn,-ge
der Arbeitsbeschaffung im Interesse der
r:iederösterreichischen Arbeiterschaft! (Ruf
bei der öVP: Und der Stromversorgung! 
Landeshauptmannstellvertreter Popp: Und
t"er tuird die 1.50 Mil!ionen für Niederöster
reich bezahlen? Sie haben Jet keine blasse
Ahnung!) Herr Lancleshauptmannstellver
treter Papp, das sind wir nun schon seit
Jahren gewohnt, daß Sie uns immer in einem
sehr schulmcisterlichen Ton belehren, und daß
nur Sie glauben, eine Ahnung zu haben!

(Lm;deshauptrnannstellvcrtreter Popp: Das
ist sehr seltswn!) Das weiß ich schon, Herr
Landeshauptmannstellvertreter, daß Sie alles
besser wissen wollen. Aber meine Herren, ich
muß sagen, der Zwischenruf von Ihnen "Da
muß man Nerven haben!" ist wirklich sehr
interessant. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ja,
ja, meine Herren, verlieren nur Sie die Ner
ven nicht! Sie haben durch Wochen mit Ihren
demagogischen Zeitungsartikeln sehr gute
Nerven bewiesen; bewahren Sie dielSe noch
ein Zeitlang und hören Sie sich noch einige
Dinge an!

Es ist sehr interessant, daß diese unent
schlossene Haltung des Herrn Ministers Wald
brunner auch beim Bau der Zufahrtstraße
zum Donaukraftwerk dazu geführt hat, daß es
noch zu keiner Lösung kommen konnte, weil
ein wochenlanger, ja monatelanger Streit
darum ging, wer die Kosten für diese Zu
fahrtstraße bezahlen soll: die Donaukraft
werke, der Bund oder das Land. Das Land
Niederösterreich und ihr Straßenbaureferent,
Lwndeshauptmannstellvertreter KargI, aber
haben nicht gewartet, bis der Herr Minister
VValdbrunner eine Lösung findet, sondern es
wurde mit dem Bau der Straße begonnen. Es
haben hier viele, viele Arbeiter Arbeits
mögliehkeit gefunden und - die Betonstraße
ist fast fertig. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Herren, das Debattieren ist für die
Arheiter uninteresant. Interessant für sie ist,
ob Arbeit da ist und O'b etwas geleistet wird.
Denn Arbeitcn ist für die Arbeiterschaft bes
ser als stempeln gehen, und da nützt das
Debattieren und das Streiten nichts, sondern
entscheidend sind hier (ILebhafte Zwischen
rufe bei der SPÖ) J wie vorhin der Herr
Abg. Hainisch gesagt hat, nicht Ihre Worte,
sondern die Taten, die die niederösterreichi
sche Landesbauverwaltung und ihr zustän
diger Referent, der Herr Landeshauptmann
stellvertreter KargI, gesetzt haben. (Ruf bei
der SPö: 60.000 Arbeitslose!) Wir könnten
noch weitere Vorschläge machen, wenn dieser
formale Streit über Zuständigkeit oder Nicht
zuständigkeit endlich geklärt werden könnte.
Ja, es könnte sicherlieh mit Ausnahme der
großen Kälteperiode jetzt den ganzen Winter
hindurch schon manches geleistet werden.
Auch in Ybbs-Persenbeug könnte schon längst
mit Dammschüttungsarbeiten, mit Straßen
verlegungen und Straßenbegradigungen im
IWckstaugebiet des Donaukraftwerkes begon
nen werden. Warum hat der zuständige
Ressortminister noch nicht dafür Sorge ge
tragen, daß damit begonnen wird? Weil er
nur reden will, aber keine Handlungen und
Taten setzen will. (Landeshauptmann-Stell
n:rtreter Popp: Weil der Finanzrninister nur
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zehn Millionen zur Verfügung gestellt hat!)
Der Herr Minister Waldbrunner soll mit
Niederösterreich verhandeln und soll der
50prozentigen Beteiligung zustimmen, und ich
bin überzeugt, wir werden genau so wie bei
den Kampkraftwerken auch hier einen Weg
finden, daß gearbeitet werden kann. (Leb
hafter Beifall bei der ÖVP. -- Abg. Petten
auer: In Ybbs-Persenbeug ist also Sommer,
überall sonst is,t Winter!)

Ich kann noch ein arbeitsbeschaffendes
Kapitel aus dem Reich des Herrn Ministers
Wald!brunner bringen. Es hat die Fraktion der
christlichen Gewerkschafter in der Arbeiter
kammer und im Gewerkschaftsbund bereits in
ihrer Resolution an den Herrn Bundes'kanzler
davon ge~prochen,daß Niederösterreichs größ
ter MetaUbetrieb, die verstaatlichten Schoeller
Bleckmann-Werke in Ternitz, im Vorjahr
hunderte Arbeiter entlassen haben, und daß
bis zum 31. Delzember 1953 in Ternitz kur!z
gearbeitet wUl'de. Vom 1. Jänner an wird
wohl vollgearbeitet, llJher man hat schon wie
der einen Vertrag auf Kurzarbeit geschlossen,
so daß man jederzeit wieder mit der Kurz
arbeit einsetzen kann. (Ruf links: Die Ur
so,chen?) Die wel'de ich gleich ,sagen. Die
Statistik zeigt, daß am 31. Jänner 1953 in der
MetallaI"beiterbranche 4223 vorgemerkte
AJ:"beitsuchende fest'zustellen sind. Am 31. Jän
lJer 1954 waren es 4696, das ist eine Steige
rung um 473! Meine Herren, diese Steigerung
gleicht der Zahl jener Arbeiter, die in Ternitz
entlassen worden Siind fast auf das Haar.
Darf ich Ihnen jetzt noch etwas zeigen und
sagen: Hier in der "Weltpresse" (zeigt die
Zeitung), heutige Mittag- und Abendaus
gabe, wird das bekannte Plakat des schwar
zen Raben mit der Arbeitslosenkarte im
Schnabel gezeigt. Meine Herren, Sie haben
sich heute verzeichnet, Sie haben einen fal
schen Vogel gewählt, denn diese Arbeitslosen
karte trägt ein roter Falke und der heißt
Waldbrunner. (Be'ifall rechts.)

Ich bin vorhin "in einem Zwischenruf über
die Ursachen der Kurzarbeit in Ternitiz ge
fragt worden und was gegen sie zu machen
sei. Ja, verehrter Herr Zwischenrufer, Sie
müßten zuständigkeitshalber den Minister
Waldbrunner fragen und nicht mich, weil ich
nicht der Ressortminister bin. Ich will Ihnen
aber sagen, was man machen könnte, wenn
ich Minister wäre. Ich würde den Ternitzer
Werken mehr Aufträge geben, als es bisher
der Herr Minister Waldbrunner gemacht hat.
Ich kann nicht auf der einen Seite die Auf
träge kürzen oder überhaupt keine Aufträge
geben und dann irgendwie mit Arbeitslosen
zahlen Demagogie betreiben. (Landesrat
Stika: Sie haben keine Ahnung, wie es auf

dem Stahlmarkt ausschaut! -'- Reden Sie
doch kei,nen Unsinn!) Ich muß feststellen, auf
der linken Seite des Hauses ist heute eine
Nervenkrise nach der anderen zu verzeichnen!
Herr Landesrat Stika, auch darüber werden
wir noch sprechen. Wir haben diese Fragen
jetzt sehr genau studiert, denn einmal ist es
Zeit, mit Ihrer Demagogie Schluß zu machen,
u'nd einmal haben wir es auch satt, daß Sie
immer alle Verantwortung nur der stärksten
Partei übertragen wollen, um sich, wenn es
Schwierigkeiten gibt, aus dem Staube zu
machen. Mehr als die Hälfte der wirtschaft
lichen Macht in Österreich liegt in den Hän
den ode'r in der Kontrollsphäre des Verstaat
lichungsministers Waldhrunner! Wer also
hier anschaffen will, wer die Macht haben will
und wer die Kontrolle ausübt, der muß auch
mitverantworten und darf sich um diese Ver
antwortung nicht herumdrücken.

Ich darf Ihnen auch noch etwas sagen.
Wenn man vieUeicht mit dem Gedanken spie
len sollte, gewisse Betriebe der verstaatlich
ten Wirtschaft aus NiederÖ'sterreich zu ver
lagern oder abzuziehen, dann haben Sie mit
dem größten Widerstand von unserer Seite
zu rechnen. Keinen einzigen Arbeit,splatlz in
Niederösterreich werden wir freigeben! Wir
werden Sorge tragen, daß auch die nieder
österreichische Arbeiterschaft einmal erfährt,
wie diese Dinge liegen. Sie dürfen nicht glau
ben, daß Sie hier nur einseitige Beschuldigun
gen aussprechen können, um sich immer in
das schöne Licht zu stellen. (Zwischenruf des
Abg. Staffa.} Herr Kollege, wenn Sie viel
leicht die Güte hahen wollten, mir den Ge
fallen zu tun, dem Herrn Minister Wald
brunneI' meine Vorschläge zu unterbreiten! Er
wird für Sie ein willigeres Ohr haben als für
mich. Die Losung heißt also, mehr Arbeit
für Ternitz und keine Verlagerungen ver
staatlichter Betriebe aus Niederösterreich.
Diese Fragen sind zu lösen und über sie kann
Minister Waldbrunner entscheiden.

Meine sehr verehrten Frauen und Herren!
Wir hatten heute hier einmal Gelegenheit,
über dieEe Dinge sehr offen zu reden und
hierzu eine Reihe von konkreten Vorschlägen
zu machen. - Wir werden sicherlich noch
einige Vorschläge bringen. Es liegt nun (zur
Seite der SPö gewendet) an Ihnen, mitzutun,
und zwar mitzutun im Interesse der Arbeiter
schaft von Niederösterreich. Sie haben hier
nicht mehr das Recht, allein über Arbeiter
interessen zu sprechen, schon gar nicht mit
Demagogie! Wollen Sie also die InteresHen des
Landes Niederösterreich wirklich wirksam
vertreten, dann !schließen Sie sich unseren
konkreten Vorschlägen an und hören Sie mit



362 Landtag von Niederösterreich. V. Session der V. Wahlperiode. 10. Sitzung am 3. Februar 1954.

dem demagogischen Spiel der Verhcizungen
[)Uf. (Beifall bei der Ö llP.)

PRÄSIDENT SASS MANN : Zum Worte ge

Inngt Herr Abg. Hilgarth.

Abg. HILGARTH: Bohes Haus! Wir haben
heute eine Deb'ltte über die Frage der Arbeits
losigkeit in Niederösterreich abgeführt, die
dureh zwei Anträge, die wir an den Herrn
Landeshauptman'n gestellt haben, veranlaßt
wurde. Ich möchte am Beginn meiner Aus
führungen einmal etwas Grundsätzliches fest
stellen. Aus den verschiedensten Zeitungs
E1eldungen der SPÖ, aber auch aus verschie
denen, von sozialistischer Seite veranlaßten
Radioberichten ist immer eine Grundlinie zu
entnehmen gewesen: Die SPÖ sorgt dafür, daß
die Arbeitslosigkeit kleiner wird, und die
ÖVP ist der böse Knabe, der jeweils dagegen
auftritt oder überhaupt nichts unternimmt.
Ich möchte h i e1' einmal zu diesen Auslassun
gen vollkommene Klarheit schaffen. Meine
Herren von der Sozialistischen Partei, halten
Sie uns doch nicht für dumm, denn die Be
handlung der Arbeitslcsenfrage ist doch etwas,
was uns genau so berührt, und zwar
genau so positiv berührt, wie sie Sie
angeht. Die Arbeitslosiglteit ist ein Elend, und
mir erzählen Sie nicht, was es heißt, hunderte
und tausende Menschen einer Gemeinde ohne
Verdienst zu wisEcn. Ich bin aus einer Indu
striegemeinc!e, ich bin dort zum größten Teil
meines Lebens gewesen und kenne daher die
Nöte gerade dieser Kreise am besten. Und
wenn Sie meinen, daß alle Leute, die arbeits
los sind, nur Mitglieder der SPÖ sind,dann
täuschen Sie sich ganz gewaltig. Die Not der
Arbeitslosigkeit, darauf hat schon Kollege
Cipin hingewiesen, trifft ohne Rücksicht auf
die VVeltanschauung, ohne Rücksicht auf die
parteipolitische Einstellu'ag jeden, den es er
viiseht. Aus diesem einen Grund allein schon
wäre es nil' uns als Vertreter der ÖVP in
einer öffentlichen Körperschaft unmöglich,
nichts zu tun --- was Sie uns eben vor
\verfen ---, mn einem allgemeinen Übel Ein
halt zu gebieten. Es ist richtig, was mein
Vorredner bereits erwähnt hat, mit bloßen
Reden, Resolutionen, Zeitungsartikeln und
Zwiegesprächen im Radio, die noch da,zu ein
seitig aufgebaut worden sind, wird man kei
nem einzigen Arbeitslosen einen Arbeitsplatz
oder einen Verdienst verschaffen. Diese Frage
zu lö'Oen wird aber noch dadurch besonders
schwierig, weil in diese Angelegenheit leider
Gottes in der letzten Zeit noch viele andere
Gesichtspunkte hineingetragen wurden, die
nicht gerade zu einer friedlichen Auseinander
setzung, sondern vielmehr zu einem noch i

größerem Zwiespalt in diesen Auseinander
setzungen führen. Sie brauchen nur den Leit
2-rtikd in der "Arbeiter-Zeitnng" vom 13. Jän
ner lesen. Ich weiß nicht, ob der 13. gerade
ein ominöGcr Tag sein soll. Der Leitartikel
unter cer Überschrift: ""Vas treibt Herr
Steinböck?" stammt sicherlich aus einer Feder,
die uns allen bekannttist, wenn sie auch nicht
separat mit etwa Austria-"Pollak"-Agentur
angeführt ist. Aber sie stammt anscheinend
aus dieser Quelle. Und wenn ich hier in Zu
sammenhang mit der Gemeinde Wien etwas
daraus verlef'e, so mache ich es deswegen, um
dem Hohen Haus ganz klar zu zeigen und noch
einmal vor Augen zu führen, mit welchen
Dingen die. Fra ge der Arbeitslosigkeit hier
künstlich verquickt wird, wie sie verschärft
und unlösba.r gemacht wird. Es schreibt hier
der Artikelschreiber (liest):

"Die ÖVP mit ihrem Landeshauptmann
Steinböck, dem Nachfolger Reithers, hat an
die Stelle der Zusammenarbeit eine brutale
Willkürhern:ehaft gesetzt. In den Landes
ämtern macht sich eine Protektions- und
Korruptionswirtschaft breit und zu all dem
gesellt sich das Unvermögen und der Mangel
an gutem Willen, die wirtschaftlichen Schwie
rigkeiten des Landes zu beheben, vor allem
die Arbeitslosigkeit zu lindern. Ein Landes
hauptm.ann, der ein Biertü,chdiktator ist,
eine Freunderlwirtschaft, aus deren Schoß die
Dr. Simmer und Vanura kommen, und eine
ungeheure soziale Verantwortungslosigkeit,
deren Folgen eine Arbeitslosenzahl von"
- damals - ,,45.000 ist - das sind die
charakteristischen Merkmale der öVP·Wirt
schaft in Niederösterreich. " (Hörthörtruje
bei der öllP.)

Ich glaube, meine Herren, steigerungsfähig
ist diese Äußerung nicht mehr. Und wenn Sie
hier fast der gesamten Beamtenschaft in die
ser Verallgemeinerung Korruptionswirtschaft,
Unverständnis und Unvermögen vorwerfen,
0.2nn weise ich das genau so zurück, wie ich
das bereits in meiner Rede bei den Verhand
lungen über den Voranschlag 1954 getan
habe, daß man nämlich einen Einzelfall nicht
verallgemeinern und so die gesamte Beamten
,:chaft treffen darf. Sie dürfen aber nicht
glCluben, daß mit solchen Äußerungen auch
mü' ein Mensch, der draußen steht und auf
Bc:o:chäftigung wart'2t, einer Beschäftigung
zugeführt wird. Ja ich möchte sagen, daß
der Artikelschreiber das gegen sein besseres
\Vü,'':Oem. geschrieben hat. Diese Feststellung
muß ich machen. wenn einerseits gesagt
wird, daß die Arbeitslosigkeit heuer bei uns
in Österreich Formen angenommen hat, die,
grob gesprochen, des,wegen katastrophal sind.
weil sich die Verantwortlichen angeblich
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darum nicht kÜmmel'll, und wenn ander
seits Niederösterreich in diese Kampagne
hineingezogen und in allen möglichen Ton
arten der Mehrheit die Schuld daran gegeben
wird, obwohl man weiß, daß seit Monaten, ja
seit einem Jahr wirklich die ernstesten Be
strebungen vorhanden sind, diese Dinge so zu
lenken, daß sie bis zu dem Beginn der jetzigen
außergewöhnlichen Witteruugsiverhältnisse
einen anderen Weg genommen haben.

Seien wir doch ehrlich und schauen wir
uns die Bes,chäftigtenziffern und die Arbeits
losenziffern bis zum Dezember 1953 an! Sie
werden feststellen müssen, daß in den Mona
ten Oktober, November und Dezember, in
denen es sonst bereits ein sehr starkes An
steigen der Arbeitslosenkurve gegeben hat,
dies im vergangenen Jahr nicht der Fall
gewesen ist. Im Gegenteil, wir konnten fest
stellen, daß in diesen letzten drei Monaten
des Jahres 1953 sogar weniger Al1beitslose
gezählt wurden als im Jahr 1952. Und auf der
anderen Seite können wir feststellen, daß die
Zahl der Beschäftigten in die,sen Monaten
größer war, und z,war im ganzen Bundesgebiet
um rund 30.000 Personen, als in der gleichen
Zeitspanne des Jahres 1952.

Wieso man aus diesen Dingen eine "kata
strophale Entwicklung" ableiten kann, ist mir
unerklärlich. Daß abnormale Witterungsver
hältnis,se eingetreten sind, können Sie nicht
verhindern, das kann die Gemeinde Wien
nicht verhindern, und das kann niemand, der
hier tätig eingreifen kann, anders machen als
wir. Das ist nicht nur durch die strukturellen
Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt bedingt,
sondern das ist eine Folge der außergewöhn
lichen klimatischen Verhältnisse.

Ich muß auch darauf zurückkommen, in
welcher Form diese Propaganda aufgezogen
Wil1d. Aus der "Arbeiter-Zeitung" geht klar
hervor, daß der Leitartikel so geschrieben
wurde, damit dabei gerade das Land Nieder
ö,sterreich seinen Teil abbekommt. Bei ver
schiedenen Besprechungen des "unpolitischen"
Gewerkschaftsbundes mit einem Bundesrat in
einer Radiosendung ist diese Tendenz eben
falls festzustellen gewesen. Ich bin immer
dafür, daß man in solchen Dingen nicht die
halbe Wahrheit, sondern die ganze Wahrheit
sagt. Dann kOflmt man nämlich zu ganz an
deren Schlüssen, als sie sonst in die Welt
öffentlichkeit hinausgesagt werden.

Da antwortet zum Beispiel in dieser Radio
sendung jemand auf eine Anfrage eines
Arbeiters, die selbstverständlich gestellt ge
wesen ist -, dieser jemand ist ein Bundesrat
Ihrer Partei, ich habe leider seinen Namen
nicht gehört, weil ich ein bißchen zu spät ge
kommen bin -, wie es mit der Entwicklung

der Arbeitslosigkeit und mit dem Konsum
ausschaut. Und da antwortet der Mann und
erklärt, daß durch dals Absinken der Zahl der
Arbeiter beziehungs,weise durch das Steigen
der Arbeitslosigkeit die Volks~virtschaft auf
der Konsumseite ungefähr einen Schaden von
,etwas mehr als 500 Millionen Schilling er
leidet. Er verschweigt aber - und das ist es,
was ich ihm ankreide, nämlich daß er auf der
anderen Seite nicht erklärt hiit, wiewohl er es
wissen müßte --, daß durch einen Zuwachs
von 30.000 Beschäftigten mehr als 100 Mil
lionen in den Konsum eingeführt wurden. Sie
sehen also die tendenziöse Darstellung: auf
der 8inen Seite das Schlechte hervorheben, auf
der anderen Seite aber das Positive und Gute,
was dieses Schlechte wieder aufhebt, ver
schweigen, weil eine gewis.se Stimmung im
Schatten der kommenden Wahlen hervor,
gerufen werden soll. Oder wenn die Frage
gestellt wird, wie das Verhältnis der Arbeits
losigkeit in NieiderÖiSterreich zu jener in Wien
steht, und der Herr Bundesrat die Antwort
gibt, in Wien schaue es wesentlich besser aus,
denn es gä;be heute schon technische Mögl,ich
keiten, um auch die Beschäftigung im Bau
gewerbe während der schlechten Jahreszeit
durchführen zu können. Der Herr Bundesrat
hat aber dabei verschwiegen, daß die tech
nischen Möglichkeiten bei Bauten in Nieder
österreich von denen in Wien grundverschie
den sind. Es hat bereits heute Abg. Ernecker
darauf hingewiesen, daß man bei Bauten, wo
200 und 300 Wohnungen in einem Komplex
stehen, die Innenarbeiten auch in der kalten
J ahreslzeit durchführen kann. Solche Bau
anbeiten können aber bei uns in Niederöster
reich nicht geleistet werden, die Gründe hier
für wurden schon angeführt. Trotzdem hat
aber auch das Land Niederösterreich schon
dafür gesorgt, daß dort, wo die technische
Möglichkeit besteht, auch während der Win
terszeit die Beschäftigung durchgelzogen wird.
Wenn Sie die Bauten am Kamp betrachten, für
die 300 Millionen gesichert erscheinen und
für die die Österreichische Volks:partei allein
die Verantwortung für den damaligen Land
tagsbeschluß auf sich genommen hat, weil Sie
ihn ja abgelehnt hahen, so werden Sie zu
geben müssen, daß auch im heurigen Winter
auf den geschützten Baustellen noch 300 bis
400 Menschen in Arbeit 'stehen. (Beifall bei
der ÖVP.)

Wenn hier immer wieder die Schuld der
öVP zugeschoben wird, dann glaube ich, kön
nen wir auf Grund der Verhandlungen des
Landtages im vergangenen Jahre ruhig dar
auf verweisen, daß wir, angefangen vom
Budget 1953 über das Nachtragsbudget 1953
bis über den 60-Millionen-Kredit für Wasser-
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bauten und die Übernahme der Haftung für
den 300-Millionen-Kredit der NEWAG, dafür
gesorgt haben, daß die notwendigen Gelder
für die Schaffung von Arbeitsstellen und für
deren Sicherung zur Verfügung stehen. Es ist
nur eine Frage der Witterung, daß diese Gel
der in produktive Arbeit umgesetzt werden.

Wenn Sie soviel von der Vernachlässigung
Niederösterreichs reden, so hat bereits der
Kollege Stangler einen konkreten Fall hierfür
aufgezeigt, und dieser konkrete Fall ist Ybbs
Persenbeug. Wir kommen um diesen Fall nicht
herum, weil er wirklich ei.neGroßbaustelle für
Niederösterreich darstelIen wird, um die wir
Niederösterreicher oft die anderen Bundeslän
der beneidet haben. Sie brauchen nur an das
Tauernkraftwerk und andere im Westen auf
geführte Großbauten denken, dann werden Sie
wissen, daß gerade wir Niederösterreicher an
der Verwirklichung dieses großen Planes
höchst interessiert s,ind. Und wenn Herr
Minister Wald/brunner angegriffen wurde, so
glaube ich, mit vollem Recht, denn es kommt
nur auf seinen Willen an, daß endlich einmal
die Verhältnisse bei Ybbs-Persenbeug tech
nisch, finanziell und rechtlich so bald wie
möglich geklärt werden. Von dem Streit, der
in dieser Sache aufgeführt wird, hat kein
Arbeitsloser etwas. Wenn Sie aber Ybbs
Persenbeug schon nicht gelten lassen wollen,
dann fragen Sie doch einmal den Herrn Mini
ster Waldbrunner, wie viel von den fünf Mil
liarden SchiHing, die ihm aus ERP-Mitteln
für die verstaatlichten Betriebe zur Ver
fügung gestelIt wurden, in Niederö'sterreich
verbrauch t wurden. (Landeshauptmannstell
vertreter Popp: Da müssen Sie die ganze
Regierung fragen!) Von diesen fünf Mil
liarden waren es 500 Millionen, und jetzt
sagen Sie, wo und wie Niederösterreich hier
im Vorzug gestanden ist ! (Landesrat Stika:
Herr Kollege, reden Sie nicht so, Sie wissen
genau, daß das von der ZustimmU<ng der
Amerikaner abhängt! Ich hätte S'ie für ernster
gehalten, Sie sind doch nicht der Stangler!)

Es gibt aber noch weitere Angelegenheiten.
So haben wir z. B. einen Streit über die Flug
hafengesellschaft gehabt. Da haben wir Nie
derösterreicher auch dafür gesorgt, daß Nie
derösterreich in dieses Geschäft einsteigt,
damit auch unsere Interessen namentlich in
der Frage der Beschäftigung vertreten werden.
Oder sagen Sie mir die Meinung des Herrn
Ministers Waldbrunner zur Liberalisierungs
frage ! Sagen Sie mir, wie schaut es mit den
Kokslieferungen aus! Während der Koks mit
710 S pro Tonne zu erhalten ist, müssen Sie
ihn der VöESt. mit 800 S bezahlen! Da ist es
begreiflich, daß Minister Waldbrunner gegen
die Liberalisierung Einspruch erhebt, Genau

dasselbe haben wir beim Eisen. Unseve Preise
liegen 60 Prozent über den Pre,isen anderer
Länder. Warum liegen sie darüber? (Landes
rat Stika: Sie haben hier die bäuerlichen
Vertreter sitzen, fragen Sie die, warum sie
gegen die Liberalisierung sind?) Die haben
einen ganz anderen Grund!

Ich sage Ihnen ganz offen, diese Dinge
sind von uns nur deswegen vorgebracht wor
den, weil es notwendig ist, gegen alle diese
falschen Behauptungen und die irreführenden
Artikel und Zwiegespräche Stellung zu neh
men und sie ins rechte Licht zu rücken. Die
ÖVP hat in Niederösterreich dafür gesorgt,
daß die Arbeitslosigkeit überwunden wer
den kann. Und ich glaube der Ansicht Aus
druck geben zu können, daß mit dem Tage,
an dem die Kälte gebrochen ist, die Kurve
der Arbeitslosigkeit steil absinken wird. Wir
werden dann imstande sein, gemeinsam dieser
Geißel der Menschheit entsprechend entgegen
zutreten, wiewohl es verschiedene Dinge
ge-ben wird, die wir vielleicht im eigenen Wir
kungskreis 'erledigen werden können. Ich gebe
auch der Hoffnung Ausdruck, daß es dem
Herrn Finanzreferenten möglich sein wird,
die Summen, die wir für Wohnungsibauten
budgetmäßig vorgesorgt haben, so rechtrzeitig
bereitzustellen, damit wir bei Begi'nn der Bau
saison diese Mittel rechtzeitig einsetzen und
dadurch die Arbeitslosigkeit lindern können.
Das Land wird alle Wege einschlagen, um
neben den Wohnungsneubauten auch die
Reparaturen an den alten Häusern im Inter
eEse sowohl des Hausbesitzers als auch des
Mieters zu finanzieren, damit auch auf die
sem Gebiet in Niederösterreich zusätzUche
Arbeitsplätze ges,chaffen und wieder eine
Gruppe von Menschen in Verdienst und Arbeit
gebracht wird. Es werden vielleicht noch
andere ähnliche Arbeiten ins Auge gefaßt
werden, über die ich heute noch nicht reden
möchte. Sicher ist, daß die ganze Angelegen
heit in ein Licht gerückt wurde, bei dem nur
darauf Rücksicht genommen wird, die öVP
in Niederösterreich als das hinzustellen, was
ich eingangs meiner Ausführungen vorge
bracht habe, nämlich als diejenige Partei, die
an der Arbeitslosigkeit in unserem Lande
schuld ist. Dabei ist aber festzustellen, daß die
Zahl der Arbeitslos;en nach den neuesten
Angaben rund 52.000 beträgt, und diese Zahl
liegt in diesen kalten Tagen nicht einmal
wesentlich über der Zahl des vorigen Jahres.
(Abg. Wenger: 59.700!) Das ist deine Ansicht,
i(;h habe eine Statistik, die auf amtlichen
Nachrichten beruht und von der ich weiß, daß
nur 52.000 und etliche hundert Arbeiter
arbeitslos sind.

Ich möchte noch eines dazu sa,gen. Es ist
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über-haupt müßig, einen Vergleich von
Arbeitslosenziffern der heutigen Zeit mit
jenen der vergangenen Jahre anzustellen und
zwar deswegen, weil sich die Vergleichslba8'is
von Jahr zu Jahr ändert. Vollkommen ab
wegig ist es aber, die Arbeitslosenziffer aus
den Jahren 1933 oder 1934 mit jener der heu
tigen Zeit zu . vergleichen. Erstens ist der
Personenkreis nicht derselbe und zweitens ist
auch die rechtliche Regelung des Versiche
rungswesens anders. Während damals die
Arbeit8'losenunterstützung fast noch eine Für
sorgeeinrichtung gewesen ist, ist sie heute
versicherungstechnisch aufgebaut und umfaßt
natürlich einen viel größeren Personenkreis,
als es früher der Fall gewesen ist. Daher wird
jeder Vergleich, den wir hier anstellen, hinken,
es sei denn, daß wir imstande sind, die rich
tige Vergleichsbasis zu finden. Ich möchte
dazu noch folgendes sagen: Glauben Sie denn,
wir als Österreichische Volkspartei hätten nur
unsere Freude daran, in die Arbeitslosen
ämter Niederösterreichs noch mehr Geld hin
einstecken zu müssen, als es bis jetzt bei
Anspannung aller unSHer Kräfte der Fall ist!
Damit aber dem Lande die hierfür notwen
digen Mittel zmfiießen, müssen auch Sie dafür
sorgen, daß Niederösterreich wirklich gerecht
behandelt wird. Sie kennen meine Ausführun
gen zum Voranschlag 1954 und wissen, wie
ich mich damals für eine gerechte Aufteilung
der Steuern auf die einzelnen Bundesländer
eingesetzt habe. Es wäre notwendig, daß wir
diese Frage neuerlich aufgreifen. Auch hier
könnten wir in das Königreich Waldbrunner
hineinleuchten, denn es ist Ihnen, ebenso wie
uns, bekannt, daß uns in Niederösterreich
gerade in der Frage der Straßenerhaltung
große Kosten durch die Straßenbenützung
seitens jener Fahrzeuge erwachsen, die mit
Wiener Nummern laufen und der Post und
der Bundesbahn gehömn. Das hat sich bereits
zu einem großen Nachteil für Niederöster
reich entwickelt. Helfen Sie uns, daß die
Straßen Niederösterreichs, die durch die
Fahrzeuge des Bundes so stark abgenützt
werden, aus Bundesmitteln auch entsprechend
ausgebessert und instand gesetzt werden.

Wenn hier behauptet wurde -- ich glaube
Kollege Nimetz war es -, daß bereits im
Oktober die AI1beiten an öffentlichen Bauten
in Niederösterreich eingestellt wurden, so
möchte ich ihm auch hier einige Ziffern ent
gegenhalten. Es sind mir die Daten der Straßen
und Brückenbauabteilung des Landes bekannt
- ich zweifle nicht, daß es bei den anderen
technischen Abteilungen des Landes genau so
ist -, nach welchen im Oktober noch 60.000
Arbeitsschichten geleistet wurden; im Novem
ber waren es 48.000 und im Dezember waren

es 46.000 AI'beitsschichten! Von einer Ein
stellung der Arbeiten kann also keine Rede
sein, und das Absinken von 64.000 auf 46.000
Arbeitsschichten ist nur durch die Wit
terungsverhältnisse bedingt. Ich habe die
feste Überzeugung, daß diese Verhältnisse
genau so beim Wasserbau, beim Kanalisations
bau und hei den Wasserleitungsbauten vor
liegen.

Ich glaube, daß uns die Ausführungen, die
uns der Herr Landeshauptmann in seiner

/ Anfragebeantwortung gegeben hat, wirklich
befriedigen können, weil sie die tatsächlichen
Verhältnisse darstellen, und weil sie das ver
zerrte Bild von der AI'beHslosigkeit in Nie
derösterreich, wie man es bisher darzustellen
beliebte, wieder auf das richtige Maß zurück
führen.

Ich erlaube mir daher, folgenden Antrag
zu stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Die Beantwortung durch den Herrn Lan
deshauptmann über die Anfrage der Ab
geordneten Endl, Hainisch, Hirmann, Hil
garth, Ernecker, Etlinger und Genossen, be
treffend das Ausmaß der Arbeitslosigkeit in
Niederösterreich und Maßnahmen zur Be
kämpfung derselben, wird mit Befriedigung
zur Kenntnis genommen." (Lebhafter Beifall
bei der ÖVP.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge
meldet ist Herr Abg. W 0 n d I' a k.

Abg. WONDRAK: Hoher Landtag! Ich
möchte nicht in den Fehler verfallen, den
wir jetzt von einigen Rednern gehört haben.
Der Ausgangspunkt der heutigen Aussprache
ist ja eine gestellte Anfrage des Klubs der
Österreichischen Volkspartei an den Landes
hauptmann gewesen, der darüber Auskunft
geben sollte, wieviel an Arbeitsbeschaffung
im Lande seitens der ÖVP-Funktionäre ge
leistet worden ist. Das ist eigentlich der
Kernpunkt gewesen, um darzustellen, daß die
ÖVP in diesem Lande unendlich viel getan
hat, um Arbeitsplätze zu schaffen.

Nun haben wir im Verlaufe der Diskussion
gehört, daß, mit Ausnahme der Zahlen, mit
denen der Herr Landeshauptmann gewirbelt
hat und die man natürlich nicht im ersten
Augenblick überprüfen kann, von den Red
nern nichts dazu beigetragen wurde, um
wirklich niederösterreichische Verhältnisse
zu besp,rechen. Das Kernstück der ganzen
Diskussio'n und damit charakteristisch für
den Unernst, mit dem diese Diskuss,ion ge
führt worden ist, war natürlich der Angriff
auf den Minister Waldbrunner. Diesen Mini
ster Waldbrunner haßt man, man macht ihn



. - .._-_.-------------------------------------
366 Landtag von Niederösterreich. V. Session der V. Wahlperiode. 10. Sitzung am 3. Februar 1954.

nützt das, wenn man die ganze Diskussion
auf einem Niveau führt, das dem niederöster
reichischen Landtag wahrlich keine guten
Früchte bringen wird. (Zusti1nmung bei der
SPÖ.)

Ich möchte bei dieser Gelegenheit auf jene
Dinge hinweisen, die in der Anfrage auf
geworfen wurden und die uns unverstä'ndlich
sind. Wie kommt es, Hoher Landtag, daß
man in dieser Anfrage behauptet - wer das
getan hat oder wo, ist ja nicht gesagt wor
den --, daß das vielbesprochene 60-Millionen
Wasserbautenprojekt auf 16 Millionen redu
ziert worden ist? Dieser Teil der Anfrage ist
so unernst, daß man es gar nicht für möglich
halten kann, daß solche Dinge vorgebracht
werden; denn in der offiziellen Aufstellung,
die uns im Zuge der Beratungen über dieses
Programm gegeben wurde, ist eindeutig zu
lesen, daß zwar das Gesamtprojekt einen
Kostena,ufwand von 60 Millionen erfordert,
daß aber im Jahre 1954 nur rund 16 Millionen
aus Mitteln d€s Bundes und des Landes
zur Verfügung stehen. Das ist kein Vorwurf,
denn wir alle wissen, daß solche Bauten in
einem Jahr gar nicht dur~geführt werden
können, ja daß für einrzeIne Projekte sogar
Arbeitszeiten bis zu fünf Jahren vorgesehen
sind. Wie kann man also in einer Anfrage
darauf verweisen, daß irgendwer boshafter
weise ges,agt hahen soll, '!licht 60 Millionen,
sondern nur 16 Millionen werden verbaut?
Denn technisch ist es gar nicht möglich, diese
60 Millionen in einem Jahr durchzuziehen.
Hier kommt es nur darauf an, festzustellen,
welche Beträge für 1954 tatsächlich verbaut
werden können.

Wenn Sie also dies,e Anfrage schon so auf
ziehen, dann müssen Sie verstehen, daß Sie
natürIich auch die entsprechende Antwort
bekommen. (Ruf bei der öVP: Aber in der
»Arbeiter-Zeitung" ist es ja gestanden,
schwarz auf weiß! - Gegenruf bei der SPö:
Stimmt ja auch!) Der Herr Landeshaupt
mann hat ja zugegeben, daß es im heurigen
Jahr nur 16 Millionen slind. (Ruf bei der ÖVP:
Dann kann man nicht sagen) daß das 60-Mil
lionen-Programm auf 16 Millionen z'usammen
geschrumpft ist. - Weitere Zwischenrufe.)
Das ist auch so. Das leHen wir hier in der
Aufstellung des Landesamtes B 3, die auch
Ihnen zur Verfügung steht, so wie mir.
( Abg. Dr. Haberzettl: Dann war das
Demagogie) was in der Zeitung gestanden
ist!) Wieso? Wenn man eine Tatsache nieder
legt und darüber schreibt? (Abg. Zach: Wenn
es von vornherein feststeht) daß es so ist,
dann kann es nicht gekürzt werden!) Von
einer Kürzung ist keine Rede gewesen, lieber
Kollege Zach!

für alles verantwortlich, man macht ihn ver
antwortlich dafür, daß die Arbeit in Ybbs
Persenbeug nicht weitergeht, obwohl jeder
mann weiß, daß im 2. Verstaatlichungsgesetz
genau ausgeführt ist, wie sich die Anteile des
Bundes und der einzelnen Länder verteilen,
und daß. kein Minister, ob er 'nun Waldbrunner
oder Raab heißt, in der Lage ist, allein, ohne
Zustimmung der anderen beteiligten Länder,
den Schlüssel, der im VereinbarungSiwege
zwischen Wien, Niederösterreich, Burgenland
und dem Bund gefundE:>ll wurde, zu ändern
oder gar aufzuheben. Obwohl man das alles
weiß, wird hier glatt in den Saal hinein
gerufen: Ja, der Waldbrunner ist schuld, daß
die Arbeiten im Ybbs-Persenbeuger Werk
nicht vorwärtsgehen. Es wurde lediglich von
einem einzigen Redner so ganz am Rande
bemerkt, daß es bekannt ist, daß es da noch
eine ganze Reihe von Hindernissen und
Schwierigkeiten gibt, die überwunden werden
müssen. Nur war der zweite Satz schon wie
der unernst, in dem gesagt wurde, es sei eben
Sache "\Valdbrunners, diese Dinge zu einer
glücklichen Lösung zu bringen. Als ob Ybbs
Persenbeug nicht eine Aufgabe der gesamten
Bundesregierung wäre, als ob nicht die ge
samte Bundesregierung dafür einzustehen
und die Verantwortul1g dafür zu tragen hätte!
Aber was kümmert man sic):J. darum, man
tüftelt ganz einfach eine Anfrage aus, um
nachzuweisen, welch herrliche Leistungen die
ÖVP in diesem Lande bereits erbracht hat,
und man pöbelt einen Minister ganz einfach
an, beladet ihn mit unernsten und unrichtigen
Vorwürfen und sagt dann: Daran, daß wir in
Niederösterreich 8chwierig1keiten 'haben, ist
l1ur ein Mann schuld, und das ist der Minister
Waldbrunner! Er ist sogar daran schuld, daß
die Straßenverhältnisse in Niederösterreich
so schlecht sind, weil die Postautobusse, die
natürlich zentral gelenkt werden, auf den
niederösterreichischen Straßen fahren. Ich
habe keine Statistik darüber, aber ich weiß,
daß die Wagen der Bundesbahn und der Post
nur einen winzigen Prozentsatz des Ver'kehrs
ausmachen, der sich heute auf den nieder
österreichischen Straßen abspielt. Denen, die
wenige Wagen hinausschicken, allein die Ver
antwortung aufzulasten und zu sagen, daß
diese allein für die schlechten Straßen ver
antwortlich sind, zeigt, daß man angesichts
der kommenden Wahlen dicker aufträgt; das
1st aber etwas, was man schon aus politischen
Erwägungen nicht tun sollte. Was nützt es,
wenn dann ein Abgeordneter "- ich glaube, es
war der Abg. Ernecker - sagt, wir müssen
zusammenarbeiten. Der Kollege Hilgarth hat
ebenfalls versucht, die Atmosphäre auf ein
erträgliches Maß zurückzuführen. Aber was
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jetzt arbeitslos gemeldet worden sind, hat
SchölleI' & Bleckmann entlassen, dann möchte
ich nur fragen: Wissen die Herren etwas da
von, was sich auf dem internationalen Stahl
markt abspielt? Hier sind große wirtschaft
liche Fragen zu lösen, die der niederöster
reichische Landtag und keiner der Herren
Abgeordneten hier lösen kann. Aus diesem
Grunde glauben wir, daß es nicht zweck
mäßig ist, daß diese Dinge hier in so breiten
Formen ausgeführt worden sind. Man kommt
da zu dem Eindruck, daß man sich gedacht
hat, 'nun, über Niederösterreich haben wir
nicht viel zu reden, reden wir von etwas
anderem, reden wir VOn Waldbrunner, von
Postautos, von Stahllieferungen usw. Ich
weiß nicht, ob dieSe Dinge wirklich darnach
angetan sind, um hier eine ernste Frage auch
ernsthaft zu diskutieren. Entsetzt ist man
z. B., wenn man hört -. es war Herr Ab
geordneter Stangler --, wir Sozialisten dürf
ten die Verlagerung von Industrien aus
Niederösterreich in westliche Gebiete geför
dert haben. Ich stelle hier fest, daß die Sozia
listische Partei und der Gewerkschaftsbund
die Gefahr der Verlagerung von niederöster
reichischen Industrien in die westlichen Län
der seit Jahr und Tag erbittert bekämpft haben.
Ich weiß aus meiner eigenen Stadt, daß solche
Verlagerungs1bestrebungen, die dort bestan
den haben, unter dem stärksten Einfluß der
Arbeiterschaft und aller lokalen Stellen
unterblieben si'nd. Ich weiß, daß diese Dinge
von uns ununterbrochen bekämpft werden.
Noch vor zwei oder drei Jahren war die Ten
denz der Privatindustrie. nach dem Westen
abzuwandern, beachtlich groß und stark, und
wenn hier Vorwürfe erhobe'n werden könnten,
dann müßte man diese Vorwürfe denen
machen, die eben diese Verlagerungen nicht
nur probiert, sondern auch tatsächlich durch
geführt haben. Das möchte ich hier fest
stellen, weil man sonst ein ganz falsches Bild
bekommt!

Jetzt möchte ich noch einen Gegenstand
der Diskussion herausgreifen. Es geht uns
nicht nur darum, daß die Bauarbeiter allein
arbeitsl03 geworden sind, denn wir geben
ohneweiters zu, daß bei Temperaturen von
mehr als 12 oder 15 Grad unter Null Bau
arbeiten nicht gemacht werden können. Das
verlangt niemand, daß bei solchen tiefen
Temperaturen Bauarbeiten in großem Um
fang durchgeführt werden. Wenn man dar
über spricht und etwas anderes sagt, so ist
das mit den technischen Tatsachen nicht in
Übereinstimmung zu bringen. Wir müs'sen
aber folgendes feststellen: Bei den Bauarbei
ten handelt es sich darum, daß wir jetzt
schon die Voraussetzungen ,schaffen, damit

Wenn man uns die Verantwortung für die 1
Liberalisierung in die Schuhe schieben will, I
über der€'Il letzte Auswirkungen noch kein
Wirtschaftspolitiker etwas Genaues weiß,
wenn man heute weiter versucht, hier volks
wirtschaftliche Thesen z,u verzapfen, so ist
das doch für jeden, der im Wirschaftslehen
steM, einfach lächerlich. Wissen wir doch,
daß die Liberalisierung die Wirtschaft äußerst
stark beeinflußt, und daß heute noch viele
Dinge ungelöste Probleme sind, wobei nicht
ein Minister, sondern die gesamte Regierung,
zusammen mit der Wirtschaftskammer und
der Arbeiterkammer, noch sehr harte Nüsse
wird knacken müssen. Fragen Sie doch die
Herren, die sich mit dieser Frage beschäftigt
hahen, ob es überhaupt mögl,ich ist, politische
Demagogie für oder gegen solche Dinge zu
betreiben! Hier geht es um Grundfragen der
österreichischen Wirtschaft, und diese Grund
fragen können nur in einer Form besprochen
werden, von der man glaubt, daß sie den
österreichischen Interessen weitestgehend ent
spricht. Wir wissen doch, daß wir bei diesen
Verhandlungen nicht das Gesetz des freien
Hande!ns auf unserer Seite haben, sondern
daß das Ausland auf uns einwirkt, und daß
wir in verschiedenen Dingen werden nach
geben müssen, obwohl wir davon überzeugt
sind, daß dies zumindest vorübergehend eine
Gefährdung der jetzt eingeleierten österrei
chischen Wirtschaftsverhältnisse bedeuten
wird. Wenn man heute schon davon spricht,
daß die Einfuhr italienischer Trauben im
Herbst es mit sich bringen werde, daß der
österreichische Weinhauer seinen Most nicht
mehr wird verkaufen können, so ist das eine
Sorge, die nicht unberechtigt ist. (Abgeurd
neter Dubovsky: Dann muß man es ablehnen!
Wenn man davon überzeugt ist, dann muß
man es ablehnen und darf nicht sagen, wir
haben gebundene Hände! ._. Landesrat Stika:
Das ist doch Quatsch! Lächerlich! -- Weitere
Rufe und Gegenrufe.) Wenn man überzeugt
ist, daß solche Schwierigkeiten auftauchen,
glauben Sie, lieber Herr Abg. Dubovsky, daß
dann ein Mitglied der östermichischen Bun
desregierung die Absicht oder den Mut haben
wird, zum Schaden der österreichischen Land
wirtschaft bewußt solche Vereinbarungen zu
treffen? Ich bin davon überzeugt, daß die
gesamte Regierung ihr Äußerstes tun wird,
um die Schäden, die hier entstehen könnten,
abzuwehren. Es ist einmal so, daß Österreich
im europäischen Raum als wirtschaftlich
kleiner Körper allein nicht wird bestehen
können. Wenn da zum Beispiel noch ein
heftiger Angriff gegen Minister Waldbrunner
wegen Ternitz gestartet worden ist und ge
sagt wurde, gerade so viele Metallarbeiter, als



Landtag von Niederösterreich. V. Session der V. Wahlperiode. 10. Sitzung am 3. Februar 1954.3G8

die Arbeitslosigkeit bei den Bauarbeitern wo
möglich eine sehr kurze ist, daß also jetzt
schon die entsprechenden Aufträge hinaus
gehen, weil ja bekanntlich die Ausarbeitung
der Projekte, die Sicherstellung der Finan
zierung u. dgl. ungemein viel Zeit in Anspruch
nehmen. Aus diesem Grunde möchte ich den
Herrn Landesfinanzreferenten dringend bit
ten, daß die Mittel für alle diese Arbeiten
nicht nur in Aussicht gestellt werden, son
dern daß man schon jetzt in der Frostzeit
die Aufträge vergibt, weil man damit die
Gewähr hat, daß wirklich sofort nach Be
endigung der Frostperiode mit den Arbeiten
eingesetzt werden kann. Ich bin zwar nicht
so optimistisch wie ein Kollege, der gesagt
hat, daß, wenn nur einmal die Kälte vorbei
ist, es möglich sein wird, mit den bereit-'
gestellten Millionen alle Arbeiter, bis auf
einige wenige, auf Arbeitsplätzen unterzu
bringen. Das ist natürlich nicht möglich. Wir
wissen -- eine Umfrage bei den Baumeistern
ergibt dies -, daß die Aufträge in der Bau
wirtschaft für das heurige Jahr äußerst
gering sind. Wir wissen, daß sehr wenige Auf
träge wirklich realisiert sind. Es gibt wohl
viele Projekte, sie sind in Hülle und Fülle
vorhanden, aber wirkliche Aufträge sind nur
mit wenigen Baufirmen abgeschlossen wor
den. Wenn wir nun den Februar auch noch
verstreiche-n lassen, dann kommen wir in den
Mai hinein, bis die Bauarbeiten beginnen
können.

Außer im Baugewerbe und im Bauneben
gewerbe gi,bt es auch in der übrigen I'lldustrie
ganz beträchtliche Arbeitslosenzahlen. Wenn
der Bezirk Schwechat, wie uns gesagt worden
ist, vielleicht günstiger steht, so mag das
zum Teil zutreffen, ich zweifle die hier ge
nannten Zahlen nicht an, aber wir haben doch
für Niederösterreich zu sorgen, und in ganz
Niederösterreich haben wir weit mehr als
50.000 Arbeitslose, die gar keine Aussicht
haben, daß sie in der nächsten Zeit wieder
in Arbeit kommen. Es ist nichts damit getan,
wenn Sie sagen, die Anzahl der Beschäftigten
ist um einige Tausende gestiegen. Eine Wirt
schaft, die nicht fähig ist, der heranwachsen
den Jugend einen Arbeitsposten zu geben, ist
überhaupt nioht wert, daß sie besteht. (Beifall
bei derSPÖ.)Wir müssen nichtimmerjammern,
daß die Geburtenziffer absinkt, sondern wir
müssen dafür sorgen, daß für die kommende
Jugend und für die Jugend von heute Arbeits·
plätze geschaffen werden, aber Arbeitsplätze
nicht nur für ein paar Monate vom Mai bis
Oktober, sondern für das ganze Jahr, damit
sich nicht die Jugend während der anderen
sechs Monate im Stadium der Unterstützung
befindet. Ich kann dem Herrn Abg. Hilgarth

auf keinen Fall zustimmen, wenn er sagt,
früher wäre die Arbeitslosenunterstützung so
quasi eine Fürsorgeeinrichtung gewesen.
Glauben Sie, daß die heutigen Sätze der
Arbeitslosenunterstützung ausreichen, daß die
Menschen ein halbes Jahr oder länger davon
leben können? Die Löhne der österreichischen
Arbeiter sind an und für sich schon so nie
drig, daß sie kaum ausreichen, um die not
we'lldigsten Bedürfnisse für eine Familie zu
decken. Wenn man dann nur die Hälfte dieses
Lohnes hat -und so hoch ist ungefähr der
Arbeitslosenunterstützungssatz -, dann ist
es begreiflich und verständlich, daß diese
Menschen in eine Notlage kommen, weil ihre
Konsumkraft wesentlich absinkt. Ich bitte
also, mit diesen Dingen nicht so zu operieren,
wie sie es eben getan haben. (Abg. Hilgarth:
Ich habe gesagt, daß die Arbeitslosenunter
stützung jetzt versicherungstechnisch auf
gebaut ist, von der Höhe habe ich aber nicht
gesprochen.) Darauf kommt es aber an.
(Abg. Hilgarth: Aber auch auf den Personen
kreis, der heute viel größer ist.) Die Höhe
der Unterstützung ist aber entscheidend für
den Arbeitslosen.

Wenn man nun darangeht und sagt, in
Niederösterreich sei ohnehin vieles geschehen,
nur wir Sozialisten hätten nichts getan, so
möchte ich darauf hinweisen, daß wir bei den
letzten Budgetverhandlungen auf diese Dinge
aufmerksam gemacht und eine Reihe von An
trägen gestellt haben, die nach unserer Über
zeugung ohne weiteres hätten realisiert wer
den können. Das hätte mehr Arbeit bedeutet,
Sie haben aber ganz unernst alle unsere An
träge abgelehnt. Daher können Sie doch nicht
sagen, daß wir Sozialisten dagegen sind, daß
Mittel bereitgestellt werden! Denn das Be
reitstellen der Mittel in diesem Lande ergibt
sich durch die Einnahmen, die dieses Land
aus der Steuerwirtschaft hat, die wir in Öster
reich haben. Der Rahmen dieser Einnahmen
ist bekannt, in diesem Rahmen haben wir uns
zu bewegen und darüber können wir nicht
hinaus. Und wir sind der Überzeugung, daß
die finanzielle Auswirkung unserer Anträge,
die durchweg arbeitschaffend gewesen sind,
im Budget noch zu ertragen gewesen wären.

Wir fordern neuerlich. daß ein Nachtrags
budget erstellt wird, damit noch zusätzliche
Mittel in Arbeit und Verdienst gebracht wer
den können. Der Voranschlag 1954 hat sicher
lich Einnahmenreserven. Diese Reserven darf
man in einer Zeit hoher Arbeitslosigkeit nicht
zurückhalten, sie müssen eingesetzt werden.
Es ist daher unserer Meinung nach eine un
bedingte Notwendigkeit, daß nicht nur die
Arbeiten im Rahme'll der bereits bewilligten
Mittel sofort vergeben werden, weil schon das

F
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Vergeben weitere Entlassungen verhindert
und anregt, eventuell Neuaufnahmen von
Arbeitern vorzubereiten, sondern daß über
den Rahmen des Budgets hinaus die Finanz
kraft des Landes zur Gänze zur Belebung des
Arbeitsmarktes ausgenützt wird.

Ob die niederösterreichische Wirtschaft im
allgemeinen in der Lage sein wird, sich in den
kommenden schweren Jahren zu behaupten,
das werden wir erst sehen. Wir wissem, daß
durch die Einschränkung der Rüstungen
viele Arbeitsplätze in Europa schon fraglich
geworden sind. Darüber kommen wir nicht
hinweg, obwohl wir durchaus nicht der
Rüstung und der Aufrüstung das Wort spre
chen. Aber wir müssen dafür sorgen, daß
die Arbeitsplätze wieder geschaffen werden,
die durch die Einstellung der Rüstungs
industrie verlorengegangen sind. Das sind
große, ernste und schwierige volkswirtschaft
liche Aufgaben, die nicht von heute auf mor
gen gelöst werden können.

Wir wollen also in diesem Haus von Nie
derösterreich sprechen und die niederösterrei
chischen Möglichkeiten verstehen, um sie
auch einsetz-en zu können. Wenn diese Mög
lichkeiten dann noch durch den Bund durch
das Ausland und durch die Privati~itiative
gefördert werden, dann hoffen wir, daß wir
diese katastrophale Massenarbeitslosigkeit
doch werden abbauen können.

300.000 Arbeitslose in diesem Land sind
schon ein Signal, das mam nicht übersehen
darf. Ich stimme der Ansicht zu, daß man die
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit natürlich
nur in ernster, sachlicher Form und unter Er
wägung aller wirtschaftlichen Möglichkeiten
durchführen kann. Wir sind bereit, dabei
sachliche Mitarbeit zu leisten. Aber wir bitten
Sie, sich nicht einzubilden, daß Sie damit, wie
Sie die Dinge heute hier dargestellt haben,
der Arbeitslosigkeit in Niederösterreich auch
nur den leisesten Schlag versetzt haben. Sie,
die Herren von der Volkspartei, haben viel
mehr damit nur den Beweis erbracht daß Sie
auch dieSe Frage dazu benützen w~llen um
gegen die verhaßte Sozialistische Part~i in
irgendeiner Form vorzugehen. Hassen Sie uns
umd hetzen Sie gegen uns, aber seien Sie
überzeugt, die Arbeiterschaft versteht uns.
Wir werden dieser Arbeiterschaft die volle
~ahrheit sagen, und wir sind überzeugt, daß
sre. unsere Sprache verstehen wird. (Starker
Be~falZ bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT SASSMANN : Als nächstem
Redner erteile ich Herrn Abg. H i I' man n
das Wort.

Abg. Ing. HIRMANN: Hoher Landtag! Es
hat fast den Eindruck erweckt, als ob der
Herr Präsident Wondrak zum Boden der Tat
sache'n zurückgefunden hätte, und es war
wirklich erfreulich, daß er die Dinge so ge
nannt hat, wie sie tatsächlich liegen. Ich be
daure aber nur, daß er zum Schluß abschlie
ßend vom Haß gesprochen hat. Denn uns
liegt wahrlich nichts ferner, als Haß zu säen,
denn wir wissen, wer Haß sät, kann nur das
selbe wieder er'nten.

Der Herr Präsident hat auch gesagt, es war
nicht zweckmäßig, daß über den Rahmen des
Landes Niederösterreich hinaus hier über
Dinge gesprochen wurde, auf die wir keinen
Einfluß haben. Es wäre sicherlich nicht
z,weckmäßig gewesen, wenn Sie (zur Seite der
Sozialisten gewendet) nicht in den" letzten
Wochen in allen Ihren Ausführungen, Bchrift
lich und mündlich, ein Schlagwort gebracht
hätten: Schuld an der Arbeitslosigkeit ist
einzig und allein die öVP, schuld an der
Arbeitslosigkeit ist der Landeshauptm3:nn von
Niederösterreich und der Finanzreferent von
Niederösterreich, schuld sind die ÖVP-Lan
desräte. Ich bedaure dies nicht deswegen, weil
Sie es gebracht haben -- es ist ja an sich
leicht zu widerlegen --, sondern weil damit
von größeren, wichtigeren Aufgaben ab
gelenkt werden konnte. Denn wir dürfen
doch nicht vergessen, daß es kaum einen
Staat, der sich seiner sozialen Verantwortung
bewußt ist, gibt, der sich mit diesem Problem
nicht beschäftigen müßte, und daß jeder die
ser Staaten als ein wirksames Mittel zur
Steuerung dieser wechselnden Konjunktur die
Arbeitslosenversicherung eingeführt hat. Das
war ja auch d~r Grund, warum seit Jahren in
Österreich dem Problem der Arbeitslosenver
sicherung von allen Parteien und von allen,
die dafür verantwortlich sind, die größte Auf
merksamkeit geschenkt wurde.

Ich stehe nicht an zu sagen - das ist
meine persönliche Ansicht und auch die mei
ner Partei --, daß der Staat die Aufgabe und
die Pflicht hat, allen jenen, die unverschuldet
arbeitslos sind, so viel Mittel zu geben, damit
sie ihren Lebensunterhalt hinreichend sichern
können. Wenn dies heute in Österreich und in
a:ndel:en ~taaten noch nicht zur Gänze mög
lrc.h rst, rst das nicht am fehlenden guten
Wrllen, sondern an den harten wirtschaft
liche~ Tatsachen gelegen. Die Einführung der
Arbertslosenversicherung ist ja hauptsächlich
aus zwei Gründen überall notwendig gewor
den: erstens einmal durch das Auftreten von
saisonbedingter, das heißt, witterungsbeding
ter Arbeitslosigkeit - das ist bei den großen
Gruppen Baugewerbe und Landwirtschaft der
Fall -, zweitens durch die konjunktur-
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bedingte Arbeitslosigkeit. Und hier ist es
natürlich Aufgabe der dafür Verantwort
lichen, vorausschauend zu planen, welche
Industriezweige in der nächsten Zeit rück
gängig sein werden und welche wieder Aus
sicht haben, mehr Leute beschäftigen zu
können. Und hier muß ich schon feststellen,
daß diese Aufgabe nicht allein im Rahmen
der niederösterreichischen Landesregierung
gelöst werden kann, sondern daß sie weit dar
über hinaus in erster Linie jenem Ministerium
zufällt, das das größte Wirtschaftspotential
der staatlichen Betriebe zu leiten hat. Wir
wissen schon, daß auch die verstaatlichten
Betriebe von 'der Weltkonjunktur nicht un
beeinflußt bleiben, aber es mag doch so sein,
daß man manches hätte vorausschauen kön
nen, und daß man manche Planung und manche
Aufgaben anders hätte lenken können. (Zu
stimmung bei der ÖVP.)

Es ist heute hier erwähnt worden, und auch
der Herr Präsident Wondrak hat es zum
Schluß zugegeben, daß niemand jemandem
zumuten wird, bei zehn bisz,wölf Grad Kälte
im Freien zu arbeiten. Das trifft in erster
Linie beim Baugewerbe zu. Es ist aber hier
kritisiert worden, daß manche Bauarbeiten
schon im Oktober und November eingestellt
wurden, als das Thermometer noch lange
nicht unter zehn Grad gesunken war. Ich
glaube, keiner von uns steht dem Bauwesen
so fremd gegenüber, daß er nicht weiß, daß
sehr wichtige Arbeiten Wochen vor Eintritt
des Frostes eingestellt werden müssen, wenn
sie nicht zwecklos, wenn sie nicht ohne den
nötigen Wert sein sollen. Jede Betonierungs
arbeit muß drei bis vier Wochen vor Beginn
des strengen Frostes eingestellt werden, wenn
nicht der Beto'n wieder zerreißen soll. Das sei
nur nebenbei erwähnt. Ich. darf in diesem
Zusammenhang auf die Ausführungen des
Herrn Prä:sidenten Böhm, die er vor gar
nicht langer Zeit vor den Vertretern der Bau
arbeiter gemacht hat, hinweisen. Er hat ein
deutig nachgewiesen, daß das Baugewerbe
über die normale Zahl hinaus Leute auf
genommen und beschäftigt hat, und daß es
ein wichtiges Problem der nächsten Zeit sein
wird, diesen hohen Stand der in der Bau
industrie Beschäftigten wieder auf den nor
malen Stand zurückzuführen. Ich weise des
halb besonders darauf hin, weil diese Leute,
die zusätzlich in der Bauindustrie Unterkunft
fanden, aus der Landwirtschaft kamen. Wir
haben, als diese Abwanderung einsetzte, mit
ernster Sorge auf diese Tatsache hingewiesen;
sie wurde nicht ernst genommen, man
brauchte damals Bauarbeiter, und gerade
solche waren willkommen, die aus der Land
wirtschaft kamen, weil sie die Hilfsarbeiter

stellten, während jene, die aus der Stadt
kamen, die gelernten oder besser bezahlten
Arbeiter stellten. Ich muß heute hierzu nur
feststellen, daß es ein Zurück dieser Arbeiter
in die Landwirtschaft nicht mehr gibt, denn
die Arbeitsplätze, die sie seinerzeit dort ein
genommen haben, sind heut~' mit Maschinen
ausgefüllt; die Landwirtschaft mußte sich
eben dieser T'atsache anpas'Sen, und 'Sie hat
es auch getan.

Es ist heute auch darauf hingewiesen wor
den, daß sich die bäuerliche Wirtschaft sehr
energisch gegen die Liberalisierung wehrt.
Die Liberalisierung _. wir wissen es, es ist
ja auch hier gesagt worden -- stellt uns vor
sehr ernste Tats'achen und Probleme. Ich darf
aber hier sagen, die Landwirtschaft weiß, daß
die Liberalisierung nicht aufzuhalten ist,
doch ist die Landwirtschaft gegen eine über
stürzte Liberalisierung, und zwar vor allem
deswegen - das ist übrigens heute hier
schon gesagt worden -, weil der Index der
landwirtschaftlichen Produkte etwas über 6
ist, während der Index der industriellen'
Produkte über 10 liegt. Eine Verminderung
dieser Spanne, ist, wie mir scheint, eine wich
tige Aufgabe, wenn die Landwirtschaft, ohne
Gefährdung von vielen tausenden Existenzen
kleiner und mittlerer Bauern, diese Libera
lisierung bestehen soll. Ich darf aber auch
darauf hinweisen, daß gerade bei den Aus
einandersetzungen über die Liberalisierung
von Lebensmitteln allerorten gerade von
seiten der Vertreter der Konsumenten immer
wieder als der Idealfall die ganz billigen
LebenEmittel hingestellt werden. Das sEmmt
nicht ganz, denn wenn immer gefordert wird,
die Lebensmittel müssen noch billiger werden,
man dürfe den Überschuß 'nicht exportieren, um
nur hier die Preise zu drücken, dann muß ich
sagen: Wenn es nicht gelingt, die Kaufkraft
der Landwirtschaft zu erhalten, dann wird
sich die Auswirkung der Liberalisierung auf
die österreichische Industrie und damit auf
die österreichische Arbeiterschaft sehr
schmerzlich bemerkbar machen. Ich kann dar
auf hinweisen, daß gerade die Steyrerwerke
in der letzten Zeit sehr deutlich darüber ge
klagt haben, daß eine große Anzahl von
Traktoren unverkäuflich ist. Steyr steht, weil
die Landwirtschaft nicht kauft! Ich glaube,
die Landwirtschaft kann wieder kaufen, wenn
die Preise der Maschinen im richtigen Ver
hältnis zu den Preisen der landwirtschaft
lichen Produkte stehen werden, die die Land
wirtschaft selbst abzusetzen und zu ver
kaufen hat.

Es ist heute auch gesagt worden, daß die
Verlagerung von Betrieben nach dem Westen
für Niederösterreich sehr bedauerlich ist.

/

J
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Auch das ist vollkommen richtig. Dad ich
aber darauf hinweisen, daß neben anderen
Gründen es der Zug zum bil:ligen Strom war:
der die Betriebe veranl:aßt hat, nach dem
Westen, wo die großen Kraft:werke errichtet
werden, zu ziehen. Schon aus diesem Grunde
glaube ich, daß es für das ganze Land von
besonderer Bedeutung sein wird, wenn zu
dem Ausbau des Kamptalkraftwerkes, das in
vollem Gange ist, auch das des Donaustromes
endlich einmal kommt, damit auch Nieder
österreich, seine Industrie und Landwirtschaft
strom zu einem billigen Preis bekommen.

Ich nehme es gerne zur Kenntnis, wie Prä
sident Wondrak erklärt hat, daß die Aus
führungen der "Arbeiter-Zeitung" nicht so
gemeint waren, daß das 60-Millionen-Pro
gramm des Herrn Landeshauptmannes auf
16 Millionen reduziert worden ist. Tatsächlich
wurde ja in der Landtagssitzung am 12. No
vember dieses Bauprogramm beschlossen, und
es wurde der Verbauungsplan eindeutig jedem
Mitglied des Landtages gegeben. Wenn ich
darauf zu sprechen komme, so geschieht es
auch deswegen, weil - ich glaube der Herr
Abg. Staffa war es - in dieser Sitzung
höhnisch bemerkt wurde, wo wird der Herr
Finanzreferent das Geld hernehmen, beson
ders das Geld, das er vom Bund bekommen
will. Nun können wir mit besonderer Genug
tuung fest1stellen, daß die 10 Millionen Schil
ling, die der Bund für das Jahr 1954 zugesagt
hat, bereits in den Kassen des Landes liegen.
(Beifall bei der ÖVP.) Diese Sorge war also un
berechtigt. Wenn bezweifelt würde, daß nach
Eintritt der wärmeren Witterung und nach
der Inangriffnahme aller Bauvorhaben des
Landes eine wesentliche Besserung der Lage

am Arbeitsmarkt eintreten wird, so glaube
ich, sind diese Zweifel nicht berechtigt. Ich
bin überzeugt, daß, wenn alle diese Arbeiten
in Gang kommen - die Mittel dazu stehen
bereit -, sehr rasch eine wesell1tliche Bes
serung der Arbeitslosiglk:eit eintreten wird.
Wenn draußen eine mildere Luft herrscht,
dann werden wir auch hier, falls es notwendig
ist, über weitere Arbeiten des Landes zur
Verhinderung der Arbeitslo1sigkeit sprechen.
(Beifall bei der ÖVP.)

PRÄSIDENT SASSMANN : Die Debatte ist
abgeschlossen.

Ich bringe nochmals den Antrag des Herrn
Abg. Hilgarth zur Verlesung. (Nach Ver
lesung des Antrages des Abg. Hilgarth) be
treffend Kenntnisnahme der Beantwortung
der Anfrage der Abgeordneten Endl) Hainisch:
Hirmann) Hilgarth) Ernecker) Etlinger und
Genossen durch den Herrn Landeshaupt
mann) : Ich bringe diesen Antrag zur Ab
stimmung. (Nach Abstimmung): Ich kon
statiere, der Antrag ist mit Mehrheit an
genommen.

Der Herr Obmann des Verfassungsaus
schusses hat ersucht, es mögen ,sich die Mit
glieder des Verfassungsausschusses nach die
ser Plenarsitzung zur Nominierung der Be
richterstatter in den Herrensaal begeben.

Somit ist die Tagesordnung der heutigen
Sitzung erledigt.

Die näcruste Sitzung wird auf schriftlichem
Wege bekanntgegeben.

Die Sitzurng ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung um 19 Uhr 17 .Min.)


